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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/678: Klimakampf und Kohlefront - das Gesetz ist gefragt ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Kohleausstieg notfalls ordnungsrechtlich durchsetzen



Anlässlich des Spitzentreffens zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel und
den Ministerpräsidenten der Braunkohle-Länder zum Kohleausstiegsgesetz und
den Strukturhilfen in den Regionen heute Abend erklärt Stefanie Langkamp,
Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Der Kohleausstieg darf nicht länger verzögert werden. Wenn die
Braunkohlebetreiber nicht zu einer Einigung bereit sind, sollte die
Bundesregierung nun zügig den Ausstieg per Gesetz vorbereiten, wie von der
Kohlekommission empfohlen. Sonst bleiben dringende Fortschritte beim
Klimaschutz und die notwendige Planungssicherheit für Regionen,
Beschäftigte und Tagebaubetroffene aus. Strukturhilfen und die Abschaltung
von Kohlekraftwerken dürfen nicht durch eine Blockade der Betreiber weiter
aufgeschoben werden.

2020 muss das Jahr werden, in dem die Bundesregierung angesichts der
Klimakrise endlich angemessen handelt. Deswegen müssen Kohlekraftwerke
zügig vom Netz gehen und stetig klimaschädliche Emissionen reduziert
werden. Zu einem sozialverträglichen Kohleausstieg gehört auch, dass nicht
nur der Hambacher Wald gerettet wird, sondern garantiert werden kann, dass
kein weiteres Dorf mehr dem Braunkohleabbau zum Opfer fällt. Die
Bundesregierung sollte deshalb im Sinne der Kohlekommission gegenüber dem
Betreiber RWE auf einer frühen Abschaltung von 3,1 Gigawatt an den
Standorten Niederaußem und Neurath beharren.?

Aus dem Abschlussbericht der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", S. 64:

"Die Kommission geht davon aus, dass in den Verhandlungen mit den
Betreibern von Braunkohlekraftwerken die gesamte Planung bis 2030
einvernehmlich geregelt wird. Für den Fall, dass eine einvernehmliche
Lösung mit den Betreibern von Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni
2020 erfolgt ist, empfiehlt die Kommission, eine ordnungsrechtliche Lösung
mit Entschädigungszahlungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse
entsprechend dem oben genannten Reduktionspfad umzusetzen. So wird aus
Gründen der Versorgungssicherheit eine planbare Entwicklung
sichergestellt."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/677: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

Kohleausstieg: Konzernforderungen blockieren Strukturmittel



Cottbus - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA kritisiert vor dem heutigen Treffen der
Bundesregierung mit den Kohlekraftwerksbetreibern, dass überzogene
Entschädigungsforderungen der Konzerne bisher auch die Strukturwandelhilfen
für die Kohleregionen blockieren.

"Die Strukturhilfen hängen seit Monaten in der Luft, weil nur um die
einvernehmlichen Lösung mit den Kohlekonzernen verhandelt wurde, ohne
parallel einen verordneten Kohleausstieg vorzubereiten. So konnte jede
überzogene Entschädigungsforderung der Konzerne auch das
Strukturstärkungsgesetz blockieren. Die Kohleregionen wurden trotz
gefeierter Kommissions-Einigung zur politischen Geisel der Konzerne
gemacht." sagt René Schuster, Bundesvorsitzender des Umweltnetzwerkes GRÜNE
LIGA und selbst Lausitzer.

In den Empfehlungen der Kohlekommission heißt es ausdrücklich:

"Für den Fall, dass eine einvernehmliche Lösung mit den Betreibern von
Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni 2020 erfolgt ist, empfiehlt
die Kommission eine ordnungsrechtliche Lösung mit Entschädigungszahlungen
im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse entsprechend des oben genannten
Reduktionspfades umzusetzen."

Das ist ohne Verzögerungen des Ausstiegspfades nur umsetzbar, wenn die
ordnungsrechtlichen Lösung gesetzlich geregelt ist und am 1. Juli 2020 in
Kraft treten kann. Dies hätte nicht zuletzt ein Inkrafttreten des an den
Kohleausstieg gekoppelten Strukturstärkungsgesetzes auch unabhängig vom
Verhandlungsstand mit den Kraftwerksbetreibern ermöglicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/676: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand nach Gesetz und Regeln ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 10. Januar 2020

GRÜNE LIGA pachtet Grundstück im Tagebauvorfeld bis 2037



Cottbus, 10.01.020. Die GRÜNE LIGA hat ein privates Grundstück im Vorfeld
des Tagebaues Nochten bis 2037 zur Nutzung übertragen bekommen und plant in
den nächsten Monaten dort Bildungs- und Kulturveranstaltungen.

"Die Grundeigentümer aus der Region wollen ihren Wald nicht an die LEAG
verkaufen und ihn stattdessen für gemeinnützige Zwecke nutzen lassen. Wir
werden in den nächsten Monaten Kunstaktionen und Bildungsveranstaltungen
auf diesem Gelände durchführen." erläutert René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Schuster weiter: "Wir gehen davon aus, dass der schrittweise Ausstieg aus
der Braunkohle eine Verkleinerung des Abbaufeldes und eine dauerhafte
Erhaltung dieses Waldes ermöglicht. Mehr Abstand zwischen der Grube und den
Dörfern Rohne und Mulkwitz wird seit Jahren von der örtlichen
Bürgerinitiative gefordert - das neu gestartete Planverfahren zum Tagebau
Nochten wird darüber entscheiden müssen."

Das Waldstück von etwa einem halben Hektar liegt in der Nähe der Ortschaft
Rohne. Die Nutzung für Naturschutz, Bildungs- und Kulturveranstaltungen
wurde in dem im Dezember 2019 abgeschlossenen Pachtvertrag festgeschrieben,
der bis 2037 läuft.

Im Jahr 2017 beschloss der Regionale Planungsverband 
Oberlausitz-Niederschlesien, das Verfahren zum Braunkohlenplan Tagebau Nochten neu zu
eröffnen, um den Erhalt von Rohne und Mulkwitz auch planerisch
festzuschreiben. Ein solches Verfahren ist jedoch ergebnisoffen zu führen
und nicht an das Revierkonzept der LEAG gebunden. Das Bündnis
"Strukturwandel jetzt - kein Nochten II" hatte dementsprechend die
Forderung aufgestellt, genug Abstand zu den Dörfern einzuhalten, um deren
Lebensqualität zu erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.
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BUCHBESPRECHUNG/181: Philipp Ruch, Schluss mit der Geduld. Jeder kann etwas bewirken (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)


Philipp Ruch

Schluss mit der Geduld. Jeder kann etwas bewirken.

Eine Anleitung für kompromisslose Demokraten

Von Klaus Ludwig Helf, Januar 2020



Philipp Ruch hat ein neues Buch geschrieben, in dem er die Strategie
des "Aggressiven Humanismus" als politische Aktionskunst des "Zentrums
für Politische Schönheit" begründet und erklärt. Diese rüttelt mit
ihrer kreativen und direkt-konfrontativen Radikalität und Furiosität
die Öffentlichkeit auf, entfacht Kontroversen, spaltet die Meinungen.
Das Innenministerium wirft Ruch vor, dass er mit radikaler Kunst die
Gesellschaft polarisiere und ließ ihn deshalb als Referent bei der
Bundeszentrale für politische Bildung ausladen. Bereits das
orange-signalfarbene Cover des Bandes scheint vor dem Autor und dessen
"Anleitung für kompromisslose Demokraten" zu warnen. Auch wenn man mit
einigen apokalyptisch anmutenden Diagnosen und Prognosen (z.B.
Vergleich der politischen Situation von heute mit der Endphase der
Weimarer Republik) oder mit den anarchisch organisierten Aktionen
nicht einverstanden sein mag, ist insgesamt Entwarnung angesagt.
Vielmehr geht es in dem Band im Kern um das Projekt einer "wehrhaften
Demokratie" mit Vorschlägen für eine kompromisslose, radikale
Bekämpfung von Demokratiefeindlichkeit, Menschenverachtung, Rassismus
und Diskriminierung mit der Macht der Fantasie - manchmal auch am
Rande der Legalität. Der emotionale, demonstrative Rigorismus gegen
rechts neigt als politische Aktionskunst zum Überdrehen, aber
vielleicht ist das der richtige Weg, um wachzurütteln.

Philipp Ruch ist ein deutsch-schweizerischer politischer
Aktionskünstler. Nach dem Studium promovierte er in politischer
Philosophie und gründete das "Zentrum für Politische Schönheit" (ZPS),
eine Denkfabrik, die Menschenrechte mit politischer Aktionskunst
verbindet. Die künstlerischen Interventionen im öffentlichen Raum
erzielten seit 2009 immer wieder ein breites und kontroverses
Medienecho, so zuletzt der "Bau das Holocaust-Mahnmal vor Höckes
Haus!" (2017) und "Franz von Papen wieder aufgetaucht!" (2019), bei
der die Grabplatte des Reichskanzlers und späteren NSDAP-Mitglieds
Franz von Papen von Wallerfangen (bei Saarlouis) nach Berlin gebracht
und vor der CDU-Bundeszentrale abgelegt wurde.

Der Band gliedert sich in die vier Imperative Denke, Kämpfe, Ächte und
Humanisiere, die als programmatische Formeln und konkrete
Handlungsoptionen ausgearbeitet werden. Die offene Gesellschaft stehe
auf dem Spiel - so die Hauptthese von Philipp Ruch: "Wir befinden uns
im Kampf gegen demokratiefeindliche Bestrebungen. Und diese sitzen
teilweise schon in den Institutionen. Das faschistische Gift träufelt
in die Mitte der Republik. Die Republik ist wieder in Gefahr" (S. 21).
Das "Zentrum für Politische Schönheit" praktiziere seit über 10 Jahren
die Strategie des "Aggressiven Humanismus": "Damit ist eine
unängstliche, hartnäckige, fordernde und kompromisslose Form des
Humanismus gemeint. Im Kern geht es dabei um etwas, das in aller Munde
ist, aber kaum einer mit Taten füllt: die wehrhafte Demokratie" (S.
122). Den radikalen und extremen Rechten wie der AfD dürfe man keine
Spielräume mehr in der Öffentlichkeit geben, schon gar nicht in den
Talkshows im Fernsehen. Zentrale Aufgabe der Medien sei es, die "...
Grenzlinie zwischen demokratischem und demokratiefeindlichen Diskurs
zu bewachen und die Parolen des Letzteren niemals in den Ersten zu
integrieren.Die Grenze des demokratischen Diskurses ist nicht
verhandelbar" (S. 132). Wörter seien das "Besteck des Denkens", daher
müssten rechtsextreme, menschenfeindliche Parolen und Themen aus
den Medien verschwinden, ebenso das öffentliche Reden mit
rassistischen Rechten - das mache diese nur noch stärker.

Demokratiefeindlichkeit, Rassismus und Fanatismus gebe es zurzeit
reichlich und es müsse dringend und direkt gehandelt werden - dabei
käme es auf jeden von uns an. "Wehret den Anfängen!" ruft Philipp Ruch
wie ein Mantra. Es komme darauf an, den demokratischen Raum vor den
Feinden der Demokratie zu schützen und diese aus dem demokratischen
Raum raustreiben: "Wer in der Demokratie schläft, wacht in einer
Diktatur auf. Wir haben die Bundesrepublik geerbt. Wir dürfen sie
nicht widerstandslos übergeben" (S. 135). Als überzeugter Anhänger der
politischen Aktionskunst erklärt er das Funktionsprinzip hinter den
Aktionen des ZPS so: "Kunst kann Gegenwirklichkeit herstellen. Von ihr
wird erwartet, dass sie Fiktion ist. Deshalb empören sich in der Kunst
auch so viele Fachleute über das Zentrum für Politische Schönheit. Wir
sind ein umgedrehter Claas-Relotius-Fall für die Kunst: Wo Fiktion
erwartet wird, ist bei uns Wirklichkeit " (S.175). Das sei das
entscheidende transformatorische Potenzial, das weder der Journalismus
noch die Wissenschaft in dieser Wucht erreichen könnten. Ruch
entfaltet in seinem Band ein leidenschaftliches Plädoyer für den Kampf
gegen Unmenschlichkeit, Gleichgültigkeit, Ohnmacht und gegen die
Entpolitisierung mit der Macht der Fiktion und den Möglichkeiten der
politischen Aktionskunst.

Philipp Ruch

Schluss mit der Geduld. Jeder kann etwas bewirken.

Eine Anleitung für kompromisslose Demokraten

Ludwig Verlag in der Verlagsgruppe Random House GmbH, München 2019

191 Seiten

12 Euro

 * 

Quelle:
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MELDUNG/229: Neue IOC-Richtlinien zu politischer Meinungsäußerung - Menschenrechtler warnen vor Maulkorb bei der Olympiade


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Neue IOC-Richtlinien zu politischer Meinungsäußerung

Menschenrechtler warnen vor Maulkorb bei Olympiade in China



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) betrachtet die neuen
Regeln des Internationalen Olympischen Komitees (IOC) zu politischen
Meinungsäußerungen bei Olympischen Spielen als weltfremd und
entmündigend. "Spätestens bei den Olympischen Winterspielen in Peking
im Februar 2022 droht dem IOC ein Super-GAU. Diese Olympiade findet
in einem Land statt, das Verbrechen gegen die Menschlichkeit und
Völkermord an seiner eigenen Bevölkerung begeht", erklärte
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen. In China würden
uigurische und kasachische Sporttreibende alleine aufgrund ihres
Glaubens und ihrer ethnischen Abstammung zwangsweise in
Umerziehungslager eingewiesen. "Das ist eine grobe Verletzung des
olympischen Geistes. Kritik daran auch noch systematisch zu
unterdrücken ist undemokratisch und nicht zeitgemäß", so Delius.

Das IOC hatte letzte Woche neue einschränkende Leitlinien zur
politischen Meinungsäußerung bei Olympiaden veröffentlicht. Die neuen
Richtlinien verbieten ausdrücklich Proteste oder politische Gesten
bei Medaillenzeremonien oder während der Eröffnungs- oder
Schlussfeier. "Das IOC scheint diese oft mutigen Gesten nur als
Problem aufzufassen, und nicht als Chance, den olympischen Geist zu
erneuern und die in Verruf gekommenen Olympischen Spiele in der
Bevölkerung wieder beliebter zu machen", bedauert Delius.

Die GfbV erinnert an den Fall des Marathonläufers Feyisa Lilesa aus
Äthiopien, der mit überkreuzten Armen beim Zieleinlauf bei den
Olympischen Sommerspielen in Rio de Janeiro 2016 auf die
Unterdrückung der Oromo-Bevölkerungsgruppe in seiner Heimat
aufmerksam machte. Der vielbeachtete Protest führte dazu, dass der
Sportler aus Lebensgefahr jahrelang nicht in seine Heimat
zurückkehren konnte. Doch in Äthiopien wurde er mit seiner Geste zum
Volkshelden und Symbol des friedlichen Widerstands gegen
Unterdrückung. Seine Geste gab der Demokratiebewegung einen massiven
Auftrieb, der schließlich zur demokratischen Öffnung des Landes
beitrug. Nachdem Lilesa im Oktober 2018 nach Äthiopien zurückkehren
konnte, wurde er wegen seiner Verdienste für die Demokratisierung des
Landes im April 2019 von der neuen äthiopischen Staatsführung
ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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INTERNATIONAL/273: Kein Krieg mit Iran - Aktionstag in New York City (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion New York vom 10. Januar 2020

Kein Krieg mit Iran: Aktionstag in New York City
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Am Donnerstag, dem 9. Januar, traf sich die Antikriegsbewegung um 17
Uhr am Foley Square in New York City, um sich dem Krieg von Trump
entgegenzustellen und #NoWarWithIran zu sagen.

Trumps rücksichtsloses Vorgehen hat unzählige Leben von US-Truppen,
Irakern, Iranern und zahlreichen anderen Zivilisten unnötig gefährdet.
Die Verwüstung, die ein Krieg mit dem Iran über die Erde und die
Menschheit bringen könnte, kann gar nicht überbewertet werden -
Millionen von Leben hängen in der Schwebe. Keiner von uns wird
gewinnen, außer Politik und Großindustrie.

Noch mehr Ressourcen, die unsere Städte und Gemeinden dringend
brauchen, werden für sinnlose Gewalt verschwendet. Die Menschen in den
Vereinigten Staaten und auf der ganzen Welt sind des Krieges müde -
von den Militärfamilien, die mitangesehen haben, wie mehrere
Generationen im selben Konflikt dienten, bis zu den iranischen,
irakischen und afghanischen Familien in den Vereinigten Staaten, die
sich um ihre Lieben zu Hause sorgen.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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MELDUNG/1051: #Aufstehen Bremen schreibt an Julian Assange (Aufstehen Bremen)


Aufstehen Bremen - 15. Januar 2020

#Aufstehen Bremen schreibt an Julian Assange

Persönlicher Brief der AG Frieden



Julian Assange ist seit April 2019 im Londoner Gefängnis Belmarsh
inhaftiert, das für besonders strenge und demütigende Haftbedingungen
bekannt ist und das u.a. zur Inhaftierung verurteilter Terroristen dient.
Seit dem 22.09. ist er "prisoner on remand", sitzt also in Präventivhaft
aufgrund des Auslieferungsverlangens der USA. Und das im
Hochsicherheitsgefängnis, in Isolationshaft, ohne ansatzweise ausreichende
Möglichkeiten zur angemessenen Vorbereitung seines Verfahrens. Im
schlimmsten Fall drohen ihm die Auslieferung an die USA und die dortige
Verurteilung zu sehr langer Haft oder sogar zum Tod.

Die Situation von Julian Assange ist bereits jetzt äußerst schwierig und
nach menschlichem Ermessen kaum ertragbar. Erst vor wenigen Wochen, am
29.11.2019, hat der UN-Sonderberichterstatter für Folter, Nils Melzer, auf
Einladung der Fraktion die LINKE im deutschen Bundestag, erneut in einem
bewegenden Beitrag öffentlich auf den Zustand von Assange aufmerksam
gemacht. Demnach zeigt er deutliche Symptome eines Menschen, der bereits
seit längerer Zeit psychischer Folter ausgesetzt ist. Wenn diese Situation
andauert, kann diese Folter sogar mit seinem Tod enden. Nils Melzer nennt
außerdem die gegen Assange eingeleiteten Verfahren und die aktuelle
Inhaftierung Willkür.

Vor diesem Hintergrund hat sich die AG Frieden von #Aufstehen Bremen dazu
entschlossen einen persönlichen Brief an Assange zu richten, um ihm
Mitgefühl, Menschlichkeit und Unterstützung für sein Anliegen zu
signalisieren und um ihm Mut zu machen.

 * 

Dokumentation des Briefs an Julian Assange:

Sehr geehrter Herr Assange,

wir schreiben Ihnen heute in großem Respekt vor Ihren herausragenden
Leistungen als Journalist und Publizist. Wir möchten, dass sie folgendes
wissen: Ihre mutige und aufklärerische Arbeit hat die Perspektive vieler
auf die Welt verändert und ihnen den Blick für politische Zusammenhänge
geschärft. So auch bei uns.

Ohne Ihre Veröffentlichungen wären zahlreiche Kriegsverbrechen bis heute
unbekannt. Wir wüssten wahrscheinlich sehr viel weniger über die wirklichen
Interessen hinter den Kriegen gegen den Irak und gegen Afghanistan. Sie
haben außerdem zahlreichen Whistleblowern eine Stimme und ein Forum
gegeben.

Die Tatsache, dass Sie dafür seit Jahren verfolgt, inhaftiert, gedemütigt
und drangsaliert werden ist zutiefst beschämend für alle, die noch an
Menschlichkeit, Würde und Wahrheit glauben. Und es wirft ein Licht auf die
Motive der handelnden Personen an den Schalthebeln der Macht, die versuchen
sich auf diese Weise ihrer Verantwortung für die begangenen
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen zu entziehen. Wir hoffen
sehr, dass das diesen Personen nicht gelingen wird. Und wir bedauern
zutiefst, dass Sie nun selbst Opfer von Menschenrechtsverletzungen geworden
sind.

Sie können sicher sein, dass wir Ihre Situation weiter begleiten werden.
Wir wissen, dass am 25.02.2020 die Verhandlungen über Ihre Auslieferung an
die USA beginnen. Auch wenn Ihnen ihre Situation aussichtslos erscheint und
Sie Angriffe auf Ihre psychische und körperliche Gesundheit erdulden
müssen, möchten wir Ihnen sagen: Sie sind nicht allein! Sehr viele Menschen
hoffen mit uns darauf, dass Sie freikommen und dass sich das Blatt zum
Guten wenden wird. Wenn wir irgendetwas für Sie tun können, lassen Sie es
uns bitte wissen.

Wir wünschen Ihnen viel Kraft und Gelassenheit und werden sicher wieder
schreiben.

Mit herzlichen Grüßen aus Bremen

Mitglieder der AG Frieden von #Aufstehen Bremen

Bremen im Januar 2020

 * 

Dear Mr. Assange,

We write to you today with great respect for your outstanding achievements
as a journalist and publicist of the Wikileaks platform. We just want to
let you know: Your courageous and enlightening work has changed my
perspective on the world and sharpened many peoples view on political
issues in general. And also did it to us.

Without your publications, many war crimes would still be unknown today. We
wouldn?t probably know anything about the real interests behind the wars
against Iraq and Afghanistan. You have also given a voice and a forum to
numerous whistle blowers.

The fact that you have been persecuted, imprisoned, humiliated and harassed
for this for years is deeply shameful for all those who still believe in
humanity, dignity and truth. And it throws light on the despicable motives
of the people in power who are trying this way to escape from their
responsibility for the human rights violations and war crimes they
committed. We very much hope that these people will not succeed in this.
And we deeply regret that you have now become victim of human rights
violations yourself.

You can be sure that we will continue to accompany your ongoing situation
in the future. We know that on February 25th the negotiations on your
extradition to the USA will begin. Even if your situation seems hopeless to
you and you have to deal with attacks on your mental and physical health,
we want to tell you: You are not alone! A great number of people hope with
us that you will be released and that the tide will turn for the better. If
there's anything we can do for you, please let us know.

We wish you much strength and serenity and we will certainly write again.

With kind regards

Members of the Working Group For Peace at Stand Up Bremen
(AG Frieden - #Aufstehen Bremen)

Bremen, January 2020

 * 

Quelle:

#Aufstehen Bremen

E-Mail: bremen@aufstehen.de

Internet: https://www.aufstehen.de/bremen



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1050: Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht in Berlin (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht in Berlin

Von Maga Navarrete, 12. Januar 2020
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Vor 101 Jahren erschossen Freikorpssoldaten die Gründer der Deutschen
kommunistischen Partei KPD Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht nachdem
man sie vorher brutal verhört hatte. Sie wurden anschließend in den
Landwehrkanal geworfen und erst später gefunden und beigesetzt.

Traditionsgemäß begehen fortschrittliche Kräfte Berlins unter Leitung
der Partei "die Linke" diesen Jahrestag mit einer Gedenkdemonstration.
So auch am heutigen Tage, dem 12. Januar 2020, zum ersten Mal im neuen Jahrzehnt.

Knapp 1000 Menschen folgten dem Aufruf der Partei und anderer
antifaschistischer Organisationen. Ihre transparente thematisierten
allerdings, wie die Fotos zeigen, nicht nur den Faschismus, sondern
die heutige Situation in vielen Ländern dieser Erde.

Der Aufruf galt der Beendigung der Kriege, Abbau der Waffen,
Frauenrechten, und der Unterdrückung indigener Völker.

Linke-Sprecher Marcus Boës betonte, dass die Themen Rosa Luxemburgs
und Karl Liebknechts heute aktueller denn je seien.

Es gehe um "soziale Gerechtigkeit, Menschenrechte, das Einstehen gegen
Rassismus und aktive Friedenspolitik".

Teilnehmer vieler Länder, aus Syrien, Chile, Türkei, und Iran, um nur
einige zu nennen, prangerten die Verhältnisse in ihren Ländern an und
setzten sich laut für eine globale Veränderung zu Demokratie und mehr
Freiheit des Einzelnen ein.

Die Macht der weltweit operierenden Großkonzerne soll gebrochen
werden, damit soziale Gerechtigkeit entsteht und auch die Umwelt
regeneriert bzw erhalten bleiben kann.

Wir wollen eine Welt des Friedens, der Solidarität und des
lebenswerten Lebens auf allen Kontinenten! Das halten wir für möglich:
"Trotz alledem!"


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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AUSSICHTEN/8864: Und morgen, den 16. Januar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.01.2020 bis zum 17.01.2020 +++
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Das Frühjahr will

und kann noch nicht,

Jean-Luc quakt schrill

bei so viel Licht.
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AUSSTELLUNG/439: Münster - "Einige waren Nachbarn", zum 75. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz , 15.01.-15.02.2020


Stadt Münster

"Einige waren Nachbarn"



Ausstellung des United States Holocaust Memorial Museum Washington
D.C. zum 75. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz / Präsentiert von
Villa ten Hompel im Foyer der Bezirksregierung Münster / 15. Januar
bis 15. Februar / Öffentlicher Festakt am 31. Januar

Münster (SMS) Auch fast 75 Jahre nach der Befreiung des
Vernichtungslagers Auschwitz und dem Ende der Herrschaft der
Nationalsozialisten stellen sich elementare gesellschaftliche Fragen:
Wie war der Holocaust möglich? Welche Rolle spielten die gewöhnlichen
Menschen dabei in Deutschland und in Europa? Warum nahmen einige mit
größtem Eifer an der Verfolgung von Jüdinnen und Juden teil, während
andere Mitläufer waren? Warum haben so Wenige den Menschen geholfen,
die zu Opfern gemacht wurden?

Die Villa ten Hompel präsentiert die Ausstellung "Einige waren
Nachbarn" vom 15. Januar bis 15. Februar im Foyer der Bezirksregierung
Münster zusammen mit der Bezirksregierung Münster, dem Evangelischen
Forum Münster, der Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit
Münster, dem Verein "Gegen Vergessen - Für Demokratie", der
Deutsch-Israelischen Gesellschaft und dem Verein "Spuren Finden".

Die Ausstellung "Einige waren Nachbarn - Täter - Opfer und
Mitläufertum" des United States Holocaust Memorial Museum Washington
D.C. soll herausfordern, über die Motive und Zwänge nachzudenken, die
die Entscheidungen und Verhaltensweisen der gewöhnlichen Menschen
während des Holocaust beeinflussten. Seit 2018 sind das United States
Holocaust Memorial Museum Washington D.C. und der Geschichtsort Villa
ten Hompel Münster offiziell Kooperationspartner.

Schirmherr der Wanderausstellung, die in NRW an mehr als 20 Orten auf
Initiative der Villa ten Hompel präsentiert wird, ist Nordrhein-
Westfalens Ministerpräsident Armin Laschet: "Diese besondere
Ausstellung des United States Holocaust Memorial Museum Washington
D.C. mahnt und ruft uns auf, aufzustehen gegen Rassismus und
Antisemitismus, für Menschenwürde, Freiheit und das friedliche
Zusammenleben in unserem Land."

Der öffentliche Festakt zur Ausstellung findet am Freitag 31. Januar
um 13 Uhr im Foyer der Bezirksregierung Münster am Domplatz mit Sara
J. Bloomfield (Direktorin des United States Holocaust Memorial Museum
Washington), Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (Antisemitismus-
Beauftragte von NRW), Dorothee Feller (Regierungspräsidentin Münster),
Markus Lewe (Oberbürgermeister der Stadt Münster) und Christoph
Spieker (Leiter der Villa ten Hompel) statt. Gäste sind herzlich
willkommen.

Info: "Einige waren Nachbarn - Täter - Opfer und Mitläufertum" im
Foyer der Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 15. Januar bis 15.
Februar. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9 bis 16 Uhr, samstags 9
bis 13 Uhr. Der Eintritt ist frei.

Gruppen, insbesondere Schulklassen, aber auch Studierende und Gruppen
der Erwachsenenbildung, können bei der Villa ten Hompel drei
pädagogische Angebote buchen: Einen Ausstellungsrundgang, ein
Kombiangebot aus Rundgang und lokalhistorischem Stadtrundgang und
einen Workshop. Zudem wird ein umfassendes Begleitprogramm sowohl in
der Villa ten Hompel wie auch in der Bezirksregierung angeboten:
www.villatenhompel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.01.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster
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LESUNG/1938: Lippstadt - Thema "Winter", Musikalische Vorlesestunde, 21.01.2020


Stadt Lippstadt

Musikalische Vorlesestunde

Thema "Winter" steht im Mittelpunkt



Lippstadt. Das Thema "Winter" steht im Mittelpunkt der nächsten
musikalischen Vorlesestunde am 21. Januar 2020 in der
Thomas-Valentin-Stadtbücherei. Die Bücherei lädt in Kooperation mit
der Conrad-Hansen-Musikschule Kinder von fünf bis sieben Jahren zu
einer Vorlesestunde mit Musik ein.

Die Vorlesestunde beginnt um 16 Uhr und endet um 17.30 Uhr. Die
Teilnahme ist kostenlos. Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine
Anmeldung unter 02941/980-240 erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.01.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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THEATER/1460: Herten - Mini Varieté Show, Kindertheaterreihe "Kithea" mit Magier Andy Clapp, 19.01.20


Stadt Herten

Mini Varieté Show für die Jüngsten

Kindertheaterreihe "Kithea" präsentiert Andy Clapp in der FBW



Herten. Fliegende Ringe, eine geheimnisvolle Wäscheleine, zerteilte
Seile, die von Kinderhand wieder ganz sind, Bälle, die sich aus dem
Nichts vermehren und mittendrin: der Magier selbst. Andy Clapp
verzaubert in seiner Mini Varieté Show am Sonntag, 19. Januar, um 15
Uhr alle Kinder ab vier Jahren. Die Show findet in der Freizeit- und
Begegnungsstätte Westerholt statt und Karten sind ab sofort
erhältlich. Der Eintritt kostet 4 Euro.

"Andy Clapp verbindet Entertainment, Comedy, Jonglage und jede Menge
Zauberei zu einer lebhaften und zauberhaften Show", so Sabine
Weißenberg vom Kulturbüro. Familien können sich auf den
englischstämmigen Magier mit seinem phantasievollen Kostüm und seiner
ausgefallenen Mimik freuen.

Sabine Weißenberg verspricht: "Es ist eine Show, gespickt mit
herrlichen Slapsticks und feinem britischen Humor, für die ganze
Familie."

Kartenvorverkauf:

- Glashaus, Tel. 02366 303-651

- FBW, Tel. 02366 303-303

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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TREFFEN/212: Bocholt - JUNGE UNI zeigt Werke aus dem Jahr 2019, Vernissage, 30.01.2020


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

JUNGE UNI zeigt Werke aus dem Jahr 2019



Bocholt (JUBOH). Die JUNGE UNI in Bocholt lädt erstmalig zu einer
Vernissage ein: Am Donnerstag, 30. Januar 2020, präsentieren die
jungen Entdeckerinnen und Entdecker in der JUNGEN UNI, Stenerner Weg
14a, von 17 bis 18 Uhr ihre zeichentechnischen und kreativen Werke aus
dem JUNGE UNI-Jahr 2019. Anmeldungen sind ab sofort unter www.juboh.de
möglich.

Die JUNGE UNI bietet Raum zum Experimentieren, Lernen und Forschen.
"Frei vom Schulalltag dürfen sich die jungen Studierenden im Alter von
6 bis 18 Jahren ganz nach ihren Interessen entfalten, Neues entdecken
und ihrem Forscherdrang nachkommen", erklärt JUNGE UNI-Leiterin Isabel
Testroet. Die außerschulischen Bildungsveranstaltungen bedienen primär
MINT-Themen (Mathe, Informatik, Naturwissenschaften, Technik) und
werden bspw. in Expertenvorträgen der Öffentlichkeit vorgestellt.

Das vielfältige Themenspektrum wird darüber durch die sogenannten
Plus-Angebote erweitert, die auch Möglichkeiten des kreativen
Entdeckens und Gestaltens bieten. "In unterschiedlichen Workshops
haben die Jungstudierenden im Jahr 2019 dieses Plus-Angebot
wahrgenommen, Techniken und Theorien des Malens und Zeichnens erlernt
und selbstentdeckend in eigenen Gestaltungen umgesetzt", so Testroet
weiter. Die unterschiedlichen Werke, die in diesen Workshops
entstanden sind, werden im Rahmen der ersten JUNGE UNI-Vernissage von
den Kindern und Jugendlichen präsentiert.

Technik in der Kunst entdecken und umsetzen

Alle Familienmitglieder, Freunde, Bekannte und Interessierte sind
herzlich eingeladen, die besonderen Kunstwerke anzusehen und mit den
Jungstudierenden ins Gespräch zu kommen. Die Dozentin Andrea de Ruiter
wird die Künstlerinnen und Künstler begleiten und mit diesen einen
kurzen Überblick über die Inhalte und Vorgehensweisen der Workshops
geben. So erfahren alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Vernissage,
wie die JUNGE UNI Technik in der Kunst entdeckt und umsetzt.

Es wird darum gebeten, dass sich jeder Teilnehmende einzeln, also
nicht als Gruppe unter dem Namen einer Person, offiziell anmeldet.
"Auch Eltern, Freunde oder Großeltern müssen sich einzeln anmelden",
erläutert Testroet. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt, die Plätze werden
daher nach Anmeldeeingang vergeben.

Anmeldungen sind aus Datenschutzgründen ausschließlich über die
Homepage www.juboh.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.01.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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MELDUNG/417: Neuer Standort Kunstleihe Hamburg e.V. (Suedkultur)


Kunstleihe Hamburg e.V. - 14.01.2020

Neuer Standort Kunstleihe Hamburg e.V.



Die Kunstleihe Hamburg e.V. (vormals Kunstleihe Harburg), - in der man
zeitgenössische lokale Kunst für 6,- Euro im Vierteljahr leihen kann - ist
zum Jahreswechsel in neue und eigene Räumlichkeiten in die Meyerstraße
26/Ecke Bansenstraße (Hamburg-Heimfeld) gezogen.

Noch ist der Umzug nicht vollständig vollzogen, weswegen es im Januar
zunächst bei den üblichen Öffnungszeiten sonntags von 12-17 Uhr bleibt.

Ab Februar sind erweiterte Öffnungszeiten sowie ein erweitertes Angebot an
Kursen und Gesprächsrunden geplant. Wir werden Sie frühzeitig darüber
informieren.

 * 

Quelle:

Kunstleihe Hamburg e.V. - Ein Projekt der Initiative Suedkultur

E-Mail: kunstleihe@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de/kunstleihe
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GLEICHHEIT/6998: Streik an den italienischen Flughäfen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Streik an den italienischen Flughäfen

Von Marianne Arens

15. Januar 2020



Am gestrigen Dienstag, den 14. Januar, sorgte ein Streik der Fluglotsen an
den italienischen Flughäfen für Ausfälle und Verzögerungen im Luftverkehr.
Die Fluglotsen und die Belegschaften mehrerer Airlines legten die Arbeit
von 13:00 bis 17:00 Uhr nieder.

Die Fluglotsen der Kontrollbehörde ENAV bestreikten die Flughäfen Rom
Fiumicino und Ciampino, Venedig, Verona, Bergamo, Bologna, Bari, Brindisi
und Catania (Sizilien). An den Flughäfen Ancona, Perugia und Pescara
dauerte der Streik sogar den ganzen Tag. Gleichzeitig streikte das Personal
von EasyJet, Air Italy, der spanischen Volotea und weiterer kleinerer
Airlines.

Einen ursprünglich auf 24 Stunden geplanten nationalen Fluglotsenstreik
hatte ein Dekret der Regierung verhindert. Das Ministerium für Transport
und Infrastruktur (MIT) hatte ihn, wie schon einen früheren Streik, letzte
Woche gesetzlich auf vier Stunden beschränkt. Die neue Verkehrsministerin
Paola Di Micheli, die der Demokratischen Partei (PD) angehört,
rechtfertigte diese Entscheidung, die einem Streikverbot nahe kommt, als
notwendig, "um eine ernsthafte und irreparable Beeinträchtigung des
verfassungsmäßig garantierten Rechts auf Freizügigkeit zu vermeiden". Mit
genau diesem Wortlaut hatte sie schon einen 24-Stunden-Streik im Dezember
verboten.

Dennoch waren gestern hunderte Flüge betroffen, und die Fluggesellschaften
Easyjet, Ryanair, Air One und Alitalia mussten mehrere hundert In- und
Auslandsflüge stornieren. Allein Alitalia strich im Vorfeld 139 Flüge.

Die Fluglotsen der Luftkontrollbehörde ENAV kämpfen gegen Arbeitsplatzabbau
und für die Einhaltung der Flugsicherheit. Die ENAV hat vor zwei Jahren mit
Zustimmung der Gewerkschaften einen "Piano Industriale (Wirtschaftsplan)
2018-2022" beschlossen, der die Einführung einer neuen, ferngesteuerten
High-Tech-Flugsicherung beinhaltet. Dies geht mit einer Konzentration und
dem Ausbau von letztlich zwei großen Kontrollzentren in Rom und Mailand
einher, während bei den 45 kleineren, im ganzen Land verteilten
Kontrolltürmen schrittweise Personal abgebaut oder durch Hilfskräfte
ersetzt wird.

Im Jahr 2016 wurde die ENAV mit damals noch rund 4000 Fluglotsen
teilprivatisiert, und seither werden die Fachkräftestellen systematisch
abgebaut. Die Lotsen weisen darauf hin, dass der Wirtschaftsplan vor allem
aus Sicht des Börsenkapitals, aber nicht der Beschäftigten und der
Sicherheit des Flugverkehrs geschrieben worden sei. Während in Apulien im
Zusammenhang mit dem Plan erneut 200 Arbeitsplätze gestrichen werden, sind
die Dienststellen im ganzen Land stark unterbesetzt. Zahlreiche Überstunden
werden geleistet, sind aber seit Monaten nicht bezahlt worden.

Nicht nur die Fluglotsen sind unzufrieden und streikbereit. Auch die
Piloten, Flugbegleiter und Bodenarbeiter der Airlines sind mit den
Auswirkungen eines gnadenlosen globalen Wettbewerbs im Luftverkehr
konfrontiert. Dadurch wird Dumpinglöhnen Vorschub geleistet, und
Arbeitsplätze und lebenswichtige Errungenschaften werden zerstört.

Bestes Beispiel dafür ist Alitalia, einst das italienische Flaggschiff, das
im Frühjahr 2017 von Etihad in die Insolvenz getrieben wurde [1], nachdem
die Beschäftigten einen erpresserischen "Sanierungs"-Plan abgelehnt hatten.
Seither wird Alitalia von staatlichen Überbrückungskrediten in der Luft
gehalten und von Kommissaren des Verkehrsministeriums verwaltet.

Im November schob die Regierung die Verkaufsfrist zum achten Mal weiter
hinaus, jetzt bis zum 31. Mai 2020. Die Regierung plant ein Konsortium zur
Weiterführung von Alitalia einzurichten, an dem sich die italienischen
Staatsbahnen (FS) und der Infrastrukturkonzern Atlantia beteiligen sollen.
Gesucht wird ein finanzstarker privater Flugkonzern als Partner. Angebote
oder Interesse daran gibt es derzeit noch von Delta Airlines oder der
deutschen Lufthansa.

Die Piloten, Flugbegleiter und Bodenbeschäftigten von Alitalia führen einen
verzweifelten Kampf gegen die systematische Demontage ihrer Arbeitsplätze,
Rechte und Errungenschaften. Von den rund 22.000 Beschäftigten von vor drei
Jahren sind heute nicht einmal mehr 11.000 übrig. Ein weiterer Stellenabbau
steht bevor, denn die Lufthansa macht jede Form der Übernahme von einer
"erfolgreichen Restrukturierung" der Airline (so Lufthansa-Chef Carsten
Spohr) abhängig.

An dem Flughafenstreik an diesem Dienstag haben sich die 
Alitalia-Beschäftigten nicht beteiligt, aber sie hatten schon im November und kurz
vor Weihnachten mehrere Streiks organisiert. Zuletzt musste die
Fluggesellschaft am 13. Dezember wegen eines Streiks über dreihundert Flüge
streichen.

Zu dem Streik vom Dienstag haben fünf Gewerkschaften (Filt-Cgil, Fit-Cisl,
Uiltrasporti, Ugl-Ta/Assivolo Quadri sowie Unica) aufgerufen. Sie begründen
ihn in einem gemeinsamen Statement mit der schweren Krise im 
Luftfahrt-Sektor Italiens, welche die Regierung durch Ineffizienz und mangelnde
Initiative verschuldet habe. An den Flughäfen herrsche Lohndumping und "ein
wilder Wettbewerb zwischen Bodendiensten und Luftunternehmen".

Allerdings sind die Gewerkschaften selbst Teil des Problems und nicht der
Lösung. Es sind nationale, dem Wohl der Konzerne und des Staats
verpflichtete Verbände, die mit den wiederholten kurzen Streiks nur Ventile
für die aufgestaute Wut öffnen, um einen sozialen Aufstand zu verhindern.
Gleichzeitig sind sie an der Durchsetzung der Kürzungen wesentlich
beteiligt. Schon dem "Sanierungs"-Plan von Etihad bei Alitalia, den die
Beschäftigten vor drei Jahren ablehnten, hatten die Gewerkschaften
zugestimmt. Sie richten ihre Appelle an die Regierung in Rom, mit der sie
seit Jahren zusammenarbeiten.

Obwohl die Gewerkschaften die Beschränkung des Fluglotsenstreiks von 24 auf
4 Stunden als "eine schwerwiegende und nicht gerechtfertigte Einschränkung
der Ausübung des Streikrechts" bezeichnen, wie es der Gewerkschaftssekretär
Salvatore Pellicchia (Fit-Cisl) ausdrückte, wollen sie unbedingt weiter mit
der Regierung zusammenarbeiten und fordern "als erstes einen Runden Tisch
mit dem Ministerium", wie es in ihrem Statement heißt. Dabei vertritt die
Regierung in Rom nicht die Interessen der Arbeiter, sondern der Unternehmer
und des Finanzkapitals.

Die Fünf Sterne Bewegung (M5S) von Beppe Grillo, die sich ursprünglich zur
Antikorruptionspartei erklärt und behauptet hatte, "weder rechts noch
links" zu sein, hat sich als rechte, korrupte Regierungspartei entpuppt.
Sie führt seit Juni 2018 die Regierungsgeschäfte, erst in Koalition mit der
rechtsextremen Lega und jetzt mit den Demokraten (PD). Ihre Umfragewerte
haben sich seit der Parlamentswahl im März 2018 von 33 Prozent auf weniger
als 17 Prozent halbiert.

Wie man am Dekret zur Einschränkung des Fluglotsenstreiks leicht erkennen
kann, setzt die Regierung von M5S und Demokraten die rechte Politik der
Lega auch ohne diese fort. Sie hat auch das berüchtigte Sicherheitsgesetz
"Decreto Sicurezza" [2] nicht wieder aufgehoben, das nicht nur die Landung
von Flüchtlingen verbietet, sondern auch Streiks, Demonstrationen und
Arbeiterproteste mit Polizeimaßnahmen bedroht.

Im Fall der Alitalia hatte die M5S vor zwei Jahren großspurig eine Rettung
der Fluggesellschaft durch Verstaatlichung versprochen. Heute beteiligt sie
sich an der Suche nach einem neuen privaten Übernahmekonzern, dem sie
bedenkenlos Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten opfern
wird.

Die Angriffe auf Fluglotsen und Beschäftigte der Airlines zeigt
beispielhaft eine Entwicklung, die die ganze Gesellschaft prägt: Die
soziale Schere öffnet sich immer weiter, und die Lebensbedingungen der
Arbeiterklasse verschlechtern sich massiv. In Italien leben 15 Prozent der
Bevölkerung laut den Angaben der Statistikbehörde Istat in relativer Armut,
und die Arbeitslosigkeit liegt offiziell bei fast 10 Prozent - inoffiziell
und unter Berücksichtigung der "Inaktiven" ist sie wesentlich höher.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/04/29/alit-a29.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/08/10/ital-a10.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1930: Antimilitarismen in Bewegung - Ein Bericht aus Kolumbien


graswurzelrevolution Nr. 444, Dezember 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Antimilitarismen in Bewegung

Ein Bericht aus Kolumbien

von Gernot Lennert



"Antimilitarismos en Movimiento" (Antimilitarismen in Bewegung) war
der Titel der Konferenz der War Resisters' International 2019 in
Bogotá, gestaltet in Zusammenarbeit mit kolumbianischen
antimilitaristischen Gruppen.


Die War Resisters' International (WRI, Internationale der
KriegsdienstgegnerInnen) ist die 1921 unter dem Eindruck des Ersten
Weltkriegs gegründete pazifistische Internationale mit
Mitgliedsorganisationen in zur Zeit 47 Ländern. Hinzu kommen regionale
Netzwerke wie in Hispanoamerika die Red Antimilitarista de América
Latina y el Caribe (RAMALC, Antimilitaristisches Netz von
Lateinamerika und der Karibik) und das Pan-African Nonviolence and
Peacebuilding Network (PANPEN, Pan-Afrikanisches Netzwerk für
Gewaltfreiheit und Friedensaufbau). Deutsche Sektionen der WRI
sind u.a. die bundesweit präsente Deutsche Friedensgesellschaft
- Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) und die vorwiegend im
Raum Berlin tätige Internationale der Kriegsdienstgegner*innen (IDK).
Die Zeitschrift Graswurzelrevolution ist assoziiertes Mitglied der
WRI.

Neben einer öffentlichen dreitägigen Konferenz tagte die Versammlung
(Assembly) der WRI, die ungefähr alle vier Jahre zusammentritt, das
höchste Entscheidungsgremium bestehend aus Delegierten der
Mitgliedsorganisationen. Nach der Versammlung traf sich der neu
gewählte Rat der WRI zu seiner konstituierenden Sitzung. Er besteht
aus zwölf individuell von der Versammlung gewählten Mitgliedern und je
einer Person pro Sektion. Er tagt jährlich, physisch oder
elektronisch.

Bei den WRI-Konferenzen kommen pazifistisch und antimilitaristisch
Aktive aus allen Kontinenten zusammen. Sie treffen langjährige
Mitstreiter*innen wieder, knüpfen neue Kontakte und verabreden neue
gemeinsame Aktionen und Projekte.


Plenumsvorträge, Themengruppen, Workshops

Vorträge im Plenum - zur Situation in Kolumbien, in Lateinamerika und
in der Welt - eröffneten die öffentlichen Konferenztage, gefolgt von
Arbeit in über alle Tage hinweg tagenden Themengruppen (Mesas
temáticas) mit den weit gefassten Themen Gerechter Friede, Diverser
Friede und Nachhaltiger Friede.

An zwei Spätnachmittagen blieb Raum für thematisch konkretere kürzere
Workshops, z.B. zu Kriegsdienstverweigerungskampagnen in Südkorea und
Kolumbien, zu Menschenrechten in Mexiko sowie ein Workshop zur
Vorbereitung einer gewaltfreien Straßentheater-Aktion zum Ende des
öffentlichen Teils der Konferenz.

In der öffentlichen Konferenz zeigte sich, dass in der
antimilitaristischen und pazifistischen Bewegung in Lateinamerika
andere Themen im Vordergrund stehen als in der europäischen
Friedensbewegung.

Menschenrechtsverteidigung, Militarisierung von Grenzen gegen
Flüchtlinge (z.B. zwischen den USA und Mexiko), die spezielle
Unterdrückung von Indigenen und afrolateinamerikanischen Menschen
sowie der Extraktivismus, womit die rücksichtslose auf Gewalt
gestützte Ausbeutung der Ressourcen zum Schaden der Bevölkerung und
der Umwelt gemeint ist. Erstaunlich war, dass die Situation in
Venezuela nicht thematisiert wurde.

Die Kampagnen gegen Waffenhandel verbinden Aktive der Friedensbewegung
über Kontinente hinweg.

Kein Thema waren die Spannungen zwischen NATO/EU einerseits und
Russland andererseits sowie die Kriege im Nahen Osten. Sie sind aus
lateinamerikanischer Sicht offenbar ziemlich fernliegend, mit Ausnahme
der Palästina-Solidarität.


Workshop: "Selbstbestimmung, Gewissensgefangene und
Entkolonialisierung heute"

In diesem Workshop stellten gewaltfreie Aktive aus Ambazonia,
Westpapua und Westsahara die jeweiligen Kämpfe um Eigenständigkeit und
ihre Bewegungen vor. Auch Puerto Rico war Thema.

Ambazonia nennt die dortige separatistische Bewegung den
englischsprachigen Teil Kameruns. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde die
vormalige deutsche Kolonie in ein kleineres britisches und ein
größeres französisches Mandatsgebiet geteilt. 1961 musste die
Bevölkerung Britisch-Kameruns zwischen Anschluss an Nigeria oder ans
frankophone Kamerun wählen. Der nördliche Teil stimmte für den
Anschluss an Nigeria, Britisch-Südkamerun entschied sich für einen
föderativen zweisprachigen Staat zusammen mit der frankophonen
Republik Kamerun. Doch der Bundesstaat Kamerun wurde Schritt für
Schritt in einen stark von Frankreich abhängigen Einheitsstaat
umgewandelt und die politische und kulturelle Autonomie des
englischsprachigen Teils immer mehr eingeschränkt. Seit den 1980er
Jahren wuchsen unter der sich auch wirtschaftlich benachteiligt
sehenden anglophonen Bevölkerung der Widerstand und das Streben nach
Wiederherstellung der Eigenständigkeit. Heute sind der Erhalt des von
der Zentralregierung attackierten englischsprachigen Bildungssystems
und des in der Tradition des Common Law stehenden Rechtssystems die
Hauptkonfliktpunkte.

2017 eskalierten die Auseinandersetzungen zum bewaffneten Konflikt mit
bisher mindestens 1000 Toten, Tausenden von Flüchtlingen und mit
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen seitens der Regierung
und seitens "ambazonischer" und "südkamerunischer" bewaffneter
Organisationen.

Bei der Konferenz wurden das Ambazonia Prisoners of Conscience Support
Network sowie der Réseau des Défenseurs des Droits Humains en Afrique
Centrale (REDHAC, Central Africa Human Rights Defenders Network) in
die WRI aufgenommen.

Ebenfalls aufgenommen wurde Pasifika in Westpapua, der westlichen
Hälfte Neuguineas. Pasifika setzt sich für Gewaltfreiheit,
Menschenrechte und Selbstbestimmung in Westpapua ein und pflegt
Kontakte nach Australien und in die pazifische Inselwelt. 1963 wurde
das damalige Niederländisch-Neuguinea an Indonesien angegliedert.
Seitens der Bevölkerung Westpapuas stimmte eine nicht-repräsentative
Versammlung zu, deren Mitglieder von indonesischen Behörden ausgesucht
worden waren.

Seitdem wird Indonesien von der indigenen Bevölkerung mehrheitlich als
Kolonialmacht wahrgenommen. Schon kurz nach der WRI-Konferenz brachten
Massenproteste in Westpapua gegen die rassistische Verfolgung
papuanischer Studenten in Java die Menschenrechtssituation in
Westpapua weltweit in die Nachrichten.

Der indonesische Staat schickte erneut Truppen gegen die
Demonstrationen, sechs Demonstrierende wurden getötet. Auch über das
Netzwerk der WRI wurde Protest mobilisiert.

Militär und Polizei Indonesiens beziehen Waffen, mit denen sie gegen
Demonstrationen vorgehen, aus dem Ausland. Daraus ergibt sich für
politisch Aktive in Südkorea, Europa, Nordamerika, Australien und
Neuseeland ein Hebel um gegen die menschenrechtsverletzende Politik
Indonesiens vorzugehen. Deutschland beteiligt sich an der Ausbildung
der indonesischen Polizei. Aktive von Pasifika sagen dazu: "Was Ihr in
Deutschland schaffen müsst, ist, eure Regierung davon abzuhalten, die
indonesische Polizei zu trainieren und zu bewaffnen, die der größte
staatliche Gewaltakteur ist." (Zivilcourage Nr. 4/2019 S. 12)


Workshop: Gegen die Rückkehr der Zwangsrekrutierung

In den letzten Jahren haben einige Staaten die sogenannte Wehrpflicht
reaktiviert oder erstmals eingeführt: wie die Ukraine, Georgien,
Litauen, Schweden, Marokko, Kuwait und die Vereinigten Arabischen
Staaten. Anderswo, wie in Deutschland oder den Niederlanden, wird die
Wiederbelebung und Ausweitung der Zwangsdienste gefordert. Im Workshop
berichteten die beiden westsaharischen Aktivist*innen von der Härte
des von den Jugendlichen gefürchteten Militärdienstes in Marokko, wo
die Zwangsrekrutierten zum Minenräumen eingesetzt werden und generell
als Werkzeuge benutzt werden, um deren Wohlergehen sich der Staat,
wenn sie z.B. in Gefangenschaft geraten, nicht kümmert.

Der Workshop war als Ort des Austauschs über die aktuellen
Entwicklungen in verschiedenen Ländern und zur Diskussion von
Gegenstrategien gedacht. Es nahmen zwar kompetente und kenntnisreiche
Aktive aus der Westsahara, Großbritannien, Deutschland und Finnland
teil, doch es fehlten Leute aus den betroffenen Ländern, wo die
Zwangsdienste gerade wieder eingeführt wurden und werden. Es hätte
spannend sein können, zu erfahren, wie die sogenannte
Auswahlwehrpflicht in Schweden funktioniert, die als Modell für andere
Staaten diskutiert wird, und wie sich Friedensgruppen dazu verhalten,
wie in Frankreich der Widerstand gegen den gerade eingeführten Service
national universel, ein paramilitärischer Zwangsdienstmonat für
15- bis 18-Jährige aussieht, und wie über die Reaktivierung von
Zwangsdiensten in anderen Ländern diskutiert wird. Doch die meisten an
Kriegsdienstverweigerung interessierten Teilnehmenden der Konferenz
kamen aus Ländern, in denen man weit davon entfernt ist, über
Reaktivierung der Zwangsrekrutierung zu diskutieren, weil sie nie
abgeschafft oder ausgesetzt worden war. In den meisten Staaten
Lateinamerikas, Südkorea, der Türkei, Israel und Finnland geht es nach
wie vor darum, das Recht auf Kriegsdienstverweigerung durchzusetzen
und die Lage der Verweigernden zu verbessern. Eine Herausforderung für
die WRI ist es, sich transnational dem Trend zu
militärischen und zivilen Zwangsdiensten entgegenzustellen.


Kriegsdienstverweigerung

Ein Erfolg der WRI ist die internationale Kampagne fürs Recht auf
Kriegsdienstverweigerung in Südkorea, wo gerichtlich das Recht auf
einen Alternativdienst für Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden
ist. Die WRI will mit weiteren Aktivitäten zu Südkorea daran
anknüpfen, um möglichst erträgliche Konditionen für
Kriegsdienstverweigerer zu erreichen.


Wiederbelebung der WRI-Versammlung?

Es zeigte sich eine Kluft zwischen der gut besuchten öffentlichen
Konferenz einerseits und der schwach besuchten WRI-Versammlung
andererseits. Vermutlich haben viele Teilnehmende an der öffentlichen
Konferenz die WRI kaum mitbekommen.

Dazu beigetragen hat sicher, dass die WRI-Versammlung, die eigentlich
das Herzstück der Gesamtkonferenz sein sollte, fast nur noch die
turnusgemäß notwendigen Wahlen zum Rat der WRI durchführt und
organisatorische Fragen klärt. Sie ist aber kaum noch Ort für
inhaltliche Grundsatzdiskussionen. Es ist angenehm, dass Versammlung
und Ratstreffen der WRI in einer harmonischen Atmosphäre im Konsens
entscheiden. Doch wenn Kontroverses vermieden wird, verlieren solche
Treffen an Attraktivität. Gerade die Situation in Venezuela hätte man
thematisieren können. Selbst wenn man sich nicht auf eine gemeinsame
Position hätte einigen können, hätte man wenigstens erfahren können,
welche Einschätzungen und Meinungen es dazu überhaupt im WRI-Spektrum
und in den lateinamerikanischen Gruppen gibt.


Globalisierung der WRI

Die WRI war noch in den 1980er Jahren eine fast ausschließlich auf
Westeuropa, Nordamerika und Indien beschränkte Organisation. In den
1990er Jahren kamen die dynamischen antimilitaristischen Bewegungen in
der Türkei und in Lateinamerika hinzu, es folgten das afrikanische
Netzwerk und die sehr aktive Sektion in Südkorea und
Mitgliedsorganisationen in Nepal. Doch bei aller Freude über diese
Globalisierung bröckelt die europäische Basis. Wenn bei
WRI-Konferenzen aus einst in der WRI wichtigen westeuropäischen
Ländern niemand kommt, ist das besorgniserregend. Noch düsterer sieht
es bezüglich Osteuropas aus. Zwischen Tschechien und Südkorea klafft
für die WRI einige riesige eurasische Lücke ohne jegliche
Mitgliedsorganisationen in so wichtigen Ländern wie Polen, der Ukraine
und Russland.


100 Jahre WRI

Die Hundertjahrfeier der WRI soll 2021 möglichst nah am Gründungsort
der WRI in Bilthoven bei Den Haag stattfinden, in Verbindung mit einem
Ratstreffen der WRI.


Kolumbien: Weiterhin Gewalt

Trotz des seit 2017 umgesetzten Friedensabkommens zwischen der
kolumbianischen Regierung und der Guerrillabewegung Fuerzas Armadas
Revolucionarias de Colombia - Ejército del Pueblo (FARC-EP,
Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens - Volksarmee) und spürbarer
Verbesserungen und großer Fortschritte hat die Gewalt nicht aufgehört.

An der zentralen Kreuzung von Bogotá gibt es einen täglichen
eindrucksvollen Dauerprotest, bei dem Bilder und Dokumente von
Menschen gezeigt werden, die durchs Militär ermordet worden sind.
Typisch sind dafür die "falsos positivos": das Militär ermordete
unbeteiligte Zivilpersonen, um dies dann als Erfolgsmeldung über die
Tötung von Mitgliedern der Guerrilla zu verkaufen. Am 26. Juli, kurz
vor Konferenzbeginn, konnte ich in Bogotá eine beeindruckende
Demonstration von "mehr als 15.000 Menschen" (ADN 27.7.2019) gegen die
Morde an Hunderten von "lideres y lideresas sociales" (soziale Führer
und Führerinnen), wie führende Aktive sozialer Bewegungen in Kolumbien
genannt werden, beobachten. Seit dem Friedensabkommen sind bis zu 800
Menschen aus politischen Gründen ermordet worden. Bei meinem
Aufenthalt im August 2019 stieß ich fast jedes Mal, wenn ich in
kolumbianische Zeitungen schaute und Fernsehnachrichten sehen konnte,
auf Meldungen von neuen Morden, vor allem an Menschen aus der
indigenen und auch afrokolumbianischen Bevölkerung in ländlichen
Gebieten, die, wenn sie kommerziellen Aktivitäten wie Bergbau,
Landwirtschaft oder Drogenhandel im Weg sind, häufig ermordet werden.
(Morde an Angehörigen der gewaltfreien Guardia Indígena im Oktober.)
In Zeitungen wird immer wieder ermordeter Journalist*innen gedacht.

Neben Aktiven sozialer Bewegungen sind etwa 150 Politiker*innen der
Partei FARC (Fuerza Alternativa Revolucionaria del Común, Alternative
Revolutionäre Kraft des Miteinander), in der sich die meisten
ehemaligen Angehörigen der Guerrillabewegung organisiert haben, um als
legale Partei am politischen Prozess teilzunehmen. Wegen dieser als
unzumutbar empfundenen Morde erklärte Ende August 2019 ein Teil der
FARC, den bewaffneten Guerrillakampf wieder aufzunehmen. Auch zuvor
gab es schon FARC-Dissidenten, die sich nie auf den Friedensprozess
eingelassen hatten, ebenso wenig wie die zweite größere
Guerrillaorganisation Ejército de Liberación Nacional (ELN, Nationale
Befreiungsarmee).

Kolumbien ist ein konservatives Land, das im Unterschied zu den
Nachbarländern keine linken Regierungen hervorgebracht hat.

Die Landverteilung ist die ungleichste in ganz Lateinamerika.
Nationalismus und katholische Religion sind stark ausgeprägt. Die
Nationalflagge und der Personenkult um den Libertador (Befreier)
Bolívar sind allgegenwärtig, nicht nur bei den aufwändigen Feiern zum
200jährigen Jahrestag der Unabhängigkeit anlässlich der Schlacht von
Boyacá am 7. August 1819. Die Schlacht markiert die Besiegelung der
Unabhängigkeit von Spanien.

Dass das Friedensabkommen mit den FARC von einer knappen Mehrheit der
Bevölkerung in einem Referendum abgelehnt worden ist, bevor es dann in
modifizierter Form doch noch abgeschlossen wurde, zeigt die Stärke des
Konservatismus in Kolumbien, aber auch dass viele Menschen unter der
Gewalt der FARC gelitten haben und ihr keine Sympathie
entgegenbringen.

Auch wenn die großen Drogenkartelle von Medellín und Cali zerschlagen
worden sind, geht der Drogenhandel weiter. Die Gewalt hat in den
letzten Jahren bedeutend nachgelassen. Doch es gibt noch immer eine
unübersichtliche Gemengelage zwischen kriminellen Banden und mehr oder
weniger mit politischen und wirtschaftlichen Interessen verflochtenen
Gewaltakteuren.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2455: Organisieren • Kämpfen • Gewinnen


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Organisieren • Kämpfen • Gewinnen

Bericht der Oktoberkonferenz

von Violetta Bock



Am 26./27. Oktober fand in Kassel die zweite OKG-Konferenz statt.
An zwei Tagen gab es Workshops, Podien, gemeinsame Diskussionen sowie
einen Abend mit dem 2019 erschienen Film Luft zum Atmen (Regie:
Johanna Schellhagen) über die Gruppe Gegenwehr ohne Grenzen bei Opel.
OKG zieht ein positives Fazit.


Um nur einige Schlaglichter zu werfen: Mit über 80 KollegInnen
haben wir beraten, wie wir durch offensive Betriebsratsarbeit
Ausgliederungen unterlaufen können; was eine angemessene Antwort im
Betrieb auf Formen der indirekten Steuerung und Kontrolle sind, durch
die Unternehmen an "das Gold in unseren Köpfen" kommen wollen; ob und
wie wir heute für eine Verkürzung der Arbeitszeit streiten sollten;
wie hauptamtliche GewerkschafterInnen eine dienliche Rolle dabei
spielen können, unsere Bewegung von unten nach oben aufzubauen.

Kollegen von Amazon haben berichtet, wie es ihnen gelungen ist, mehr
Schwung in die recht statische Streikstrategie von Ver.di zu bringen,
indem sie sich als betrieblich Aktive beharrlich "eingemischt" haben
- nicht ohne Reibungen mit alten Routinen. Das Ergebnis: Die
Streikplanung liegt jetzt viel unmittelbarer als vorher in ihren
eigenen Händen.

Wir haben auch darüber gesprochen, welche Formen Union Busting in
unseren Betrieben annimmt und wie wir uns dagegen wehren können; unter
welchen Bedingungen im Bildungs- und Erziehungssektor gearbeitet wird
und wie dort erfolgreich gekämpft werden kann. Wir haben von den
drückenden Arbeitsbedingungen in der persönlichen Assistenz gehört,
aber auch erfahren, wie Aktive dort versuchen, sich gewerkschaftlich
durchzusetzen.

Ein Aktiver der GEW-Berlin hat uns von einer beeindruckenden
Entlastungskampagne erzählt, und Aktive von "Uni Kassel unbefristet"
haben dargestellt, wie sie versuchen, den fast vollständig
prekarisierten Mittelbau an ihrer Hochschule zu organisieren, um von
der Unileitung Entfristungen für wissenschaftlich und
technisch-administrative Beschäftigte zu erzwingen.

Wir haben kontrovers, solidarisch und aus unterschiedlichen
Blickwinkeln über die Wiedereingliederung der Delivery-GmbHs in die
Deutsche Post diskutiert. Wir konnten von verschiedenen Orten aus auf
die Kämpfe in der Pflege blicken, haben darüber geredet, welche Hürden
genommen wurden und welche noch zu nehmen sind.

In dem Workshop über die Kämpfe bei Ryanair und dem Essenslieferanten
Deliveroo beeindruckten uns die vielen verschiedenen kreativen Wege,
durch die selbst bei stark auseinandergerissenen Belegschaften der
persönliche Kontakt und das Vertrauensverhältnis zwischen den
KollegInnen gestärkt wurden.

Nicht zuletzt haben wir beraten, wie wir dem wachsenden Einfluss von
Rechten im Betrieb begegnen können. "Durch gute Betriebsratsarbeit!"
Diese auf den ersten Blick simple Antwort gab ein aktiver
Vertrauensmann im Daimler-Werk Untertürkheim. Dort hatte die
rechtsextreme Gruppe "Zentrum Automobil" bei den letzten
Betriebsratswahlen 13,2 Prozent der Stimmen bekommen. Seine Analyse:
Das Zentrum hat die größten Erfolge in den Abteilungen, in denen die
IG Metall nicht präsent ist und sich IG-Metall-Betriebsräte lieber mit
dem Management unterhalten als mit den Kolleginnen und Kollegen. Dort,
wo Metaller präsent sind und sich um die Probleme der Kolleginnen und
Kollegen kümmern, schneiden die Rechten messbar schlechter ab.

Kurzum: Viele Beispiele haben gezeigt, dass auch unter den
schwierigsten Bedingungen Macht für die Beschäftigten aufgebaut werden
kann.

Abgerundet wurde das Programm durch Organizingmodule und ein Podium
mit Vertretern von OKG, Lernen im Kampf, dem Forum Offensive
Gewerkschaftspolitik (eine Initiative von hauptamtlichen IGMetallern),
ORKA und Organizi.ng zum Thema: "Schwung in die Arbeiterbewegung
bringen - aber wie?" Dabei wurden hauptsächlich Potenziale und
Schwierigkeiten bei der Verbindung mit sozialen Bewegungen wie dem
Klimastreik und dem Frauenstreik diskutiert.

Eine Rolle spielte auch die kritische Auseinandersetzung mit der
linken Tradition des Resolutionenschreibens. Auch die Diskussion um
die Arbeitszeitverkürzung war ausgehend vom betrieblichen Alltag ein
wiederkehrendes Thema.


Gemeinsam stärker werden!

Die Konferenz diente vor allem dem Austausch und der Vernetzung. Sie
ist so angelegt, dass jene, die die Kämpfe an vorderster Front führen,
im Mittelpunkt stehen. So kamen in den Workshops die Inputs
ausschließlich von betrieblich Aktiven. Neben ErstrednerInnen und
Frauen trug die betriebliche Quotierung dazu bei, dass nicht vor allem
über Beschäftigte geredet wurde. Die Konferenz wurde damit zu einem
Ort für Unruhestifter in den Betrieben, für UnterstützerInnen und
Aktive, für Hauptamtliche, die die Gewerkschaft von unten als soziale
Bewegung aufbauen wollen. Das gab Kraft und Mut für den betrieblichen
Alltag.

Dennoch gibt es einiges zu verbessern. Drei uns besonders wichtige
Punkte betreffen die Zusammensetzung der Konferenz: Zu wenige Frauen
haben unsere Konferenz genutzt, zu wenige KollegInnen mit
Migrationshintergrund waren da und deutlich mehr Menschen aus
Dienstleistungs-, denn aus Industriebetrieben haben sich mit uns
ausgetauscht. Auf unserem Samstagabendpodium sprachen z.B. keine
Frauen.

Noch viele Aufgaben liegen vor uns. Lasst uns gemeinsam stärker
werden, lasst uns zusammen: organisieren - kämpfen - gewinnen!




Gewerkschaftsmacht · Gewerkschaftsdemokratie ·
 Gewerkschaft als soziale Bewegung





Die dritte Broschüre von 'Organisieren - Kämpfen - Gewinnen' (OKG)
 beschäftigt sich mit dem Aufbau von Gewerkschaftsmacht und will
 Wege zu mehr Gewerkschaftsdemokratie aufzeigen. Sie besteht aus
 einer Sammlung von vier Texten. Die ersten beiden sind
 Übersetzungen von Artikeln des US-amerikanischen
 Gewerkschaftsnetzwerks Labor Notes, die auf die
 Alltagspraxis im Betrieb schauen und viele hilfreiche Tipps geben.
 Da ist zum einen die Checkliste "Wie demokratisch organisiert
 ihr?", zum anderen der Text "Nicht meckern, machen!". Es folgt der
 Text "Verteidigung der Basisstrategie" des Gewerkschaftsaktivisten
 Kim Moody. Er zeigt auf, wie wichtig der gewerkschaftliche
 Machtaufbau "von unten" ist. Der vierte Beitrag, "Sozialistische
 Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit. Weshalb, wie und mit welchen
 Zielen?" von Thomas Goes führt mit detailliertem Blick auf
 verschiedene Ebenen durch die Gewerkschaftslandschaft in
 Deutschland.



Die 36seitige Broschüre ist im Oktober herausgekommen und kann
 gegen Spende bestellt werden bei info@okg-mail.de.



 * 
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VORWÄRTS/1545: Es ist noch lange nicht vorbei


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 41/42 vom 20. Dezember 2019

Es ist noch lange nicht vorbei

von der Redaktion



Die Öffentlichkeit glaubt, die Abschaltung des Atomkraftwerks
Mühleberg sei bestens geregelt und alles im Griff. Kritik am Vorgehen
der BKW kommt in der Öffentlichkeit nicht mehr an: "Si schautes ja
ab!" Beim Rückbau muss man mit Unmengen radioaktivem Material fertig
werden, die Endlagerung ist nicht gelöst und alle anderen Reaktoren
laufen weiter.


Am 18. Dezember 2015 wurde das Stilllegungsgesuch beim
Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (Uvek)
eingereicht. Im März 2016 lud die Bernische Kraftwerke AG (BKW)
Atomkritiker und NGOs zu einer Infoveranstaltung in der BKW-Zentrale
am Viktoriaplatz in Bern ein. Sie zeigte auf, wie die Stilllegung
ablaufen soll und holte erfahrene Stilllegungs-Planer aus Deutschland
ins Team. Die vorgestellten Dokumente wiesen zwar keine
augenscheinlichen Mängel auf und wirkten durchdacht. Angst machte
jedoch das Selbstverständnis der Technokraten, welche glauben, "alles
im Griff zu haben". Anwesende Ärzte fragten nach der Höhe der
Personalverstrahlung und den freigesetzten Radionukliden beim Rückbau.
"Alle Risiken sind einberechnet und für alles wird Vorsorge
getroffen!", war die lapidare Antwort.


Hochradioaktive Brennstäbe

Mit der bevorstehenden Stilllegung öffnete Fokus Anti-Atom den
Blickwinkel in Richtung der Atommülldiskussion. In einer Vortragsreihe
an den Endlagerstandorten wurde auf die dort geplanten oberirdischen
Atomanlagen aufmerksam gemacht. Der Atommüll im Untergrund ist nur ein
Aspekt. Dass am Endlagerstandort in einer oberirdischen Anlage
Atommüll aus dem Castor in Endlagerbehälter umgepackt wird und somit
auch eine Atomanlage entsteht, war vielen nicht bewusst.

Das Hantieren mit den "heissen" hochradioaktiven Brennstäben erfolgt
in der sogenannten "Heissen Zelle", einer Anlage, in der
Arbeiter*innen mit Bleiglas vor der hohen Strahlung geschützt werden
müssen und Roboterarme die heikle Arbeit verrichten. Auch während der
Stilllegungsphase bis 2035 wird Mühleberg weiterhin eine Atomanlage
sein. Der sichere Rückbau ist uns ein Anliegen, wir werden ein Auge
auf die Arbeiten halten und die in Stilllegungsbroschüren versprochene
Sicherheit einfordern.


Kein Ausstiegsplan

Der Atomausstieg in der Schweiz ist festgelegt, aber ohne konkrete
Befristung. Das aargauische AKW Beznau 1 ist noch älter als das AKW
Mühleberg, Beznau 2 gleich alt, die beiden AKW haben noch immer keinen
Ausstiegsplan. Der Stromkonzern Axpo denkt nicht daran, ein
Stilllegungsgesuch einzureichen. Der Stahl des Reaktors 1 ist
geschwächt, so auch die Stahlhülle, welche den Reaktor im Falle eines
Unfalls gegen aussen abschirmen sollte. Die Reaktoren von Beznau sind
unter den fünf ältesten AKW der Welt.

Die "jüngeren" Schweizer AKWs Gösgen und Leibstadt gingen 1979 und
1984 ans Netz. Beide Anlagen kommen demnächst an ihre Auslegungsgrenze
von 40 Jahren. Die vielen Vorfälle in der letzten Zeit und die
finanzielle Lage der Betreiber zeigen, dass beim Betrieb dieser
Anlagen Aufmerksamkeit geboten werden muss. Die Stilllegung des AKWs
Fessenheim wurde mehrmals verschoben, ob es wie neulich angekündigt
Mitte 2020 vom Netz geht ist offen. Dieses AKW liegt in einem
Erdbebengebiet am Oberrhein und leidet wie so viele Reaktoren aus den
1970ern an Alterungsproblemen. Schweizer Energieversorger wie die Axpo
sind immer noch an den französischen AKW Cattenom und Bugey beteiligt.

Quelle: www.fokusantiatom.ch
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THEMENREIHE/449: ARD-alpha - Vulkane, 16.1.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

alpha-thema

Vulkane

Donnerstag, 16. Januar 2020, 21.00 - 22.15 Uhr, ARD-alpha



Mehr als 40 Jahre hat der etwa 60 Kilometer südlich der Hauptstadt
Manila gelegene Vulkan Taal geschlafen. Seit dem vergangenen
Wochenende aber spuckt er wieder Asche und Lava. Ein gefährlicher,
explosiver Ausbruch ist möglich. Rund 45.000 Bewohner der Region und
viele Touristen haben die Gefahrenzone bereits verlassen, der
Flugbetrieb in Manila wurde zeitweise eingestellt. Was passiert bei
einem Vulkanausbruch? "alpha-thema: Vulkane" setzt sich aus diesem
aktuellen Anlass mit Faszination und Schrecken der Feuerberge
auseinander - am Donnerstag, 16. Januar 2020, ab 21.00 Uhr in
ARD-alpha.

Die Erde ist ein Feuerball. Unter ihrer Kruste lodert, glüht und
brennt es. Die Dokumentation "Pulverfass Italien" um 21.00 Uhr zeigt
drei faszinierende und gefährliche Beispiele europäischer Vulkane:
Ätna, Vesuv und Stromboli in Italien. Gefährlich und launisch,
unberechenbar und bösartig - so wird der Ätna, der höchste Vulkan
Europas, beschrieben. Regelmäßig überzieht er die Stadt Catania mit
Asche. Am besten überwacht ist der Vesuv, dem die Millionenstadt
Neapel zu Füßen liegt. Die Behörden haben schon lange einen
Notfallplan erarbeitet. Doch eine weitere Bedrohung sehr viel größeren
Ausmaßes lauert in direkter Reichweite: eine riesige Glutblase unter
den Phlegräischen Feldern nahe der Stadt.

In "alpha-thema Gespräch: Vulkane - Wenn die Erde Feuer speit" um
21.45 Uhr spricht Moderatorin Iska Schreglmann mit der
Vulkanfotografin und Sozialgeografin Ulla Lohmann und dem Vulkanologen
Dr. Ulrich Küppers von der Ludwig-Maximilians-Universität München über
die unheimliche Faszination von Vulkanen und Versuche, ihrem Geheimnis
auf die Spur zu kommen. Vulkane ermöglichen einen Blick ins "offene
Herz der Erde", meint Ulla Lohmann, die gemeinsam mit ihrem Mann,
einem Geologen, Expeditionen zu Vulkanen im Südpazifik unternimmt:
"Das ist so faszinierend. Ich komme mir als Mensch so klein vor
inmitten dieser ganz großen gewaltigen Natur." Woran lässt sich
erkennen, ob ein Vulkanausbruch unmittelbar bevorsteht, und wie groß
dieser sein wird? "Man darf nicht versuchen, Vulkane vorherzusagen,
wie wir das Wetter vorhersagen können", sagt der Vulkanologe Dr.
Ulrich Küppers. "Wir versuchen in der Vulkanforschung etwas
herauszulesen oder zu messen, was in der Erde stattfindet, wo wir
nicht direkt hinsehen können und wo wir nicht immer wissen, welcher
Prozess dahintersteckt. Das heißt, die Unwägbarkeiten sind dort
deutlich größer. "

Die Menschen vor Ort erklären sich die Urgewalten der Erde oft anders
als die Wissenschaftler. Im Südpazifik etwa glauben viele an Magie, an
Geister. Was ist zuverlässiger: das empirische Wissen der
Vulkanforscher oder das Erfahrungswissen einheimischer
"Vulkanflüsterer"? Und wie können Wissenschaftler und Einheimische
voneinander lernen? Auch darum geht es in diesem "alpha-thema
Gespräch".


alpha-thema: Vulkane - Die Sendungen im Einzelnen

Donnerstag, 16. Januar 2020

21.00 Uhr: Pulverfass Italien

Unter den Vulkanen Ätna, Vesuv und Stromboli

Dokumentation, ORF 2012

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 23. Januar verfügbar

21.45 Uhr: alpha-thema Gespräch: Vulkane

mit Dr. Ulrich Küppers und Ulla Lohmann

Gespräch, 2018

Moderation: Iska Schreglmann

BR-Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre verfügbar

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. Januar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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MELDUNG/2009: Deutschlandfunk Kultur - Drei literarische Väterporträts, 17.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Sagen seines Lebens, über deren Wahrheit ich nichts
weiß

Drei literarische Väterporträts

Von Sabine Voss

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 17. Januar 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"In Deutschland ist der Holocaust Familiengeschichte". Dieses Diktum
Raul Hilbergs, das auf die deutsche Nachkriegsgesellschaft der Täter
gemünzt war, trifft auch auf die Verfolgten und Opfer zu. Drei
Autorinnen legen mit ihren Väter-Biographien beredtes Zeugnis davon
ab. Natascha Wodin erzählt die von Deportation und Zwangsarbeit
gezeichnete Lebensgeschichte ihres russischen Vaters, Barbara
Honigmann beschreibt den Lebensweg ihres jüdischen Vaters aus dem Exil
in die DDR und seine Wandlung zum Kommunisten, während Wencke
Mühleisen den Spuren ihres Vaters nach Slowenien ins Milieu der
"volksdeutschen" Nationalsozialisten folgt. Aus drei Perspektiven fügt
sich eine monströse deutsche Gewaltgeschichte zusammen, die im
Schweigen ihren Nachklang hatte: Die Väter haben wenig oder gar nichts
erzählt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3104: Deutschlandfunk - Der Trompeter Fats Navarro, 17.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bebop-König ohne Krone - der Trompeter Fats Navarro

Milestones - Jazzklassiker

Freitag, 17. Januar 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Für die Jazzöffentlichkeit stand Theodore "Fats" Navarro meist im
Schatten berühmterer Kollegen. Aber in Sachen musikalischem Genie
konnte ihm kaum jemand das Wasser reichen. Navarro wurde 1923 in
Florida geboren. Seine Lehrjahre verbrachte er in Swing-Orchestern im
Mittleren Westen der USA. Als er 1944 nach New York kam, blieb ihm nur
noch kurze Zeit, seine Kunst zu entwickeln, denn Drogenabhängigkeit
und Tuberkulose machten seinem Leben schon mit 26 Jahren ein Ende.
Aufnahmen unter eigenem Namen gibt es nur wenige von ihm - die aber
zeigen ihn als formvollendeten Meister des Bebop. Auch als Mitglied in
den Bands des Pianisten Tadd Dameron erhielt Navarro viel solistischen
Freiraum. Radiomitschnitte aus seiner letzten Lebensphase zeigen ihn
als Mitglied im Charlie Parker Quintett. Die "Milestones"- Sendung
unternimmt einen Streifzug durch Navarros noch heute aufregende
Einspielungen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/479: Berlin - Meisterwerke zu 100. Geburtstag Fellinis, 18. und 19.01.2020


Lichtblick-Kino

Fellini 100 - zum 100. Geburtstag Fellinis 

Samstag, 18.1, und Sonntag, 19.1.,

jeweils 17:00 Uhr mit italienischem Aperitif



Zum 100. Geburtstag Fellinis zeigen wir zwei seiner Meisterwerke, beide in
der neuen digital restaurierten Fassung!

Die Filme

Federico Fellini wurde am 20. Januar 1920 im italienischen Rimini geboren.
Er arbeitete erfolgreich als Journalist und Karikaturist, bevor er mit dem
Drehbuchschreiben und später der Regiearbeit begann. Er gilt als Maestro
des italienischen Nachkriegskinos und als einer der wichtigsten
Autorenfilmer des 20. Jahrhunderts. Für seine Filme wie »La strada« (1954),
»La dolce vita«(1960), »8 1/2« (1963) und »Amarcord« (1973) erhielt er
unzählige internationale Preise, zwölf Mal war er für den Oscar nominiert.
Fellini starb 1993 in Rom, nur wenige Monate, nachdem er mit dem Ehrenoscar
für sein Lebenswerk ausgezeichnet worden war.

La dolce vita (OmU) 

Italien/Frankreich 1959, 176 min, Regie: Federico Fellini; Buch: Federico
Fellini, T. Pinelli, E. Flaiano; Kamera: Ortello Martelli; mit Macello
Mastroianni, Alain Cuny, Anouk Aimée, Anita Ekberg

Marcello trifft Magdalena, die Tochter eines Millionärs, und schläft mit
ihr im Zimmer einer Prostituierten. Er führt seinen Vater, der zu Besuch
kommt, durch Rom, ohne eine Beziehung zu ihm zu entwickeln. Derweil macht
seine Geliebte einen Selbstmordversuch. Marcello begleitet einen
amerikanischen Filmstar durch die Stadt und wird von ihrem Mann
zusammengeschlagen. In den Erlebnissen des Journalisten Marcello spiegelt
sich der Leerlauf der High-Society, die Bindungslosigkeit eines
oberflächlichen Lebens. Nach einer wüsten, ausschweifenden Party steht er
mit einer übernächtigten Gesellschaft am Strand und sieht zu, wie Fischer
einen riesigen toten Rochen an Land ziehen. Marcello steht für die
Menschen, die glauben, nur kühle Beobachter zu sein, und die sich doch
selbst längst an das Leben verloren haben. Der Film besteht aus einer Folge
lose verknüpfter Episoden, die von Ekstase und Ernüchterung handeln.
Fellini will das Millieu attackieren, das er vorstellt, er will die Leere
dieser Existenz anprangern.

Fellinis 8½ (OmU) 

Italien/Frankreich 1963, 138 min, Regie: Federico Fellini, mit Marcello
Mastroianni, Anouk Aimée, Sandra Milo, Claudia Cardinale, Barbara Steele

Filmregisseur Guido Anselmi befindet sich privat und künstlerisch in einer
tiefen Krise. Genervt von seinen Produzenten, seiner Frau und seiner
Geliebten, versucht er, Inspiration für seinen nächsten Film zu finden.
Während er den Drehbeginn immer wieder aufschiebt, reflektiert er seine
Kindheit, seine Beziehungen zu Frauen, sein Verhältnis zur Kunst und die
Mißstände in der Filmbranche. Dabei kommen seine Ängste, Träume und
verdrängten Komplexe aus dem Unterbewusstsein zum Vorschein, bis Traum und
Wirklichkeit verschwimmen. »Achteinhalb«, dessen Titel auf der Anzahl
seiner bisherigen Filme beruht, ist Fellinis autobiografische
Auseinandersetzung mit der Kunst des Filmemachens. Marcello Mastroianni
verkörpert hier eine Art Alter Ego Fellinis. Ausgezeichnet mit zwei Oscars
als Bester fremdsprachiger Film und für die Besten Kostüme, zählt das
Meisterwerk für viele Kritiker zu den besten Filmen überhaupt.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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DER FILM/478: Berlin - hallo, wie geht es dir. Celebrating Daniel Johnston, 22.01.2020


Lichtblick-Kino

Soundwatch Berlin Music Film Festival präsentiert: 

hallo, wie geht es dir - Celebrating Daniel Johnston 


Mittwoch, 22.1., 19:30 Uhr - Lichtblick-Kino



am 22. Januar 2020 wäre der Musiker, Songwriter und Künstler Daniel
Johnston 59 Jahre alt geworden. Seine facettenreiche Kunst - zahlreiche
zerbrechlich-schöne Songs, gebannt auf Lofi-Kassetten, Comics und
Zeichnungen - feiern wir an diesem Abend mit Filmen und Musikperformances.

Das Programm 

Dokumentarfilm: The Devil and Daniel Johnston (engl. OV)

USA 2005, 110 min, Regie: Jeff Feuerzeig

Für Kurt Cobain war er der größte Songwriter auf Erden - für das
Musik-Business ist er bis heute ein Rätsel geblieben: Daniel Johnston, der
in den 90er Jahren mit seinen traurigen, von einer tiefen Einsamkeit
sprechenden Liedern eine neue Aufrichtigkeit in den Pop einbrachte. Der
Ende 2019 verstorbene Daniel Johnston war ein Genie und eine Legende. Und
er hatte ein tragisches Schicksal: Seit seiner Kindheit war er
manisch-depressiv und schizophren veranlagt, was in seiner Kunst, die für
ihn zugleich Therapie war, durchaus zum Ausdruck kommt. Von seinem
vermeintlich kindlichen Blick auf die Welt, wie er auch in seinen
Zeichnungen und in seiner Malerei aufscheint, haben sich die
verschiedensten Musiker, darunter Sonic Youth ebenso wie Nirvana, immer
wieder inspirieren lassen. In seinem Film rekonstruiert Jeff Feuerzeig mit
rarem Archivmaterial, Interviews mit Wegbegleitern und Bewunderern sowie
zahlreiche Songs den Lebensweg des von den eigenen Dämonen gequälten
»Desperate Dan«.

Live Performance mit Klaus Beyer (dem legendären fünften Beatle aus
Kreuzberg), Paranoia Godard (Italian Indie-Pop-Duo, made in Berlin), Alvise
Bittente (Italienischer Zeichner, von Daniel Johnston inspiriert) & Marco
Brosolo (Italo-Berliner Musiker/Künstler)

Im Gegensatz zu Walter Benjamins Idee, wird die Aura von Daniel Johnstons
Kunst durch ihre mechanische Reproduktion nicht verwässert, sondern
verstärkt: repetition instead of copying! High Tech wird der Komplexität
des Menschen nicht gerecht. Ein Markenzeichen von Daniel Johnston war, dass
er Lofi-Produktionstechnik bewusst zur Verwirklichung seiner künstlerischen
Vision eingesetzt hat. Selbstbemalte, schrabbelige Kassetten waren für ihn
das kongeniale Medium.

Weltpremiere: Daniel Johnston live at Volksbühne Berlin 1999

Regie: Frank Behnke

Diese Veranstaltung findet im Rahmen von Vorspiel transmediale/CTM 2020
statt. Präsentiert von Soundwatch Berlin Music Film Festival. Mit
Unterstützung von The Festival Agency. Sonderpreis für den ganzen Abend: 12
Euro

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.
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UROLOGIE/352: PSA-Test - Nutzenbewertung des Screenings auf Hodenkrebs spiegelt Datenlage nicht adäquat wieder (idw)


Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 13.01.2020

Postitionspapier der DGU zum Vorbericht: 

Prostatakrebsscreening mittels PSA-Test (S19-01) des IQWiG



In einem Vorbericht des Gutachtens zur Nutzenbewertung des
Prostatakarzinomscreenings mittels PSA-Test durch das Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) wird
geschlussfolgert, dass die Nachteile die Vorteile eines PSA-Screenings
deutlich überwiegen.

Zur Bewertung der o.g. Fragestellung wurden eine systematische
Übersichtsarbeit und Metaanalyse basierend auf randomisiert-kontrollierten
Studien durch das IQWiG durchgeführt. Als Endpunkte wurden die
Gesamtmortalität (4 Studien), die prostatakarzinomspezifische Mortalität
(10 Studien), die Diagnose metastasierter Prostatakarzinome (4 Studien),
unerwünschte Ereignisse (0 Studien), Konsequenzen der Überdiagnosen (10
Studien), Konsequenzen der falsch positiven Diagnosen (6 Studien),
Konsequenzen der falsch negativen Diagnosen (0 Studien) sowie die
gesundheitsbezogene Lebensqualität (0 Studien) berücksichtigt.
Verwendbare Daten standen für drei randomisierte kontrollierte Studien zur
Verfügung, namentlich die ERSPC- (unter separater Berücksichtigung der
Länderspezifischen Einzelstudien), die PLCO- und die Stockholm-Studie. Für
die Quebec-Studie wurden zwar Daten zur prostatakarzinomspezifischen
Mortalität berichtet, diese waren aber nicht im Rahmen der quantitativen
Analyse verwertbar.

Ergebnisse

Hinsichtlich der Gesamtmortalität zeigten sich keine Unterschiede zwischen
den beiden Gruppen (PSA-Screening vs. kein Screening).
In Bezug auf das prostatakarzinomspezifische Überleben als auch auf die
Diagnosen metastasierter Prostatakarzinome (IDQ [KI]: 0,67 [0,58; 0,78])
zeigte sich ein Vorteil für das PSA-Screening. Genau dieses ist aber für
den Patienten von großer Bedeutung. Ein Leben mit symptomatischen
Metastasen und dauerhafter Systemtherapie auch mit Chemotherapien wird von
den meisten Männern nicht angestrebt.

Das Überdiagnoserisiko wurde für einen PSA Cut-off von unter 4 ng/ml mit
3,5% (KI:1,3-5,6%) bis 6% (KI:5,4-6,6%) bzw. für einen PSA Cut-off über 4
ng/ml (sowie in Deutschland) oder höher mit 0,7% (KI:0,3-1,2%) bis 1,6%
(KI:1,1-2,2%) beziffert.

Weiterhin hatten 4-9% der Screeningteilnehmer einen falsch-positiven
Screeningbefund bei einem PSA Cut-off von über 4 ng/ml. Im Rahmen einer
Biopsie ergab sich eine Gesamtkomplikationsrate von 2%, wobei die
Mortalität bei 0% lag.

Keine Aussage war bzgl. der gesundheitsbezogenen Lebensqualität,
unerwünschten Ereignissen oder den Konsequenzen von falsch-negativen
Screeningbefunden möglich, da hierzu überhaupt keine Daten zur Verfügung
stehen.

Kritische Bewertung

Da bzgl. des Gesamtüberlebens kein Effekt in eine Richtung nachweisbar
war, sich jedoch Vorteile des PSA-Screenings hinsichtlich des
prostatakarzinomspezifischen Überlebens und der Diagnose metastasierter
Erkrankungen gezeigt haben, spiegelt die Schlussfolgerung des Vorberichts
("das PSA-Screening schadet mehr als das es nützt") die Datenlage nicht
adäquat wieder.

Das Risiko von Überdiagnosen betrifft in Deutschland bei einem PSA-Cut Off
Wert von 4ng/einen geringen Anteil der Patienten von 0,7-1,6%. Potentiell
negative Folgen wie Ängste oder zusätzliche Untersuchungen werden in der
Diskussion des IQWiG genannt, aber nicht mithilfe von Daten quantifiziert
bzw. objektiviert. So gibt es bspw. für den Endpunkt gesundheitsbezogene
Lebensqualität überhaupt keine randomisierten zur Verfügung stehenden
Daten. Dennoch wird die vermeintlich eingeschränkte Lebensqualität
mehrfach als Argument gegen ein PSA-Screening angeführt. Außerdem werden
die Daten der ERSPC-Studie aus Finnland nicht berücksichtigt, die gezeigt
haben, dass psychische Belastung sowie Lebensqualität nach einer Biopsie
ohne Krebsnachweis gleich sind wie bei den Patienten ohne Gewebeprobe.

In diesem Zusammenhang ist der im Bericht verwendete Begriff
"falsch-positiv" insbesondere für Patienten irreführend, da ein PSA-Wert größer
4ng/ml kein Beweis für ein Prostatakarzinom ist. Die PSA-Werte und deren
Bedeutung müssen ohnehin mit dem behandelnden Urologen ausführlich
diskutiert und durch weitere Untersuchungen wie die
digital-rektale-Untersuchung und ggf. mit einem multiparametrischen MRT der Prostata
ergänzt werden. Weiterhin wird vernachlässigt, dass nicht die absolute
Betrachtung des PSA-Wertes im klinischen Alltag von Bedeutung ist, sondern
Parameter wie die PSA-Geschwindigkeit oder verschiede PSA-Quotienten
weitere nützliche Hinweise auf das Vorliegen eines Prostatakarzinoms geben
können. Dies findet sich entsprechend auch in der S3-Leitlinie zum
Prostatakarzinom wieder. "Diejenigen Männer, die von sich aus nach einer
Früherkennung fragen, sollen ergebnisoffen über die Vor- und Nachteile
aufgeklärt werden. Dabei sollen der mögliche Nutzen wie auch die Risiken
(Überdiagnose und Übertherapie) in natürlichen Zahlen und auch grafisch
dargestellt werden." Weiterhin wird für ältere Patientengruppen (>70
Jahre), die einen niedrigen PSA-Wert aufweisen ohnehin keine weitere
PSA-Testung empfohlen.

Vergleichend zu anderen Meta-Analysen ist in dem Bericht v.a. die Zahl der
Überdiagnosen erhöht. Dies wird zum einem damit begründet, das die
ERSPC-Studien separat nach Land aufgeschlüsselt berücksichtigt werden, zum
anderen durch das Ausschließen der CAP-Studie. Hier muss hinterfragt
werden, ob das Ausschließen dieser aktuellen und größten verfügbaren
Studie adäquat ist.

Fazit

Die vom IQWiG präsentierten Ergebnisse und die daraus gezogenen
Schlussfolgerungen sind nicht kongruent und werden von der Datenlage nicht
unterstützt. Zudem werden weitere alltäglich diagnostische Verfahren in
der Interpretation vernachlässigt, die in Deutschland routinemäßig für
eine optimierte Diagnosestellung zum Einsatz kommen. Die Deutsche
Gesellschaft für Urologie nimmt diesen Vorentwurf des IQWiG und die daraus
resultierte Vermengung von individualisierter Früherkennung und
populationsbasiertem PSA-Screening in der Presse mit Bedauern zu Kenntnis.
Hierdurch besteht die Gefahr, dass Männer Früherkennungsuntersuchungen
vermeiden und in der Konsequenz langjährige Belastungen durch Metastasen,
lokale Symptome und Behandlungsfolgen durch Chemotherapien sowie die
Mortalität zukünftig stark zunehmen.

Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens wird die DGU eine ausführliche
Stellungnahme beim IQWiG einreichen, verbunden mit der Erwartung, dass in
dem Abschlussbericht des IQWiG eine klare Darstellung des Nutzens einer
individualisierten Prostatakarzinomfrüherkennung insbesondere in Hinblick
auf die Reduktion des prostatakarzinomspezifischen Sterbens und die
Reduktion des Auftretens von Metastasen und schwerwiegender
Systemtherapien als Schlussfolgerung enthalten sein wird.

Prof. Dr. med. Dr. h.c. mult. Jens Rassweiler

Präsident der Deutschen Gesellschaft für Urologie

Univ-Prof. Dr. med. Maurice-Stephan Michel

Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Urologie

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.urologenportal.de

http://www.dgu-kongress.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795


Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:

Siehe hierzu folgenden Artikel unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → FACHMEDIZIN → UROLOGIE

UROLOGIE/347: Diagnostik - Derzeit keine Empfehlung für Screening auf Hodenkrebs (IQWiG)

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 13.01.2020
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TRANSPLANTATION/537: Regensburger Transplantationszentrum veröffentlicht Zahlen (UKR)


Universitätsklinikum Regensburg - 13. Januar 2020

Regensburger Transplantationszentrum veröffentlicht Zahlen

Noch diese Woche wird eine Entscheidung des Bundestags zur Neuregelung des deutschen Organspendesystems erwartet. Hierzu veröffentlicht das Universitäre Transplantationszentrum Regensburg seine
Zahlen. Dabei sind bereits erste Zeichen in Richtung einer positiven Entwicklung erkennbar.



Rund 9.000 Menschen waren Ende 2019 deutschlandweit noch auf den
Wartelisten für ein neues Organ registriert. Diese Zahl gibt aber
nicht die tatsächliche Tragweite wieder. Noch weitaus mehr Personen
würden ein Organ benötigen, schaffen es aber aufgrund ihres schlechten
Gesundheitszustands erst gar nicht auf die Warteliste oder müssen
wieder abgemeldet werden. Professor Dr. Bernhard Banas, Leiter des
Regensburger Transplantationszentrums am Universitätsklinikum
Regensburg (UKR), erklärt: "Jährlich versterben viele Tausende, denen
man medizinisch durch eine Transplantation sehr gut helfen könnte. Die
Ursache dieses Problems ist, dass immer noch zu wenige Menschen in
Deutschland zu Lebzeiten Position zur Organspende beziehen. Unsere
Rate an Organspendern beträgt nur ein Drittel dessen, was in vielen
europäischen Nachbarländern bereits Standard ist." Allerdings sind
derzeit erste positive Tendenzen erkennbar. So erhielten im
Regensburger Transplantationszentrum im Jahr 2019 51 Patienten eine
neue Niere, im Vergleich zu 34 Nierentransplantationen im Vorjahr eine
deutliche Steigerung.

Bei den Nierentransplantationen, die im vergangenen Jahr am UKR
durchgeführt wurden, erhielten drei Patienten gleichzeitig eine
Bauchspeicheldrüse, bei jeweils einem Patienten wurde zeitgleich mit
einer Niere auch ein Herz bzw. eine Leber transplantiert. "Aufgrund
sehr langer Wartezeiten für Organtransplantationen haben es die
Transplantationsmediziner in den letzten Jahren zunehmend mit sehr
kranken Patienten zu tun, die jede Transplantation zu einer
interdisziplinären Herausforderung machen," konstatiert
Transplantationschirurg PD Dr. Jens Werner aus der Klinik und
Poliklinik für Chirurgie des UKR.

Spenderzahlen konsolidieren sich

Die weiteren Regensburger Transplantationszahlen bewegen sich in etwa
auf dem Niveau der Vorjahre. So konnten am Transplantationszentrum des
UKR 2019 fünf Herzen (2018: 10), 42 Lebern (2018: 47) und 3
Bauchspeicheldrüsen (2018: 2) transplantiert werden. Diese Zahlen
gehen auch mit den aktuell von der Deutschen Stiftung
Organtransplantation (DSO) veröffentlichten Werten einher. Demnach
haben sich die Spenderzahlen nach Jahren des Rückgangs in den letzten
beiden Jahren ungefähr konsolidiert. Insgesamt spendeten 2019
bundesweit 932 Personen postmortal ihre Organe, 2018 waren es 955. In
Bayern stehen 136 Organspendern 2019 128 im Jahr 2018 gegenüber.
"Wir gehen davon aus, dass sich die positive Tendenz unter anderem auf
die zunehmende öffentliche Diskussion zurückführen lässt, die nach dem
Gesetzesvorstoß des Bundesgesundheitsministeriums zur Neuregelung des
Organspendesystems entstanden ist. Außerdem beginnen die ersten
strukturellen Maßnahmen zu greifen, die mit der Änderung des
Transplantationsgesetzes zum April 2019 in Kraft getreten sind," so
Professor Banas. "Die positive Entwicklung im Bereich der
Nierentransplantationen am UKR ist nicht zuletzt auf das große
persönliche Engagement aller beteiligten ärztlichen und
nicht-ärztlichen Mitarbeiter sowie die sehr enge und professionelle
interdisziplinäre Zusammenarbeit zurückzuführen", ergänzt PD Dr.
Daniel Zecher, internistischer Programmverantwortlicher für die
Nierentransplantation am UKR.

Entwicklung der letzten Jahre macht einen gesellschaftlichen Strukturwandel nötig

Die positive Tendenz, die sowohl das Regensburger
Transplantationszentrum als auch die DSO aktuell verlauten lassen,
kann jedoch nicht über die problematische Entwicklung der letzten
Jahre im Bundesgebiet hinwegtäuschen: Deutschland war 2018 mit 11,3
Organspendern je 1 Million Einwohner Schlusslicht in Europa. Zum
Vergleich: In Spanien waren es 48 Spender je 1 Million Einwohner. Der
eklatante Spendermangel führt in Deutschland zu inakzeptabel langen
Wartezeiten. Während die mittlere Wartezeit auf eine Niere für bis
65-jährige Erwachsene 2017 in Deutschland bei über sieben Jahren lag,
betrug die Wartezeit in allen übrigen Mitgliedstaaten des
Eurotransplant-Verbundes weniger als vier Jahre. 2019 mussten
Patienten in Regensburg sogar im Mittel 9,2 Jahre auf eine
Spenderniere warten. Bundesweit stehen von 90.000 Dialysepatienten nur
noch 8.000 Patienten auf der Warteliste für eine
Nierentransplantation, da viele Patienten aufgrund ihres schlechten
Gesundheitszustands nicht mehr auf eine Transplantation hoffen können.
"Das zum April 2019 vom Deutschen Bundestag verabschiedete Gesetz zur
Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende
zeigt zwar erste Wirkung, konnte diese negative Entwicklung aber noch
nicht wesentlich beeinflussen. Daher liegt unsere große Hoffnung auf
der von Bundesgesundheitsminister Spahn initiierten Debatte zur
Widerspruchslösung, über die am 16. Januar 2020 im Deutschen Bundestag
abgestimmt wird. Im Sinne der Regensburger Patienten unterstützt das
Universitätsklinikum Regensburg die Einführung der
Widerspruchsregelung vorbehaltlos. Damit soll ein nachhaltiger
gesellschaftlicher Strukturwandel einhergehen, bei dem sich Jeder in
gesunden Zeiten mindestens einmal mit dem Thema auseinandersetzen und
für sich eine aktive Entscheidung treffen sollte", resümiert Professor
Banas.

 * 

Quelle:
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POLITIK/2018: Neue Vorgaben sollen bedarfsgerechte Pflege sichern (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 14. Januar 2020

DKG, DPR und ver.di verständigen sich auf Pflegepersonalbedarfsbemessungsinstrument - 

Neue Vorgaben sollen bedarfsgerechte Pflege sichern



Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG), der Deutsche Pflegerat
(DPR) und die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) haben
heute in einer gemeinsamen Pressekonferenz ein Instrument zur
verbindlichen Bemessung des notwendigen Pflegepersonalbedarfs und der
Pflegepersonalausstattung der Öffentlichkeit präsentiert. Bereits am
gestrigen Montag hatten die beteiligten Verbände das sogenannte
Pflegepersonalbedarfsbemessungsinstrument dem Bundesministerium für
Gesundheit (BMG) fristgemäß vorgestellt. Im Rahmen der "Konzertierten
Aktion Pflege" der Bundesregierung haben sich DPR, ver.di und DKG
selbst verpflichtet, ein Instrument zur Bemessung des Personalbedarfs
im Krankenhaus als Interimslösung zu erarbeiten. Es ermittelt den
Pflegepersonalbedarf eines Krankenhauses für die unmittelbare
Patientenversorgung auf allen bettenführenden Stationen und definiert
die notwendige Pflegepersonalausstattung für die Stationen des
gesamten Krankenhauses. Das Instrument orientiert sich an den
Standards einer qualitativ hochwertigen Patientenversorgung. Zusammen
mit Eckpunkten zur Umsetzung, die ebenfalls vereinbart wurden,
gewährleistet es eine hohe Patientensicherheit und Entlastung für das
Pflegepersonal. Das BMG hatte in der "Konzertierten Aktion Pflege"
die Prüfung des Instruments zugesagt und die drei Beteiligten
erwarten eine zeitnahe gesetzgeberische Umsetzung.

Im Detail stellt das neue Pflegepersonalbemessungsinstrument PPR 2.0
eine grundlegend überarbeitete und modernisierte
Pflege-Personalregelung (PPR) dar, die in ihrer ursprünglichen Form
immer noch von vielen Krankenhäusern zur Kalkulation der vorhandenen
Pflegepersonalkosten angewendet wird. So wurden nunmehr die der
Bemessung zugrundeliegenden Leistungen und Zeitwerte an die aktuellen
Anforderungen einer guten pflegerischen Versorgung (z.B. Umsetzung
von Expertenstandards und Leitlinien) angepasst. In diesem
Zusammenhang erfolgte auch eine fachlich-inhaltliche Bewertung der
Leistungsinhalte der allgemeinen und speziellen Pflege. Es ist zudem
gelungen, den Pflegekomplexmaßnahmen-Score (PKMS) in das
Pflegepersonalbemessungsinstrument zu überführen. In einem Pretest
mit 44 Krankenhäusern zeigte sich, dass das
Pflegepersonalbemessungsinstrument gut anwendbar ist und die
Zeitwerte und Einstufungskriterien plausibel erscheinen.

"Mit der PPR 2.0 ist es uns gelungen, ein unbürokratisches
Personalbedarfsbemessungsinstrument vorzulegen, das eine
bedarfsgerechte pflegerische Versorgung der Patienten im Krankenhaus
abbildet", erklärte DKG-Präsident Dr. Gerald Gaß. Die drei Partner
sind sich einig, dass nach Einführung des
Personalbedarfsbemessungsinstruments auf die gesetzlichen
Pflegepersonaluntergrenzen und ihre Ausweitung verzichtet werden
sollte, da jetzt ein weitaus bedarfsgerechteres Verfahren zur
Sicherung der Pflegequalität zur Verfügung steht.

"Das wirksamste Mittel gegen den Fachkräftemangel ist eine
Personalausstattung, die eine gute Pflege ermöglicht und die
Beschäftigten vor Überarbeitung schützt. Die professionell Pflegenden
dürfen die zügige Einführung der PPR 2.0 erwarten", sagte Sylvia
Bühler, Mitglied des ver.di-Bundesvorstandes. "ver.di war es in den
Verhandlungen wichtig, dass auch Regelungen für die Nachtschichten
und die Verteilung der Pflegestellen im Krankenhaus getroffen werden
müssen. Außerdem müssen Personalausfallkonzepte Beschäftigte vor
Überlastung schützen."

Franz Wagner, Präsident des Deutschen Pflegerats (DPR), erklärte:
"Ein Instrument zur Bestimmung einer angemessenen Personalausstattung
ist überfällig. Seine konsequente Umsetzung ist auch ein Beitrag zur
Beendigung der Personalkrise in der Pflege im Krankenhaus. Wir müssen
zeitnah spürbare Verbesserungen für die Pflegefachpersonen vor Ort
erreichen."

 * 

Quelle:
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POLITIK/2017: Notfallreformgesetz - Schwerwiegende Mängel im Entwurf müssen korrigiert werden (DIVI)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 13.01.2020

Notfallreformgesetz: "Ein Integriertes Notfallzentrum unter fachlicher Leitung der KV ist inakzeptabel!"



Die Reform der Notfallversorgung ist angelaufen: Am 8. Januar hat
Gesundheitsminister Jens Spahn seinen Entwurf in das
Gesetzgebungsverfahren eingebracht - 49 Seiten, gegliedert in drei
Kernbereiche. "Eine wichtige Initiative zur zukünftigen Sicherstellung der
Versorgung", lobt Professor Dr. André Gries, Ärztlicher Leiter der
Zentralen Notaufnahme/Notaufnahmestation am Universitätsklinikum Leipzig,
stellvertretend für die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI). Das große ABER folgt auf dem Fuße:
"Der Gesetzentwurf krankt inhaltlich allerdings an zum Teil erheblichen
Mängeln!"

Im Zentrum der Kritik der DIVI steht die vorgeschlagene Struktur von
Integrierten Notfallversorgungszentren (INZ), einer von drei Kernbereichen
des Gesetzentwurfes. Ein INZ soll es nach Plänen Spahns an etwa jedem
zweiten an der Notfallversorgung teilnehmenden Krankenhaus geben. Mit
einem Tresen als zentralen Anlaufpunkt für den Patienten, wo triagiert und
dann in den KV-Bereich oder die Zentrale Notaufnahme des Krankenhauses
weitergeleitet wird. "Eine an sich gute Idee - allerdings unter der
fachlichen Leitung der KV! Das ist für die DIVI inakzeptabel!"

DIVI-Präsident Professor Dr. Uwe Janssens, Chefarzt der Klinik für Innere
Medizin und Internistische Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in
Eschweiler, formuliert es plakativ: "Bei den Plänen für das INZ geht es in
weiten Teilen nur ums Geld - nicht um eine qualitativ hochwertige
Versorgung aller Patienten." Die Intention ist für Janssens eindeutig: Die
KV soll durch diese Regelung die Steuerungshoheit behalten und will damit
einen wesentlichen Teil der Erlöse für die Versorgung der Notfallpatienten
weiterhin in den ambulanten Sektor umlenken. "Ein Milliardengeschäft!"
Bereits heute nehmen diese Patienten aber häufig doppelt Ressourcen in
Anspruch: Nach primärer Beratung in der KV-Praxis erfolgt die medizinische
Notfallversorgung dann häufig doch in der Zentralen Notaufnahme.

Integrierte Notfallzentren (INZ) - ja, aber bitte unter gemeinsamer Leitung

Professor Dr. André Gries verweist auf die für den KV-Bereich fehlenden
Standards - für das eingesetzte Personal wie auch dessen
notfallmedizinische Qualifikation. Die zeitnahe und unmittelbare
Versorgung von tatsächlichen Notfällen, die heute in Zentralen
Notaufnahmen rund um die Uhr erfolgt, wird sich deshalb nach Meinung der
DIVI qualitativ verschlechtern. Generell sind die Pläne für eine
Zentralisierung gut - weil der Patient nicht entscheiden muss, sondern
eine zentrale Anlaufstelle hat. Aber die fachliche und strukturelle
Leitung eines INZ muss beiden Seiten, also Krankenhaus und KV, obliegen
und kooperativ gestaltet werden!

Generell, so wird auch von anderen Seiten kritisiert, ist der
Gesetzentwurf stark von dem Glauben geprägt, viele Patienten in den
Notaufnahmen säßen hier nur mit Bagatellen wie beispielsweise Schnupfen
oder eingewachsenen Zehennägeln. "Unser Alltag zeigt eine andere
Wirklichkeit", so Prof. André Gries. "Die meisten der Patienten sind
tatsächlich akut z.T. lebensbedrohlich erkrankt und bedürfen sofortiger
notfallmedizinischer Versorgung bzw. fachspezifischer Weiterbehandlung."

Ein weiterer Fehler im Gesetzentwurf: Krankenhäuser ohne INZ, bei denen
aber trotzdem Patienten in der Tür stehen, sollen mit 50 Prozent Abschlag
auf ambulante Leistungen bestraft werden. "Absurd!", kommentiert Gries.
Schließlich dürfen die Patienten nicht abgewiesen werden. Diese Klinik
bleibt auf den Kosten sitzen oder kann die erbrachten Leistungen nur
abrechnen, wenn die Patienten stationär aufgenommen werden, d.h. eine
Nacht im Klinikbett verbringen - ein Fehlanreiz! Es wäre sinnvoller, wenn
Krankenhäuser der Akut- und Notfallversorgung dem G-BA-Beschluss
entsprechend ausgewiesen werden, jedes ein INZ einrichtet und dann seine
Leistungen auch komplett vergüten kann, so der Vorschlag der DIVI.

Das Fazit der DIVI zum neuen Notfallreformgesetz

"Ich bin nun seit über 30 Jahren in verschiedenen Bereichen der
Notfallmedizin tätig", sagt Prof. André Gries. "Der Entwurf greift schon
lange bestehende offene Fragen auf und enthält gute Vorschläge. Endlich
geht es voran! Die schwerwiegenden Mängel im Entwurf müssen aber noch
korrigiert werden." Gries verweist hier ebenfalls auf die zwei weiteren
geplanten Kernbereiche. Zum einen ist ein gemeinsames Notfallleitsystem
(GNL) geplant. Wieder eine Zentralisierung, die die DIVI sehr begrüßt.
Laut Gesetzentwurf sollen aber weiterhin beide Notfallnummern - die 112
und die 116117 - parallel nebeneinander bestehen bleiben, also eine
Doppelstruktur. Besser wäre es, eine einzige Notfallnummer in der
Bevölkerung zu etablieren. Zum anderen soll der Rettungsdienst als
eigenständiger GKV-Leistungsbereich anerkannt werden und mit
Verabschiedung des Gesetzentwurfes die tatsächliche Leistung, nicht wie
bisher nur der Transport, finanziert werden. "Vorsicht!", kommentiert
Professor André Gries. Vor allem im ländlichen Gebiet müssten trotz
niedriger Einsatzzahlen die Vorhaltekosten trotzdem weiter gedeckt sein.
"Das behalten wir als DIVI entsprechend im Auge!", stellt auch
DIVI-Präsident Janssens klar.

Und generell hinkt der Gesetzentwurf, der ja das hohe Volumen in den
Notaufnahmen reduzieren möchte, an genau diesem Punkt: Der Patient muss
sich nicht an die skizzierten Wege halten. Es gibt keinerlei Verpflichtung
oder Konsequenzen. "Hier muss mehr Verbindlichkeit her", fordert Gries.
Bleibt der Gesetzentwurf unverändert, besteht die Befürchtung, dass die
Patientenzahlen generell und in den Notaufnahmen weiter steigen.

Der Vorschlag der DIVI ist, ein standardisiertes notfallmedizinisches
Versorgungsangebot für alle zu schaffen, eine selbst initiierte
Wieder- oder Neuvorstellung auf eigenen Wunsch in einem anderen Bereich des
Gesundheitssystem unmittelbar nach einer ersten Behandlung aber nur gegen
Zuzahlung zu ermöglichen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-notfallreformgesetz-ein-integriertes-notfallzentrum-unter-fachlicher-leitung-der-kassenaerztlichen-vereinigung-ist-inakzeptabel

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment78993

PM: Notfallreformgesetz: "Ein Integriertes Notfallzentrum unter fachlicher Leitung der Kassenärztlichen Vereinigung ist inakzeptabel!"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527
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POLITIK/2016: Arbeitssituation von Hebammen in Kliniken verbessern (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 13. Januar 2020

Deutscher Hebammenverband fordert mutige Schritte für die Geburtshilfe im Krankenhaus

Neues Gutachten des Bundesgesundheitsministeriums bestärkt Forderungen des Hebammenverbandes



Am vergangenen Freitag hat das Bundesministerium für Gesundheit (BMG)
ein neues Gutachten zur stationären Hebammenversorgung in Deutschland
veröffentlicht. Unter anderem bestätigt dieses die Notwendigkeit, die
Arbeitssituation von Hebammen in Kliniken zu verbessern. Der Deutsche
Hebammenverband e. V. (DHV) hat bereits im Februar 2019 dem
Bundesgesundheitsministerium die Eckpunkte für ein
Geburtshilfestärkungsgesetz übergeben und sieht sich durch das neue
Gutachten in seinen Forderungen bestärkt.

Die Forderungen des DHV reichen von einem besseren Personalschlüssel
über Entlastungen von berufsfremden Tätigkeiten bis hin zum Abbau
hierarchischer Strukturen. Dadurch würde der Hebammenberuf
attraktiver, bestätigen auch die Ergebnisse des soeben
veröffentlichten Gutachtens. "Hebammen ergreifen den Beruf, weil sie
Frauen während der Geburt empathisch zur Seite stehen möchten. Die
Arbeitsbedingungen in den Krankenhäusern ermöglichen jedoch nur für 16
Prozent der Kolleginnen die Eins-zu-eins-Betreuung von Gebärenden," so
Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin des Deutschen Hebammenverbands.
"Dass eine Hebamme ihre Tätigkeit so ausüben kann, wie es ihren
Ansprüchen an die eigene Arbeit entspricht, ist bei uns keine
Selbstverständlichkeit. Das muss sich ändern. Dann werden die Hebammen
wieder gerne und zahlreich in der klinischen Geburtshilfe arbeiten."

Seit Jahren schließen immer wieder, auch zeitweise aus Personalmangel,
Kreißsäle. Schwangere werden in andere Kliniken weiterverwiesen, weil
Hebammen fehlen. Freie Hebammenstellen können nicht besetzt werden.
"Ein Großteil der Kliniken erwartet einen steigenden Hebammenbedarf in
den nächsten Jahren. Umso dringender sind mutige Veränderungen für
eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den Kreißsälen" betont
Andrea Ramsell, Präsidiumsmitglied im Deutschen Hebammenverbands.
"Diese müssen weit über eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf hinausgehen. Nur der Abbau hierarchischer Strukturen und eine
angemessene Entlohnung wird den Kreißsaal als Arbeitsplatz attraktiver
machen und verbessert die Versorgung der Gebärenden in den deutschen
Kreißsälen."


Das iGES-Gutachten des Bundesministeriums für Gesundheit zur
stationären Hebammenversorgung in Deutschland finden Sie hier:

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Gesundheit/Berichte/stationaere_Hebammenversorgung_IGES-Gutachten.pdf

 * 

Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 20.000 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 13. Januar 2020

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe
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RECHT/652: Fruchtbarkeitserhaltung bei Krebs - Trotz Gesetzesänderung häufig keine Kostenübernahme durch die Kassen (idw)


Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 13.01.2020

Trotz Gesetzesänderung: Junge Krebspatienten bleiben häufig auf den Kosten für die Fruchtbarkeitserhaltung sitzen



Berlin, 13. Januar 2020 - Mehr als 80 Prozent der jungen Menschen mit
Krebs können geheilt werden, aber die notwendige Therapie führt bei vielen
von ihnen zu Unfruchtbarkeit. Durch das Einfrieren von Eizellen, Spermien
oder Keimzellgewebe (Kryokonservierung) kann die Hoffnung auf eigene
Kinder erhalten bleiben. Die Kryokonservierung kostet bis zu 4.300 € für
junge Frauen und etwa 500 € für junge Männer. Dazu kommen Lagerkosten von
etwa 300 € pro Jahr. Nach alter Gesetzeslage mussten die Betroffenen die
Kosten selbst tragen. 2019 änderte der Bundestag das SGB V und machte die
Kryokonservierung zur Kassenleistung.

"Für dieses Gesetz haben die Betroffenen so sehr gekämpft", sagt Prof. Dr.
med. Mathias Freund, Vorsitzender des Kuratoriums der Deutschen Stiftung
für junge Erwachsene mit Krebs. "Aber leider hat sich für viele von ihnen
noch nichts geändert." Einige große Krankenkassen übernehmen die
Kryokonservierung nach wie vor nicht. Die Betroffenen müssen das Geld in
der kurzen Zeit auftreiben, die ihnen nach der Diagnose ihrer Erkrankung
bis zum Beginn der Therapie bleibt. Manche schaffen das nicht.

Die Begründung dieser Krankenkassen ist streng juristisch nicht
angreifbar: Das Gesetz sieht vor, dass der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA) eine Richtlinie für die Durchführung der Kryokonservierung erlassen
muss. Nach dem Zeitplan sollte der Entwurf dazu im November 2019 vorliegen
und im kommenden Februar 2020 sollte die Richtlinie fertig sein.(1) Der
Entwurf steht aber immer noch aus.

Nach Fertigstellung und Genehmigung der Richtlinie durch das Ministerium
müssen dann auch noch die Preise für die medizinischen Maßnahmen
ausgehandelt werden. Dafür hat der Bewertungsausschuss ein weiteres halbes
Jahr Zeit. "Es ist fraglich, ob das alles noch in diesem Jahr
abgeschlossen wird", erklärt Freund und fährt fort: "Es ist für die
Betroffenen eine unerträgliche Situation. Die Kryokonservierung ist seit
Langem medizinisch etabliert und wird in den relevanten Leitlinien der
Fachgesellschaften empfohlen."

Es gibt aber auch Krankenkassen, die ihre Versicherten unterstützen. "Nach
einer Umfrage haben uns sieben Krankenkassen zugesagt, dass sie die
Betroffenen bei der Kryokonservierung auf individueller Basis finanziell
unterstützen. Leider betrifft das nur etwa 14 Prozent der Versicherten",
sagt Freund. Die Ergebnisse der Umfrage und weitere Erfahrungen aus der
Beratung sind auf der Webseite der Deutschen Stiftung für junge Erwachsene
mit Krebs unter der Rubrik "Wissen" veröffentlicht.(2) "Wir hoffen sehr
auf eine flexible Haltung weiterer Krankenkassen und auf eine
beschleunigte Umsetzung der Regelungen zur Kryokonservierung", schließt
Freund ab.

Jedes Jahr erkranken in Deutschland nahezu 16.500 junge Frauen und Männer
im Alter von 18 bis 39 Jahren an Krebs. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit
Krebs ist Ansprechpartnerin für Patienten, Angehörige, Wissenschaftler,
Unterstützer und die Öffentlichkeit. Die Stiftungsprojekte werden in enger
Zusammenarbeit mit den jungen Patienten, Fachärzten sowie anderen Experten
entwickelt und bieten direkte und kompetente Unterstützung für die jungen
Betroffenen. Die Stiftung ist im Juli 2014 von der DGHO Deutsche
Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. gegründet
worden. Alle Stiftungsprojekte werden ausschließlich durch Spenden
finanziert. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs ist als
gemeinnützig anerkannt.

(Die angegebene Genderform vertritt alle Geschlechter. Die ausschließliche
Verwendung der Vornamen bei zitierten Patienten hat datenschutzrechtliche
Gründe.)


Anmerkungen


(1) https://www.g-ba.de/downloads/40-268-5865/2019-07-04_Einleitung-Beratungsverfahren_KB-RL_Kryokonservierung_Zeitplan.pdf
(2) https://junge-erwachsene-mit-krebs.de/wissen/kostenubernahme-durch-kassen-und-versicherungen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2039

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 13.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/238: Nein zur Widerspruchsregelung (Ärzte für das Leben)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 14. Januar 2020

Nein zur Widerspruchsregelung: 

Ärzte für das Leben e.V. unterstützen Gesetzesinitiative von Annalena Baerbock zur Organspende



Münster - Münster. Die Organisation "Ärzte für das Leben e.V." ist in
Fragen des Lebensrechts mit der Partei Bündnis 90/Die Grünen nicht oft
einer Meinung. Dennoch empfiehlt sie den Abgeordneten des Deutschen
Bundestags, bei der Abstimmung am 16. Januar 2020 die
Gesetzesinitiative der Grünen-Vorsitzenden Annalena Baerbock zur
Organspende zu unterstützen und die Widerspruchsregelung von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn abzulehnen.

Hierzu erklärte Prof. Paul Cullen, Vorsitzender der Ärzte für das
Leben e.V.: "Die Organtransplantation in Deutschland steckt in zwei
Krisen: eine Krise der Organisation und eine Krise des Vertrauens. Die
sogenannte "doppelte Widerspruchslösung" von Jens Spahn (CDU) und Karl
Lauterbach (SPD) ist zur Lösung der ersten Krise völlig ungeeignet und
wird die zweite erheblich verstärken.

Bei allen grundsätzlichen Schwierigkeiten, die wir beim Hirntodkonzept
sehen, hat die Baerbock-Initiative zumindest den Vorteil, dass sie das
Recht auf körperliche Unversehrtheit und das sonst von der Politik so
hochgehaltene Prinzip der Autonomie respektiert. Wie Kathrin Vogler
von der Linkspartei bei der Orientierungsdebatte im Bundestag am 26.
Juni 2019 zutreffend bemerkte, ist "kein Nein noch lange kein Ja."

Zudem ist überhaupt nicht bewiesen, dass die Einführung der
Widerspruchslösung zu einer höheren Zahl an Spenderorganen führen
wird. In Schweden und Singapur hat die Widerspruchsregelung die
Spenderzahl nicht verändert, während in Brasilien, Bulgarien,
Dänemark, Frankreich, Lettland, Luxemburg und Wales die
Organspenderate nach Etablierung einer Widerspruchslösung sogar
gesunken ist. Selbst in Spanien, das oft als Erfolgsgeschichte
präsentiert wird, ist die Spenderate nach Einführung der
Widerspruchslösung sechs Jahre lang gleich geblieben. Experten gehen
davon aus, dass die Zunahme der Spenderate, die danach in Spanien
beobachtet wurde, nicht auf die Widerspruchslösung, sondern auf eine
Verbesserung der Transplantationsinfrastruktur zurückzuführen war.

Erst in Februar vergangenen Jahres wurde das "Gesetz zur Verbesserung
der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende" vom
Bundestag verabschiedet. Wäre es nicht klüger, erst die Auswirkungen
dieses Gesetzes abzuwarten, bevor man mit der Widerspruchsregelung
einen radikalen Systemwechsel anstrebt? Erst vor wenigen Jahren hat
der Bundestag im Paragraf 2, Absatz 2 des Transplantationsgesetzes
beschlossen, dass "niemand verpflichtet werden [kann], eine Erklärung
zur Organ- und Gewebespende abzugeben". Hier eine Kehrtwende zu
vollziehen, entspräche nicht dem "Ultima-ratio-Prinzip", dem alles
staatliche Handeln verpflichtet ist.

Deshalb fordern wir alle Abgeordnete auf: Respektieren Sie die
Selbstbestimmung und Autonomie der Bürgerinnen und Bürger dieses
Landes. Unterstützen Sie die Initiative von Annalena Baerbock am 16.
Januar!"

 * 

Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein "Ärzte für das Leben" fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition. Er finanziert sich ausschließlich über
die Beiträge seiner Mitglieder sowie durch Spenden. Mehr unter
www.aerzte-fuer-das-leben.de


 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

Sudentenstr. 15, 87616 Marktoberdorf

Telefon: 68342 / 74 22

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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STELLUNGNAHME/237: Organspende - Herzstiftung setzt sich für Widerspruchslösung ein (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 14.01.2020

Organspende: Herzstiftung setzt sich für Widerspruchslösung ein

Abstimmung im Bundestag über Gesetzesentwürfe: Deutsche Herzstiftung
unterstützt die Einführung der Widerspruchslösung in Deutschland



Am 16. Januar 2020 will der Bundestag über mögliche Gesetzesänderungen bei
der Entscheidung über die Organspende abstimmen. Potenzial für eine
positive Entwicklung der Organspende sieht die Deutsche Herzstiftung
(www.herzstiftung.de) vor allem in der Einführung einer doppelten
Widerspruchslösung. Eines der Ziele der doppelten Widerspruchslösung ist,
dass mehr Patientinnen und Patienten eine Organ- oder Gewebespende
erhalten.

"Die Kluft zwischen schwerkranken Herzpatienten, die auf ein Spenderherz
warten, und den verfügbaren Spenderorganen, ist weiterhin alarmierend",
warnt der Herzchirurg und Transplantationsmediziner Prof. Dr. med. Jan
Gummert, Vorstandsmitglied der Deutschen Herzstiftung und Direktor der
Klinik für Thorax- und Kardiovaskularchirurgie am Herz- und
Diabeteszentrum Nordrhein-Westfalen, Bad Oeynhausen. Nur leicht ist die
Zahl der transplantierten Herzen von 318 (2018) auf 344 (2019)
angestiegen. "Dem stehen auf der Warteliste über 1.000 Herzpatienten
gegenüber, die auf ein Spenderorgan warten. Die doppelte
Widerspruchslösung wäre ein wichtiger Baustein, um Menschen zu helfen, die
dringlich auf ein Spenderorgan warten", so Gummert. "Zudem", fährt er
fort, "ist es schwer verständlich, dass in Deutschland Spenderorgane aus
Ländern mit einer Widerspruchslösung wie Belgien, Slowenien, Frankreich
und Österreich akzeptiert werden, während bei uns aber eine solche Lösung
bisher nicht eingeführt wurde."

Die häufigsten Ursachen und Indikationen für eine Herztransplantation sind
schwerwiegende Herzmuskelerkrankungen (Kardiomyopathien), die koronare
Herzkrankheit (KHK), die Grundkrankheit des Herzinfarkts, und weitere
chronische Krankheiten des Herz-Kreislauf-Systems wie Herzmuskelentzündung
(Myokarditis). "Nur mit Hilfe der Widerspruchslösung kann es gelingen, das
Leben tausender kritisch organkranker Patienten zu verlängern und wieder
lebenswerter zu machen", so Prof. Gummert, der auch Präsident der
Deutschen Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie (DGTHG) ist.

Doppelte Widerspruchslösung: 

Patientenwille stärker dokumentiert
Die Einführung einer doppelten Widerspruchslösung dürfte die
Auseinandersetzung mit der Organspende und damit die Dokumentation des
Patientenwillens stärken. Zudem würden bei der doppelten
Widerspruchslösung gezielt die Angehörigen zur sicheren Feststellung des
Patientenwillens des Verstorbenen mit eingebunden. Anders als bei der
bisherigen Entscheidungslösung führt eine nicht abgegebene Erklärung dazu,
dass eine Organ- oder Gewebeentnahme zulässig ist, wenn die sonstigen
Voraussetzungen für eine Entnahme erfüllt sind.

Weitere Punkte zur doppelten Widerspruchslösung:


	Alle Bürgerinnen und Bürger, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, sollen sich entscheiden. Vor der Entscheidung erfolgt dreimal eine umfangreiche schriftliche Information durch die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA). Wer nach dreimaliger Information keinen Widerspruch einlegt, gilt als potenzielle Spenderin oder potenzieller Spender.


	Ein nachträglicher Widerspruch ist jederzeit möglich.


	Es wird ein Register eingerichtet, in dem die Erklärung zur Organ- und Gewebespende registriert werden kann.


	Vor einer Organ- und Gewebespende wird der nächste Angehörige der verstorbenen Person gefragt, ob ein der Entnahme entgegenstehender Wille der verstorbenen Person bekannt ist.




Quelle: 

BZgA/www.organspende-info.de

Zum Gesetzentwurf zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung im Transplantationsgesetz:

www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/O/Organspende/Organspende-Widerspruchsloesung_Gruppenantrag_Spahn_et_al.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/organspendeausweis.html

http://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/O/Organspende/Organspende-Widerspruchsloesung_Gruppenantrag_Spahn_et_al.pdf

http://www.organspende-info.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79001

PM_DHS_Transpl-gesetz_Organspende_Widerspruchslösung_2020-01_FIN

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 14.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/236: Für die Einführung der Widerspruchslösung (Deutsche Transplantationsgesellschaft)


Deutsche Transplantationsgesellschaft Deutsche Transplantationsgesellschaft e.V. - 13.01.2020

Zahl der Organspender war 2019 wieder leicht rückläufig: 
Es ist Zeit für die Einführung der Widerspruchslösung!



Am Donnerstag entscheidet der Deutsche Bundestag über den Entwurf eines
Gesetzes zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung im
Transplantationsgesetz. Die DTG hofft auf eine Zustimmung zu diesem
Gesetzentwurf, sie sieht die Einführung der Widerspruchslösung nicht nur
als Chance, um den eklatanten Mangel an Spenderorganen zu beheben, sondern
als eine ethische Pflicht.

Im Jahr 2019 haben 932 Menschen Organe gespendet, im Jahr 2018 waren es
955. Diese Zahlen hat die DSO heute bekannt gegeben [1]. Damit ist die
Zahl der Organspender, die 2018 nach vielen Jahren erstmals wieder einen
moderaten Aufwärtstrend erfahren hatte, leicht gesunken. "Auch wenn dieser
Rückgang statistisch gesehen klein ist, zeigt das, dass die
organisatorisch/finanziell ausgerichteten Gesetzesänderungen zum 1. April
dieses Jahres alleine diese für unsere Patienten kritische
Organspendesituation nicht beheben werden. Die neuen Zahlen sollten uns
alle aufrütteln, hoffentlich auch die Politiker - wir brauchen die
Widerspruchslösung", erklärt Prof. Dr. Christian Hugo, Dresden,
Generalsekretär der Deutschen Transplantationsgesellschaft (DTG). Bereits
im Oktober 2019 hat sich die DTG in einem offenen Brief [2] an alle
Abgeordneten des Deutschen Bundestages gewandt und detailliert ihre
Argumente pro Widerspruchslösung dargelegt. "Die neuen Zahlen zeigen, dass
ein "weiter so" nicht länger hinnehmbar ist", erklärt Hugo. Die DTG sieht
in der Einführung der Widerspruchslösung die größte Chance und ein
wichtiges und notwendiges gesellschaftliches Signal für einen
System-Neustart, um den eklatanten Mangel an Spenderorganen mittel- und
langfristig zu verbessern.

Laut Angaben der DSO wurden 2019 insgesamt 3.192 Organübertragungen
durchgeführt, die 3.023 schwerkranken Menschen geholfen haben. Dennoch
warten noch immer über 9.000 Menschen in Deutschland auf ein Organ. "Für
diese Patienten vermindert jeder Tag des Wartens die Überlebensprognose.
Selbst Dialysepatienten, bei denen Blutwäschemaschinen die Aufgaben der
Niere weitgehend übernehmen können, haben eine deutlich geringere
Lebenserwartung als Menschen, die mit einer Spenderniere leben", so der
DTG-Experte.

"Die DTG hält die Einführung der Widerspruchslösung daher nicht nur für
dringend erforderlich und ethisch vertretbar, sondern für eine ethische
Pflicht gegenüber den Menschen, die auf der Warteliste stehen", erklärt
Prof. Dr. Christian Strassburg, Bonn, Präsident der DTG. "Im Jahr 2018
verstarben 892 Patienten, hinzu kommen die Menschen, die sich aufgrund
geringer Aussichten auf ein Organ gar nicht erst listen lassen oder von
der Liste genommen werden, weil sie zwischenzeitlich zu krank für eine
Transplantation geworden sind."

Im März 2019 hatten die Bundestagsabgeordneten Jens Spahn, Dr. Karl
Lauterbach, Claudia Schmidtke, Sabine Dittmar, Petra Sitte, Georg Nüßlein,
Tino Sorge, Thomas Oppermann, Sabine Weiss und Helge Braun den Entwurf
eines Gesetzes zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung im
Transplantationsgesetz vorgelegt, über den der Bundestag am kommenden
Donnerstag entscheiden wird. Annalena Baerbock (Die Grünen) und
Linke-Chefin Katja Kipping haben einen alternativen Gesetzesentwurf zu dem der
Widerspruchslösung eingebracht, der im Gegensatz dazu auf Information und
regelmäßige Befragungen der Menschen setzt. "Damit bliebe aus unserer
Sicht alles beim Alten, wir würden an einem Konzept festhalten, das sich
seit Jahrzehnten als erfolglos erwiesen hat. Fast alle europäischen
Länder, in denen Transplantationen durchgeführt werden, haben das
mittlerweile erkannt und die Widerspruchsregelung eingeführt, zuletzt
Frankreich und die Niederlande, mit Beginn 2020 auch England", so der
DTG-Präsident Prof. Strassburg.

Die Kritik der Bevormundung des Bürgers, die Gegner der Widerspruchslösung
anführen, weist die DTG entschieden zurück: Die wesentliche Ursache des
Organmangels liege nicht darin, dass die Menschen generell gegen die
Organspende sind, sondern im Nicht-Entscheiden bzw. Nicht-Dokumentieren
der Entscheidung. "Befragungen haben gezeigt, dass bis zu 80% der
deutschen Bevölkerung der Organspende offen gegenüberstehen, daher ist es
nicht nachvollziehbar, warum dieses Mehrheitsvotum in der Gesetzgebung
nicht abgebildet werden soll, stattdessen aber der Tod von vielen hundert
Menschen pro Jahr in Kauf genommen wird." Außerdem lasse die
Widerspruchsregelung jedem Bürger/jeder Bürgerin auch weiterhin die volle
Entscheidungsfreiheit, ob er/sie Organe spenden möchte. "Jeder
Widerspruch, auch der von Angehörigen, hat Bestand und wird im Rahmen des
neuen Gesetzes respektiert."


[1] Pressemeldung der DSO vom 13.01.2020 "Zahl der Organspender in 2019
nahezu unverändert"; abrufbar unter

https://www.dso.de/dso/presse/pressemitteilungen/Zahl%20der%20Organspender%20in%202019%20nahezu%20unver%C3%A4ndert/47

[2] Offener Brief der Deutschen Transplantationsgesellschaft zur
Neuregelung der Organspende in Deutschland.

http://www.d-t-g-online.de/images/DTG_Offener_Brief_Organspende_10-2019.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.d-t-g-online.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2092

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Transplantationsgesellschaft Deutsche Transplantationsgesellschaft e.V. - 13.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/235: Deutsche Gesellschaft für Nephrologie für die Einführung der Widerspruchslösung (DGfN)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 13.01.2020

Deutsche Gesellschaft für Nephrologie spricht sich für die Einführung der Widerspruchslösung aus



Am Donnerstag, 16.01.2020, wird der Deutsche Bundestag über den
Gesetzesentwurf zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung im
Transplantationsgesetz entscheiden - die Deutsche Gesellschaft für
Nephrologie (Nierenheilkunde) hofft, dass sich die Mehrzahl der
Abgeordneten für diesen Gesetzesentwurf ausspricht. Die Zahl der Menschen,
die auf eine Spenderniere warten, ist derzeit fast viermal höher als die
Zahl der durchgeführten Nierenübertragungen. "Durch die Einführung der
Widerspruchslösung könnte endlich eine Trendwende erreicht werden", so
DGfN-Präsident Prof. Dr. Jan C. Galle, Lüdenscheid.

Laut Angaben der DSO gab es 2019 insgesamt 932 Organspender, ein Jahr
zuvor waren es 955. Damit muss man konstatieren, dass die Zahl weiterhin
auf einem extrem niedrigen Niveau geblieben ist und das Gesetz für bessere
Zusammenarbeit und bessere Strukturen bei der Organspende (GZSO), das am
1. April 2019 in Kraft getreten ist, bisher keine positive Entwicklung
hinsichtlich der Spenderzahlen anstoßen konnte. Dieses Gesetz hatte
verbesserte infrastrukturelle Bedingungen in den Entnahmekrankenhäusern
geschaffen, stärkte beispielsweise die Position der
Transplantationsbeauftragten in den Kliniken. "Dennoch blieb bisher die
erhoffte Trendwende aus", erklärte Prof. Dr. Jan C. Galle, Lüdenscheid,
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN).

Rund 7.500 Patienten warten auf eine Nierentransplantation, 2019 konnten
jedoch nur 1.500 postmortale Nieren transplantiert werden [1]. "Im Jahr
2010 waren es immerhin noch über 2.000, aber schon damals haben wir einen
eklatanten Organmangel beklagt. Nun ist die Situation desolat", so der
Nierenexperte. Pro Jahr gibt es im Durchschnitt über 2.500 Aufnamen auf
die Warteliste zur Nierentransplantation, im Jahr 2018 waren es 2.692.

Auch wenn die Patienten mit einem terminalen Nierenversagen über Jahre und
sogar Jahrzehnte mit der künstlichen Blutwäsche (Dialyse) versorgt werden
können und keine akute Lebensgefahr besteht, dürfe man sich keiner
Illusion hingeben: "Patienten an der Dialyse haben eine deutlich geringere
Lebensprognose als Patienten mit einem Nierentransplantat", erklärt Prof.
Dr. Julia Weinmann-Menke, Universitätsmedizin Mainz, Pressesprecherin der
DGfN und gibt folgende Begründung: "Eine Spenderniere arbeitet rund um die
Uhr, entgiftet und entwässert den Körper also kontinuierlich. Die
Zentrumsdialyse erfolgt dreimal pro Woche für vier Stunden,
zwischenzeitlich ist der Körper stark mit Giftstoffen belastet und
mitunter auch extrem überwässert. Es liegt auf der Hand, dass das für den
Organismus strapaziös ist. Weltweit sind sich alle Experten einig: Die
Nierentransplantation ist die aus medizinischer Sicht bestmögliche
Nierenersatztherapie. Leider können wir sie aufgrund des Organmangels nur
den wenigsten Patienten anbieten - und jährlich müssen wir viele Patienten
von der Warteliste nehmen, weil sie versterben oder ihr Allgemeinzustand
zwischenzeitlich so schlecht geworden ist, dass keine Organtransplantation
mehr möglich ist." Insgesamt verstarben fast 900 Menschen im Jahr 2018 auf
der Warteliste.

Mit der Einführung der doppelten Widerspruchslösung wäre jeder Bürger, der
keinen Widerspruch einlegt, im Falle seines Hirntods potenziell
Organspender. In Umfragen sprechen sich über 80% der Bürger pro
Organspende aus, von denen aber nur knapp die Hälfte einen
Organspendeausweis hat - der Mangel an Spenderorganen ist also nicht
Resultat einer generellen Ablehnung, sondern eher einer gewissen
Bequemlichkeit. "Was liegt also näher, als die Gesetzgebung diesen
Stimmungbild anzupassen? Im Moment müssten 80% der Bevölkerung aktiv
werden und ihre Zustimmung dokumentieren - wäre es nicht sinnvoller, dass
20% ihre Ablehnung dokumentierten?", fragt Prof. Galle.

Die Widerspruchslösung würde laut Einschätzung der Experten zu einem
deutlich höheren Organaufkommen führen. Ethische Bedenken sieht die DGfN
nicht. "Jeder Bürger hat auch nach Einführung der Widerspruchlösung die
Freiheit, sich für oder gegen eine Organspende zu entscheiden - und
angesicht der desolaten Situation der Menschen auf der Warteliste müssen
wir handeln. Durch die Einführung der Widerspruchslösung könnte endlich
eine Trendwende erreicht werden."

Der alternative Gesetzesentwurf von Annalena Baerbock (Die Grünen) und
Katja Kipping (Die Linke) zielt hingegen darauf ab, die
Entscheidungsbereitschaft weiter zu stärken. "Das halten wir für
aussichtslos, denn schließlich wurde 22 Jahren lang auf die Wirkung von
Informations- und Aufklärungskampagnen gesetzt - wie wir wissen: ohne
Erfolg. Es ist gegenüber den Menschen, die Jahr für Jahr auf der
Warteliste versterben, unverantwortlich, weiter daran festzuhalten", so
Prof. Galle.


[1] https://www.dso.de/DSO-Infografik-Slider/image023.png


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution854

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 13.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KOMMENTAR/001: Die Entsorgungsgesellschaft - Transplantationslogik ... (SB)




Kommentar zur anstehenden Abstimmung über die Widerspruchslösung im 
Deutschen Bundestag am 16. Januar 2020 

Die Zahl der Organspenden in Deutschland muß erhöht werden!

Diese Forderung geistert seit November 2018 durch Politik und Medien. 
Die Frage ist: Warum eigentlich?

Aus humanen Gründen? Weil bundesweit etwa 9400 registrierte 
Patienten auf ein lebensrettendes Organ warten und im Jahr 2018 nur 
955 Menschen Organe gespendet haben, obwohl das schon 20 Prozent 
mehr Spender waren als im Jahr zuvor?

Aus Gründen der Konkurrenz? Weil Deutschland, was die 
Organspendebereitschaft der Bevölkerung angeht, im Verhältnis zu 
anderen europäischen Ländern vergleichsweise schlecht abschneidet 
und nur 10 Menschen auf 1 Mio. Einwohner spendewillig sind? In 
Spanien sind es immerhin 47.

Oder vielleicht doch aus pekuniären Gründen? Weil der Markt, der 
sich aus den Organspenden sowie den technischen Erfordernissen und 
Voraussetzungen für eine florierende Transplantationsmedizin ergibt, 
milliardenschwer zu werden verspricht, wenn er es nicht schon ist? 
Viele andere Länder, darunter auch China, sind da meilenweit voraus.

Was also tun, Deutschland?

Der Blick über die Grenzen nach Spanien und eine Analyse der 
dortigen Verhältnisse und Regelungen fördert drei wesentliche Gründe 
für seine Vorreiterrolle in Europa zu Tage:

Grund Nr. 1

Die Struktur der Krankenhäuser ist in Spanien eine andere. Die 
Organspenden sind auf wenige Kliniken konzentriert, die dafür 
besonders gut ausgestattet sind. Ärzte und Pflegende auf den 
Intensivstationen arbeiten eng mit Mitarbeitern der für die 
Organspende zuständigen Organisationen zusammen. Dazu kommt, daß es 
in spanischen Krankenhäusern zur Routine gehört, bei sterbenden 
Patienten an die Möglichkeit einer Organspende zu denken.

Was diesen Punkt angeht, wurde in Deutschland ohne große mediale 
Öffentlichkeit bereits mit dem am 1. April 2019 in Kraft getretenen 
"Zweiten Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes - 
Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der 
Organspende" (GZSO) Abhilfe geschaffen. Diese Gesetzesänderung, mit 
der die organisatorischen, strukturellen und logistischen 
Voraussetzungen für ein optimiertes und beschleunigtes 
Transplantationsverfahren auf den Weg gebracht wurden, ist für die 
gesetzliche Krankenversicherung mit einem zusätzlichen jährlichen 
Kostenaufwand in Höhe von rund 1,5 Millionen Euro verbunden.

Unter anderem sieht das Gesetz vor, einen neurochirurgischen und 
neurologischen konsiliarärztlichen Rufbereitschaftsdienst 
einzurichten, damit gewährleistet ist, daß regional und 
flächendeckend in jedem Entnahmekrankenhaus jederzeit qualifizierte 
Ärzte für die Feststellung des endgültigen, nicht behebbaren 
Hirntods zur Verfügung stehen. Und die Entnahmekrankenhäuser sind 
angehalten, eng mit den Transplantationsbeauftragten 
zusammenzuarbeiten, denen freier Zugang zu den Intensivstationen und 
den Patientenakten gewährt wird. So kann ggf. schon bevor jemand 
stirbt, dafür gesorgt werden, daß die medizinischen Voraussetzungen 
für eine Transplantation gegeben sind, d.h. der potentielle 
Organspender wird noch zu Lebzeiten intensivmedizinisch so betreut 
und behandelt, daß er letztlich als Hirntoter mit einem künstlich am 
Leben erhaltenen Körper endet. 

Grund Nr. 2

Bezüglich der Organ- und Gewebespenden gilt in Spanien ebenso wie in 
genannten 22 weiteren europäischen Ländern die Widerspruchslösung, 
die besagt, daß Organe zur Transplantation entnommen werden dürfen, 
sofern die verstorbene Person einer Organspende zu Lebzeiten nicht 
ausdrücklich widersprochen hat.

Und auch hier soll nun in Deutschland nachgebessert werden. Daher 
wird morgen im Bundestag darüber abgestimmt, ob in Zukunft weiterhin 
eine "Entscheidungslösung", nach der Organe und Gewebe nach dem Tod nur 
dann entnommen werden dürfen, wenn die verstorbene Person dem zu 
Lebzeiten zugestimmt hat, jedoch mit einer erweiterten 
Informationspflicht gelten soll oder aber die "Doppelte 
Widerspruchslösung". 

Letztere sieht vor, ein Register zu erstellen, in das Bürger ihre 
Erklärung zur Organ- oder Gewebespende eintragen lassen können. Wer 
sich nicht registrieren läßt, gilt automatisch als potentieller 
Spender. Der für die Entnahme verantwortliche Arzt wird dazu 
verpflichtet, durch eine Anfrage beim Register festzustellen, ob 
dort eine Erklärung hinterlegt wurde. Darüber hinaus muß der Arzt 
den nächsten Angehörigen darüber befragen, ob ihm ein schriftlicher 
Widerspruch oder ein der Organentnahme entgegenstehender Wille des 
möglichen Spenders bekannt ist. Die Verantwortung, ggf. einer 
Organentnahme zuzustimmen oder aber sie abzulehnen, wird den 
Angehörigen abgenommen, denn ein Mitsprache- oder Vetorecht haben 
sie bei dieser Regelung dann nicht mehr. [1]


Da beide Gesetzesentwürfe, über die nun abgestimmt wird, mit 
der Einrichtung eines zentralen Registers, in das jeder selbst 
eintragen kann, ob er mit einer Organentnahme einverstanden ist oder nicht, 
einhergehen, wird mit dieser Gesetzesänderung ganz unabhängig vom 
Ergebnis der Abstimmung eine weitere wesentliche Voraussetzung für 
ein unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten optimiertes 
Organspende- und Transplantationsverfahren etabliert. 

Eine echte, seriöse Alternative, wie beispielsweise BioSkop e.V. sie 
fordert, steht nicht auf der Agenda:

Notwendig ist eine gesetzliche Regelung, die eine persönliche 
 Zustimmung vor jeder Organentnahme zwingend voraussetzt - und 
 zwar ohne jede Ausnahme. Dies würde endlich auch stellvertretende 
 Explantations-Entscheidungen von Angehörigen hirntoter Menschen 
 kategorisch ausschließen, die ja bisher in den meisten Fällen 
 getroffen werden. "So wäre zwar die Transplantationsrate nicht zu 
 erhöhen, aber dem zweckrationalen Umgang mit Sterbenden, der aus 
 allen derzeit politisch verhandelten Vorschlägen spricht, Einhalt 
 geboten", kommentiert Erika Feyerabend vom BioSkop e.V. die 
 aktuellen politischen Initiativen im Bundestag. [2]



Herztoddiagnostik - die Aufholjagd Deutschlands ist noch nicht zu Ende ...

Grund Nr. 3
 
Bleibt noch der dritte wesentliche Grund für die große Anzahl der 
Organspenden in Spanien: Entscheidende Voraussetzung für eine 
Organspende ist nicht, daß zwei Ärzte unabhängig voneinander den 
Hirntod feststellen, sondern für die Freigabe der Organe reicht ein 
mehrminütiger Herzstillstand. Diese Maßnahme beschert Spanien
etwa ein Viertel seiner Organspenden.

Beim Herztod darf nach einer gewissen Wartezeit nach dem 
 Herzstillstand eine Organentnahme vorgenommen werden, auch wenn 
 der Patient noch reanimiert werden könnte und das Gehirn noch 
 funktioniert. Dieses Todeskriterium gilt z.B. in Spanien, 
 Italien, Frankreich, Belgien oder der Schweiz. Somit kann ein 
 Patient in einem Land schon legal für tot erklärt werden, während 
 er woanders noch als Lebender mit allen Grundrechten gilt. [3]



Man kann gespannt sein, wann Deutschland auch hier nachbessert, denn 
schon jetzt erheben sich erste Stimmen, die für eine 
Herztoddiagnostik plädieren. So will der Präsident der Deutschen 
Gesellschaft für Urologie (DGU), Prof. Paolo Fornara, der auch 
Mitglied der Ständigen Kommission Organtransplantation der 
Bundesärztekammer ist, "einen Tabubruch wagen" und forderte bereits 
im Februar 2018 ...

[...] eine seriöse Diskussion zur Herztoddiagnostik. In 
 Deutschland ist eine Organentnahme nur erlaubt, wenn zwei Ärzte 
 unabhängig voneinander den Hirntod eines Patienten festgestellt 
 haben. Bei herztoten Menschen wäre das nach deutschem 
 Transplantationsgesetz illegal. Bei den Nachbarn in Österreich, 
 der Schweiz, Belgien und den Niederlanden, aber auch in Spanien 
 und weiteren Ländern ist die Diagnose des Herztods dagegen als 
 Bedingung für die Organentnahme seit Jahren akzeptiert. Wenn dort 
 nach allen Reanimationsversuchen das EKG zehn Minuten lang nur 
 eine Nulllinie anzeigt, gilt der Patient als tot. "Selbst wenn es 
 zwischen diesen Ländern und Deutschland tatsächlich fundamentale 
 medizinische, ethische oder rechtliche Unterschiede geben sollte, 
 dann dürfen wir die Herztoddiagnostik pauschal nicht einfach 
 ablehnen, sondern müssen konstruktiv darüber diskutieren", so der 
 Direktor der Universitätsklinik und Poliklinik für Urologie Halle. [4]




Trotz der nun seit Jahren in Deutschland geführten Debatte um 
die Freiwilligkeit einer Organspende und die neuen Gesetzesentwürfe 
blieben wesentliche Fragen unberücksichtigt. Als Beispiele seien 
hier die berechtigten Zweifel an der Zulässigkeit des 
"Hirntod"-Konzepts, die Zuteilung von Organen, fremdbestimmte 
Organentnahmen, intransparente Strukturen im Transplantationswesen, 
Probleme bei der "Lebendorganspende" sowie Regelverstöße und ihre 
Ursachen genannt.

Im Übrigen und vielleicht im Wesentlichen bleibt in einer 
themengerechten und gültigen Diskussion gerade angesichts 
notwendiger pharmakologischer und allgemein medizinischer Begleit- 
und Dauerversorgung der Eindruck nicht aus, daß es sich bei der 
Transplantationsmedizin eher um ein berufsdifferenzierendes und 
institutionsentuferndes Verfahren als um eine Therapieforschung 
handelt, die den Ansprüchen humanistisch rationaler Zielsetzungen 
und Ergebnisanforderungen gerecht werden könnte.

Eine absehbare Zukunft, die unter anderem ernährungs- und 
gesundheitstechnisch ebenso wie kulturell von nachlassendem Fleisch- 
und Giftekonsum bestimmt sein sollte, und die deshalb dem Menschen 
zu einem Mehr an geistigem und seelischem Entfaltungsraum und 
Wohlbefinden verhelfen könnte, würde unseren Artgenossen dann auch 
gewiß eine medizinwissenschaftliche Fortschreibung frankensteinscher 
Prägung ersparen.


Fußnoten:

[1] Schattenblick → INFOPOOL → MEDIZIN → REDAKTION

BEITRAG/002: Die Entsorgungsgesellschaft - vor dem Grabe auf die Waage ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/medizin/redakt/mzrb0002.html

[2] BioSkop-Pressemitteilung vom 14.01.2020

http://www.bioskop-forum.de

[3] Medizin-Aspekte: "Organspende-Regelungen in Europa: Vorsicht bei Urlaubsreisen"

https://medizin-aspekte.de/organspende-regelungen-in-europa-vorsicht-bei-urlaubsreisen_52038-44017/

[4] Pressemitteilung der Deutschen Gesellschaft für Urologie (DGU) vom 26.02.2018: "Im Namen unserer Patienten!" - DGU-Präsident Prof. Fornara fordert Systemkorrekturen bei der Organspende

https://www.urologenportal.de/pressebereich/pressemitteilungen/presse-aktuell/presse-archiv/pressemitteilungen-aus-dem-jahr-2018/im-namen-unserer-patienten-dgu-praesident-prof-fornara-fordert-systemkorrekturen-bei-der-organspende-26022018.html
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10286: Magdeburg - 5. Sinfoniekonzert mit Star-Hornist Felix Klieser, 30., 31.1.2020


Theater Magdeburg

Star-Hornist Felix Klieser zu Gast beim 5. Sinfoniekonzert der
Magdeburgischen Philharmonie am 30. und 31.1.2020

Felix Klieser, Horn

GMD Anna Skryleva, Dirigentin

Magdeburgische Philharmonie

Do. 30.1.2020 19. 30 Uhr, Opernhaus Bühne

Fr. 31.1.2020 19. 30 Uhr, Opernhaus Bühne



Den Abend eröffnet das Orchester mit einem Musikzyklus von Mel Bonis.
Alle Stücke der »Femmes de légende« der französischen Komponistin
verbindet eine musikalische Grundstimmung: ihre tiefgründige,
bilderreiche Inspiration. Mel Bonis' Bild der biblischen Gestalt der
Salomé ist stark orientalisch gefärbt. Ophelia, Geliebte Hamlets in
Shakespeares Tragödie, verfällt nach Hamlets Abreise dem Wahnsinn und
ertrinkt unter mysteriösen Umständen in einem Fluss. Mel Bonis hat ihr
Schicksal zu Meisterwerken inspiriert. Seinen Abschluss findet der
Zyklus mit dem Lied von Kleopatra.

Ein echter Star in seinem Fach ist der Hornist Felix Klieser. Er ist
in jeder Hinsicht ein außergewöhnlicher Künstler. Obwohl er ohne Arme
geboren wurde, wollte er unbedingt Horn spielen. Mit fünf Jahren
erhielt er den ersten Unterricht und lernte dabei, die Ventile mit den
Zehen des linken Fußes zu bedienen. 2014 erhielt er den ECHO Klassik
als Nachwuchskünstler des Jahres, nachdem er zuvor sein Debütalbum
»Reveries« veröffentlichte. In Magdeburg spielt er das Konzert für
Horn und Orchester Nr. 1 Es-Dur op. 11 von Richard Strauss. Das 1883
uraufgeführte Werk macht vor allem Eindruck mit seinen Bezügen zu
Brahms - dem späten Klassiker des 19. Jahrhunderts. In der Pause des
Sinfoniekonzerts gibt es eine Signierstunde mit Felix Klieser.

Im Beethoven-Jahr 2020 präsentiert die Magdeburgische Philharmonie
alle Sinfonien des Komponisten. Im Januar-Sinfoniekonzert erklingt die
8. Sinfonie, die eine besondere Zwischenstellung zwischen ihren
kraftvollen Nachbarinnen einnimmt. Eher subtil und ironisch kommt
diese Sinfonie daher, in der Ludwig van Beethoven experimentiert und
mit Formkonventionen bricht: Gleichermaßen ratlos wie bewundernd
schrieb 1818 einer der ersten Hörer über diese Sinfonie: »Auch hier,
wie in allen Beethovenschen Werken dieser Gattung, atmet jener
eigentümliche Geist, wodurch sich seine Originalität stets behauptet.«


5. SINFONIEKONZERT

Mel Bonis

»Trois Femmes de légende«: »Salomé« op. 100/2,

»Ophélie« op. 165/2, »Le Songe de Cléopâtre« op. 180/2

Richard Strauss

Konzert für Horn und Orchester Nr. 1 Es-Dur op. 11

Ludwig van Beethoven

Sinfonie Nr. 8 F-Dur op. 93

Karten 17 € bis 32 € / erm. 11 € bis 20 €.


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

Schüler*innen und Studenten*innen (bis einschließlich 28 Jahren)
zahlen einmalig für die Card und können beliebig oft alle
Vorstellungen zu einem ermäßigtem Preis besuchen. Beide Cards gelten
für die gesamte Spielzeit 2019/2020 und können zu jedem Zeitpunkt
erworben werden. Gilt nicht für Premieren, Gastspiele und
Sonderveranstaltungen.


KARTENPREISE

Oper/Operette/Ballett 13-32 € (erm. 8-22 €) 

Musical 18-38 € (erm. 14-28 €) 

Sinfoniekonzerte/Konzerte Extra 17-32 € (erm. 11-20 €)

Schauspiel Bühne 20 (erm. 10 €) 

Schauspiel Studio17 (erm. 9 €) 

Schauspiel Foyer/Junges Theater/Kammerkonzert 15 € (erm. 8
€)

SWM-Card 10% Rabatt | Sparkassentag 20% Rabatt | WoBau-Card 25% Rabatt
| Netter Preis im Opernhaus jede Karte 19 €, im Schauspielhaus
jede Karte 14 € 

Vorstellungskasse jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn.

Abo- oder Vorverkauf im Opernhaus.

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Mo.-Sa. 10.00-19.30 Uhr An allen Vorstellungstagen bis 18.30 Uhr,
danach nur Vorstellungskasse, kein Abo- oder Vorverkauf.


 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9285: Aus aller Welt - 15.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Russische Regierung geschlossen zurückgetreten

Einen Tag nach der von Staatschef Wladimir Putin angekündigten
Verfassungsreform ist die russische Regierung am Mittwoch geschlossen
zurückgetreten. Er wolle Präsident Putin damit die Möglichkeit geben,
die nötigen Veränderungen im Land anzustoßen, teilte
Ministerpräsident Dimitri Medwedjew nach Informationen der Agentur
Tass in Moskau mit. Die geplanten Reformen würden unter anderem
erhebliche Veränderungen im Machtgefüge des Landes vorsehen, erklärte
der Regierungschef. So soll das Parlament künftig den Regierungschef
und die führenden Kabinettsmitglieder bestimmen. Im neuen Kabinett
soll Medwedew gemeinsam mit Putin den Sicherheitsrat leiten. Der Chef
des Föderalen Steuerdienstes Michail Mischustin wurde für das Amt des
Ministerpräsidenten vorgeschlagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9285: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zöllner finden Drogen bei Zugreisendem

Im Rahmen einer Routinekontrolle in einem Fernzug in der Oberpfalz
haben Zollbeamte in einer Tasche rund ein Kilogramm Marihuana und
knapp drei Kilogramm Haschisch entdeckt. Das Rauschgift sei unter
Kleidung versteckt gewesen, teilte das Hauptzollamt Regensburg mit.
Der Besitzer der Tasche wurde in Untersuchungshaft genommen. Im droht
nun ein Verfahren wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9282: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Luftangriff auf syrische Militärbasis bei Homs

Ein Militärflughafen in der Provinz Homs im Zentrum von Syrien ist in
der Nacht zum Mittwoch mit Drohnen und Raketen angegriffen worden.
Mehrere Kasernen und Hangars seien durch den Beschuß stark beschädigt
worden, berichtete die Nachrichtenagentur Sana. Opfer gab es demnach
keine. Die syrische Luftverteidigung soll sechs Raketen abgefangen
haben. Das syrische Militär und die oppositionsnahe Syrische
Beobachtungsstelle für Menschenrechte in Großbritannien machten die
israelische Luftwaffe für den Angriff verantwortlich. Die israelische
Armee wollte sich bisher nicht dazu äußern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9284: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



CSU-Chef Söder plädiert für Kabinettsumbau

Der bayerische CSU- und Landeschef Markus Söder hat eine Neubesetzung
des Bundeskabinetts bis Mitte des Jahres vorgeschlagen. Dazu könnten
Horst Seehofer und Andreas Scheuer ihre bisherigen Posten als
Bundesinnen- und Bundesverkehrsminister räumen müssen, berichtete
die Augsburger Allgemeine. Auf der traditionellen Winterklausur der
CSU-Landtagsfraktion im oberbayerischen Kloster Seeon sagte Söder,
daß die Partei über ihre Inhalte hinaus zeigen müsse, daß ihr
Anspruch über 2021 hinausgehe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9282: Tragisches und Kurioses - 15.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Feuerwehr evakuiert Hochhaus

Im hessischen Maintal mußten vorübergehend 70 Menschen ihre Wohnungen
verlassen. In der Nacht zum Mittwoch war im Stadtteil Bischofsheim
ein Balkon im achten Stock eines Hochhauses in Brand geraten. Nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur konnte die Feuerwehr die
Flammen schnell löschen, so daß kurz darauf alle Bewohner in das Haus
zurückkehren konnten. Als Brandursache wird ein defekte elektrische
Leitung vermutet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8367: Aus Forschung und Technik - 15.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



China startet vier Satelliten

China hat vier neue Satelliten ins All gebracht. Eine Trägerrakete
vom Typ Langer Marsch-2D transportierte den kommerziellen
Fernerkundungssatelliten Red Flag-1 H9 und drei kleinere
Nachrichensatelliten in ihre vorgeschriebenen Umlaufbahnen. Der 325.
Start eines Langer Marsch-Trägers erfolgte am Mittwochmorgen vom
Weltraumbahnhof Taiyuan in der nordchinesischen Provinz Shanxi. Wie
aus einem Bericht der Nachrichtenagentur Xinhua hervorgeht, gehört
Red Flag-1 H9 zur Satellitenfamilie Jilin-1. Der Raumapparat wurde
von dem Unternehmen Chang Guang Satellite Technology Co., Ltd.
entwickelt, das bisher 15 dieser Jilin-1-Satelliten erfolgreich in
den Weltraum brachte. Bis 2030 soll die Gruppe auf 138 Satelliten
anwachsen und Daten und Dienste zur Fernerkundung für staatliche und
industrielle Nutzer bereitstellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8381: Aus aller Welt - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Regierung Medwedew in Rußland reicht Rücktritt ein

Die Regierung von Ministerpräsident Dmitri Medwedew in Rußland hat
bei Präsident Wladimir Putin ihren Rücktritt eingereicht, wie die
Nachrichtenagentur Tass am Mittwoch meldete. Putin bat Medwedew, bis
zum Amtsantritt einer neuen Regierung die Regierungsgeschäfte weiter
zu führen. Der Präsident hat die neue Regierung binnen zwei Wochen zu
berufen. Laut Putin soll Medwedew Vorsitzender des präsidialen
Sicherheitsrats mit der Zuständigkeit für Verteidigung und Sicherheit
werden. Am Mittwochvormittag hatte sich der Präsident in seiner Rede
zur Lage der Nation für ein Verfassungsreferendum ausgesprochen,
welches zu einer Stärkung der Position des Regierungschefs führen
sollte. Dieser würde nicht mehr vom Präsidenten vorgeschlagen und von
der Duma bestätigt, sondern vom Parlament direkt gewählt. Die
Abgeordneten würden auch die Kabinettsmitglieder mit Ausnahme der
Ressortchefs für Verteidigung und Äußeres wählen. Der Präsident
könnte weiterhin den Ministerpräsidenten und einzelne
Kabinettsmitglieder entlassen. Putin kann aus verfassungsrechtlichen
Gründen nicht eine dritte Amtszeit in Folge antreten. 2024 endet
seine laufende Amtszeit. Danach könnte er für den Posten des
Ministerpräsidenten kandidieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8336: Medizin und Gesundheitswesen - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Schlaganfall kann Vorbote einer Krebserkrankung sein

Ältere Menschen, die einen Herzinfarkt oder Schlaganfall erleiden,
sollten nicht nur gegen diese Krankheiten behandelt werden. Es kann
nämlich sein, daß durch sie eine Krebserkrankung angekündigt wird. Zu
diesem Ergebnis gelangte Babak Navi vom Weill Cornell Medical Center
in New York und Mitarbeiter. Bei der Analyse von Medicare-Daten hatte
sich eine entsprechende Häufung gezeigt, die einen Zusammenhang
zwischen Krebs und den beiden Gefäßverschlußkrankheiten nahelegen.
Als Grund für das erhöhte Krebsrisiko führten die Mediziner an, daß
viele Krebserkrankungen die Blutgerinnung beeinflussen und unter 
anderem zu Thrombosen führen können. Daher ist die Idee gar nicht 
einmal so hergeholt, daß solche Thrombosen sich losreißen und Gefäße 
des Gehirns oder des Herzens verlegen können.
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JUSTIZ/8369: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Verfassungsbeschwerden gegen Klimapolitik der Bundesregierung

Beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe sind mehrere Klagen gegen
die Politik der Bundesregierung in Hinblick auf den Klimaschutz
eingegangen. Zu den Beschwerdeführern gehören die Deutsche
Umwelthilfe, Germanwatch sowie die Umweltschutzorganisationen
Greenpeace, Naturschutzbund Deutschland und Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland. Außerdem will unter anderem die Aktivistin
Neubauer von der Bewegung Fridays for Future beim BVerfG klagen.
Dieses hat noch nicht entschieden, ob es die Beschwerden annimmt. Die
Kläger und Klägerinnen sehen die Bundesregierung gemäß Grundgesetz in
der Pflicht, Leben und körperliche Unversehrtheit der Bürger sowie
deren Eigentumsrecht zu schützen. Das im Herbst 2019 verabschiedete
Klimaschutzgesetz ist den Beschwerdeführern zufolge unzureichend, um
das Pariser Klimaschutzabkommen zu erfüllen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8291: Sprache, Kunst und Medium - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Museen halten an Kulturaustausch mit Iran fest

Obwohl der Iran gegenwärtig eine schlechte Presse hat und ein Krieg in
der Region nicht auszuschließen ist, hofft der Deutsche Museumsbund
auf eine Deeskalation im Konflikt zwischen den USA und Iran. Der
Verband wirbt für eine Ausweitung der Zusammenarbeit mit den
Kulturinstitutionen im Land.

Zuletzt war eine Ausstellung über persische Könige im Badischen
Landesmuseen geplant. Nun scheint die Kooperation gefährdet zu sein, 
wie die ZDF Nachrichten berichteten.

"Wir sehen Museen als Botschafter, die im Austausch miteinander
kulturelle Werte als Grundlage jeder Zivilisation und friedlichen
menschlichen Miteinanders über alle Grenzen hinweg vermitteln", sagte
der Präsident des Deutschen Museumsbundes und Direktor des
Badischen Landesmuseums in Karlsruhe, Eckart Köhne.
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MILITÄR/8358: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Kramp-Karrenbauer verhandelt in Bagdad über Truppenstationierung

Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer ist am Mittwoch von
Jordanien aus zu einem eintägigen Besuch in den Irak geflogen. In
Bagdad sprach die Ministerin mit hochrangigen irakischen Generälen
über den Einsatz der Bundeswehr im Land. Dieser war nach der
angeordneten Ermordung des iranischen Generals Soleimani durch
US-Militär fraglich geworden. Das irakische Parlament hatte danach
die eigene Regierung aufgefordert, ausländische Truppen des Landes zu
verweisen. Die Bundeswehr würde laut Verteidigungsministerium in
Berlin nur auf Einladung ihre Militärberatungen im Irak fortsetzen.
Noch sind rund 90 deutsche Soldaten im Nordirak stationiert. Alle
anderen wurden aus dem Land abgezogen. Die US-Regierung lehnt unter
Androhung von Strafmaßnahmen einen Abzug der rund 5000 amerikanischen
Soldaten aus dem Irak ab.
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POLITIK/8372: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung beschließt neue Rohstoffstrategie

Die Bundesregierung hat ein neues Strategiepapier zur Sicherung von
Rohstoffen für die deutsche Wirtschaft vorgelegt. Die bisherige
Strategie ist zehn Jahre alt. Das neue Konzept berücksichtigt den
Bedarf an Rohstoffen für die Energiewende sowie die Elektromobilität
und die Digitalisierung. Bundeswirtschaftsminister Altmaier
unterstrich die zentrale Bedeutung einer verläßlichen
Rohstoffversorgung Deutschlands gerade als Industrie- und
Exportnation. Der dauerhafte Rohstoffimport soll mit 17 Maßnahmen wie
Kreditgarantien, Marktbeobachtung und Kompetenzzentren bei
Auslandshandelskammern in wichtigen Exportländern sichergestellt
werden.
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SONSTIGES/8341: Tragisches und Kurioses - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Große Ladung alter Reifen illegal in den Wald gekippt

Wie das Regionalforstamt Siegen-Wittgenstein berichtete, haben
Unbekannte bei Siegen mehr als 100 alte Autoreifen illegal entsorgt.
Demnach waren die verbrauchten Pneus bereits Mitte Dezember
wahrscheinlich mit einem größeren Lastwagen in den Wald bei Seelbach
gebracht und dort abgekippt worden.

Laut WDR1 in Köln vermutet man beim Forstamt, daß sich eine
Reifenfirma die Entsorgungskosten sparen wollte. Dafür muß jetzt die
Stadtreinigung Siegen einspringen, die auch die Kosten in Höhe von
rund 700 Euro tragen soll. Noch hoffen die Betroffenen aber auf
Hinweise aus der Bevölkerung, die zu den Tätern führen könnten.

Seitdem Reifen auf Schrottplätzen und anderen Entsorgungseinrichtungen
nicht mehr kostenfrei angenommen werden, haben es die Gemeinden häufig
mit solchem Naturfrevel zu tun.
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SOZIALES/8370: Arbeit, Soziales und Familie - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Streikaufruf an Busfahrer in Mecklenburg-Vorpommern

Verdi hat für Donnerstagvormittag Arbeitsniederlegungen im
Öffentlichen Personennahverkehr von Mecklenburg-Vorpommern
organisiert. Die Gewerkschaft rechnete damit, daß rund 900
Beschäftigte dem Streikaufruf folgen würden. Die meisten
Verkehrsbetriebe wurden am Mittwoch über die bevorstehende
Arbeitskampfmaßnahme informiert. Verdi strebt eine Lohnangleichung
der Busfahrer und -fahrerinnen im Osten an die Einkommen im Westen
an. Dazu sollen die Arbeitgeber rund zwei Euro höhere Stundenlöhne
plus eine Vergütung von 100 Euro im Monat zahlen. Die Arbeitgeber
schlagen demgegenüber eine Einmalvergütung von 700 Euro vor. Die
zweite Verhandlungsrunde wurde für Freitag angesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8347: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Waschbären breiten sich aus

Diese zur Familie der Kleinbären gehörenden, bis zu neun Kilogramm
schweren, nachtaktiven Nordamerikanischen Waschbären breiten sich in
Deutschland mit einer Geschwindigkeit aus, daß viele heimische
Wildtiere bereits um ihre Existenz bangen müssen. Das läßt sich unter
anderem an der Zahl der Waschbären eindrucksvoll dokumentieren, die
von Jägern erlegt wurden. Lag deren Zahl im Jagdjahr 1996/97 noch
bei 5075, so schnellte diese 2017/18 auf 171.500 hoch. Das ist eine
Steigerung von 3279 Prozent.

15. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8358: Märkte und Finanzen - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



WEF mahnt Schulterschluß in der Klimapolitik an

Das Weltwirtschaftsforum (WEF) hat sich der wissenschaftlich
fundierten, gesellschaftlich sei langem diskutierten Auffassung
angeschlossen, daß in den kommenden zehn Jahren der Klimawandel eine
ernsthafte Bedrohung der Menschen und insbesondere der globalen
Wirtschaft darstellt. Die Unterzeichner des Weltrisikoberichts
plädieren angesichts der Gefahren wirtschaftlicher Konflikte und
politischer Polarisierungen sowie eines synchronisierten Abschwungs
für den Schulterschluß. Mit dem Statement, der Klimawandel trifft uns
härter und schneller, als viele es erwartet haben, versucht sich das
WEF an die Spitze der Klimaschutzbewegung zu setzen. Für den Global
Risk Report wurden 750 Experten aus Wirtschaft und Wissenschaft zum
Zustand der Welt befragt. In der kommenden Woche startet die
Jahrestagung des Weltwirtschaftsforums in Davos.
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WISSENSCHAFT/8370: Aus Forschung und Technik - 15.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Citymapper in Konkurrenz zu Google Maps

Google Maps ist unter den Navigations-Apps für Smartphones einsame
Spitze. Es gibt aber einige Anwärter, die ernsthafte Konkurrenten von
Google Maps werden könnten. Dies gilt unter anderem für die App
Citymapper. Diese richtete sich vor allem an Pendler und andere
Personen, die häufig mit öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs sind.
Eigenen Angaben zufolge will Citymapper alle Verkehrsoptionen in
einer App bündeln und Nutzern so die bestmögliche Route vorschlagen.
Dabei ist es egal, ob Bus, Bahn, U- oder S-Bahn, Straßenbahn,
Fahrrad, Taxi oder Carsharing genutzt werden sollen. Für alle
Optionen verfügt die App über Echtzeit-Informationen, so daß aktuelle
Verspätungen oder Ausfälle immer im Blick gehalten werden können. Des
weiteren informiert die App, ob man in der Bahn eher vorne oder
hinten einsteigen sollte, um dadurch die anschließende Umstiegs-Zeit
zu verkürzen. Das kann wichtige Minuten und viel Umherrennen am
Bahnhof sparen helfen. Allerdings gibt es die App in Deutschland
bisher nur in einer Handvoll Städte.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/313: Heißes Gas füttert die Spiralarme der Milchstraße (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 14.01.2020

Heißes Gas füttert die Spiralarme der Milchstraße



Ein internationales Forschungsteam, mit wesentlicher Beteiligung von
Astronomen des Max-Planck-Instituts für Astronomie (MPIA), hat wichtige
Erkenntnisse darüber gewonnen, woher das Material in den Spiralarmen der
Milchstraße stammt, aus dem sich letztendlich neue Sterne formen. Durch
die Analyse von Eigenschaften des galaktischen Magnetfelds konnten sie
zeigen, dass das dünn verteilte sogenannte Warme Ionisierte Medium (WIM),
in das die Milchstraße eingebettet ist, sich in der Nähe eines Spiralarms
verdichtet. Während es allmählich abkühlt, dient es als Nachschub für das
kältere Material aus Gas und Staub, das die Sternentstehung füttert.




[image: Bild: © J. Stil/University of Calgary/MPIA]

Ausschnitt der THOR-Durchmusterung in der Nähe des Sagittariusarms der
Milchstraße.

Bild: © J. Stil/University of Calgary/MPIA




Die Milchstraße ist eine Spiralgalaxie, eine scheibenförmige Sterneninsel
im Kosmos, in der sich die meisten hellen und jungen Sterne in Spiralarmen
anhäufen. Dort entstehen sie aus dem dichten Interstellaren Medium (ISM),
das aus Gas (insbesondere Wasserstoff) und Staub (mikroskopische Körper
mit hohen Anteilen an Kohlenstoff und Silizium) besteht und sich auf
Bildern als dunkles Band vor dem Sternenhintergrund abhebt. Damit stetig
neue Sterne entstehen können, muss laufend Material in die Spiralarme
gespült werden, welches den Vorrat an Gas und Staub wieder auffüllt.

Eine Gruppe von Astronomen der Universität Calgary in Kanada, des
Max-Planck-Instituts für Astronomie (MPIA) in Heidelberg und anderen
Forschungseinrichtungen konnte nun zeigen, dass der Nachschub von einer
deutlich heißeren Komponente des ISM stammt, die gewöhnlich die gesamte
Milchstraße einhüllt. Dieses Warme Ionisierte Medium (WIM) hat eine
mittlere Temperatur von 10,000 Grad. Energiereiche Strahlung von heißen
Sternen führt dazu, dass das Wasserstoffgas des WIM größtenteils ionisiert
ist. Die Ergebnisse lassen darauf schließen, dass das WIM sich in einem
schmalen Bereich nahe eines Spiralarms verdichtet und allmählich unter
Abkühlung hineinfließt.

Dem dichten WIM auf die Spur gekommen sind die Wissenschaftler durch die
Vermessung der sogenannten Faradayrotation, einem Effekt, der nach dem
englischen Physiker Michael Faraday benannt ist. Dabei ändert sich die
Polarisationsrichtung von linear polarisierter Radiostrahlung, wenn sie
durch ein Plasma (ionisiertes Gas) läuft, das von einem Magnetfeld
durchzogen ist. Man spricht von polarisierter Strahlung, wenn das
elektrische Feld nur in einer Ebene schwingt. Gewöhnliches Licht ist nicht
polarisiert. Das Ausmaß der Richtungsänderung der Polarisation hängt zudem
von der beobachteten Wellenlänge ab.

In der vorliegenden Studie, die kürzlich in der Fachzeitschrift The
Astrophysical Journal Letters veröffentlicht wurde, konnten die Astronomen
ein ungewöhnlich starkes Signal in einem eher unscheinbaren Bereich der
Milchstraße ermitteln, der sich unmittelbar an der Seite des
Sagittariusarms der Milchstraße anschmiegt, die dem Galaktischen Zentrum
zugewandt ist. Der Spiralarm selber sticht in den Bilddaten durch starke
Radiostrahlung heraus, die von eingebetteten heißen Sternen und
Supernovaüberreste erzeugt wird. Die stärkste Verschiebung der
Polarisation findet sich jedoch außerhalb dieser markanten Zone. Daraus
folgern die Astronomen, dass die erhöhte Faradayrotation nicht innerhalb
dieses aktiven Teils des Spiralarms entspringt. Demnach stammt es von
verdichtetem WIM, welches wie das Magnetfeld zu einer weniger
offensichtlichen Komponente des Spiralarms gehört.




[image: Bild: © Y. Wang/MPIA]

Falschfarbendarstellung der Radioemission in der Milchstraße aus der
THOR-Durchmusterung.

Bild: © Y. Wang/MPIA



Die Analyse basiert auf der THOR-Durchmusterung (The HI/OH Recombination
Line Survey of the Milky Way), die seit einigen Jahren am MPIA erstellt
und in der ein großer Bereich der Milchstraße bei mehreren
Radiowellenlängen beobachtet wird. Polarisierte Strahlungsquellen wie weit
entfernte Quasare oder Neutronensterne dienen als "Sonden" zur Bestimmung
der Faradayrotation. Somit können die Astronomen nicht nur die ansonsten
schwierig zu vermessenden Magnetfelder in der Milchstraße ausfindig
machen, sondern die Struktur und Eigenschaften des heißen Gases ergründen.
"Das starke Signal in einem eher unauffälligen Bereich der Milchstraße hat
uns sehr überrascht", sagt Henrik Beuther vom MPIA, der das THOR-Projekt
leitet. "Diese Ergebnisse zeigen uns, dass es bei der Erforschung der
Struktur und der Dynamik der Milchstraße immer noch viel zu entdecken
gibt."
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MELDUNG/260: Autophagie - Recycling-Zentrum der Pflanzen erforscht (idw)


Gregor Mendel Institut für Molekulare Pflanzenbiologie (GMI) - 14.01.2020

Autophagie: Recycling-Zentrum der Pflanzen erforscht

Forschungsergebnisse sind auch für Krankheiten wie Alzheimer und Krebs
relevant



Pflanzen sind wahre Meister darin, sich an ihre Umwelt anzupassen. Um auf
veränderte Umweltbedingungen wie Dürre, extreme Temperaturen oder
Krankheitserreger zu reagieren leiten sie neue zelluläre Programme ein,
die die passenden Proteine für die jeweilige Situation produzieren. Eine
neue Forschungsarbeit eines internationalen Teams aus Dänemark, Österreich
und Norwegen hat nun gezeigt, dass Pflanzen auch imstande sein müssen alte
zelluläre Programme zu löschen, damit das neue Anpassungsprogramm
etabliert werden kann.

Dies geschieht mit einem Prozess, der Autophagie genannt wird. Dabei
werden beschädigte oder unerwünschte Zellkomponenten erkannt und
anschließend recycelt. Autophagie ist ein evolutionär hochkonservierter
Prozess, der im Pflanzen- und im Tierreich vorkommt, und viele zelluläre
Prozesse reguliert. Dennoch war die genaue Aufgabe der Autophagie bis
jetzt unklar, da bisherige Forschungsarbeiten oft widersprüchliche Effekte
bei Autophagie-Mutanten gezeigt haben.

In der neuen im Fachjournal EMBO J publizierten Studie, setzten die
Forscher verschiedene chemische Stimuli ein, um die zelluläre
Reprogrammierung einzuleiten. Diese Stimuli reichten von
Immunreaktion-auslösenden Pathogenmolekülen , bis hin zu Wachstumshormonen.
In allen Fällen konnten die Forscher eine unmittelbar ausgelöste Autophagie
beobachten und damit zeigen, dass dieser Prozess eine aktive Rolle bei der
Zell-Reprogrammierung spielt. Nach mehreren Stunden kehrt die Autophagie-
Aktivität auf ein normales Niveau zurück, wird aber bei einem erneuten
Stimulus wieder aktiviert. Durch Messungen des Proteingehalts der Zellen
fanden die Forscher heraus, dass durch Autophagie tatsächlich nicht mehr
benötigte Proteine entfernt wurden. Unerwarteterweise zeigte sich auch,
dass die Autophagie die Intensität des neuen Programms steuert, indem sie
die Menge der neu produzierten Proteine reguliert.
Pflanzen sind für ihre Fähigkeit bekannt, dass sie spezialisierte

Zelltypen zurück in Stammzellen umwandeln können, und anschließend aus
ihnen neue Organe wachsen lassen können. Das ist der Grund, warum sich aus
einem Blattstängel im Wasser Wurzeln entwickeln können und eine komplette,
neue Pflanze entsteht. In ihrer Arbeit fanden die Forscher heraus, dass
Autophagie bei diesem Prozess eine Schlüsselrolle einnimmt: Mutanten mit
defekter Auophagie brauchten wesentlich länger zur Dedifferenizerung in
neue Stammzellen. und bildeten anschließend zu viele Organe. Dies ist ein
Hinweis darauf, dass die Autophagie die Fähigkeit reguliert, auf neue
Signale zu reagieren.

Yasin Dagdas vom Wiener Gregor Mendel Institut der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften, einer der Hauptautoren der Studie: "Unser
Daten sind der überzeugende Beweis, dass eine der Hauptaufgaben der
Autophagie das Fein-Tuning zellulärer Programme ist. Der Verlust der
Autophagie hat gravierende Konsequenzen auf mehreren Ebenen. Dies hat
bisher zu Verwirrung über die Rolle der Autophagie geführt."

Morten Petersen von der Universität von Kopenhagen ergänzt: "Wir denken,
dass das von uns entwickelte Konzept das Feld der Autophagie
weiterentwickeln wird. Dies betrifft auch die Tierwelt: Dort hat sich
gezeigt, dass die Autophagie eine Rolle bei Krankheiten wie Alzheimer,
Arthrose oder Krebs spielt."



Die Arbeit wurde durch Novo Nordisk Fonden (NNF16OC0021618), FWF (P32355,
SFB F3402, TRP 308-N15), WWTF (LS17-047), ERA-CAPS (I 3686) und dem
Interreg-RIATCZ-Projekt finanziert.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.15252/embj.2019103315
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MELDUNG/324: Waschmaschinen-Flora - Die Stinker sitzen im Bullauge (idw)


Hochschule Furtwangen - 14.01.2020

Waschmaschinen-Flora: Die Stinker sitzen im Bullauge



Fast jeder Haushalt in Deutschland besitzt eine Waschmaschine. Was viele
Verbraucher nicht wissen: Waschmaschinen, die Textilien eigentlich sauber
machen sollen, können massiv verkeimen. Feuchtigkeit, Wärme und ein großes
Angebot an Nährstoffen schaffen ideale Lebensbedingungen für das Wachstum
von Keimen. Aktuelle Trends wie das Waschen bei niedrigen Temperaturen,
Wassersparprogramme und der Einsatz Bleiche-freier Flüssigwaschmittel
begünstigen das Keimwachstum zusätzlich.

"An welchen Stellen einer Maschine kommen welche Bakterien vor? Und welche
Faktoren steuern diese Zusammensetzung? Das waren unsere Ausgangsfragen",
erläutert Studienleiter Prof. Dr. Markus Egert, der an der Hochschule
Furtwangen am Campus Schwenningen Mikrobiologie und Hygiene lehrt.
Mikroorganismen in der Waschmaschine können zwar gerade für
Immungeschwächte auch ein gewisses Gesundheitsrisiko darstellen, im
häuslichen Alltag sind aber eher andere Phänomene spürbar, wie muffiger
Maschinen- und Wäschegeruch.

In der Studie wurden 50 Proben aus 13 Haushaltswaschmaschinen aus dem
Großraum Villingen-Schwenningen und Waldshut-Tiengen mit
molekularbiologischen Methoden auf die Zusammensetzung ihrer
Bakteriengemeinschaft hin untersucht. Beprobt wurden jeweils die
Einspülkammer, die Bullaugendichtung, der Pumpensumpfbehälter und
Wäschefasern aus einer Testwäsche in der jeweiligen Maschine. Die Nutzer
der Maschinen wurden zu ihrem Waschverhalten befragt.

In 13 Maschinen wurden 229 verschiedene Arten von Bakterien identifiziert.
Zwischen 30 und 60% der zehn am häufigsten gefundenen Arten pro
Probenahmestelle wurden als potentiell krankmachend eingestuft. An jeder
Probenahmestelle fand sich eine eigene, typische Gemeinschaft. Generell
dominierten Wasserbakterien, auf den Wäschefasern auch typische
Hautbakterien. Die höchste Vielfalt von Bakterien zeigte die
Einspülkammer.

Das als Ursache von schlechtem Geruch bekannte Bakterium Moraxella
osloensis wurde in 9 von 13 Bullaugendichtungen gefunden. Hier zeigte es
mit 12,5% auch seine höchste relative Häufigkeit. "Moraxella osloensis ist
hart im Nehmen und hält die stark wechselnden Umweltbedingungen in der
Bullaugendichtung anscheinend bestens aus. Um Wäsche- und Maschinengeruch
vorzubeugen, sollte die Dichtung deshalb regelmäßig gereinigt und die
Maschine zum Trocknen offen gelassen werden", erklärt Egert.

Das Nutzerverhalten zeigte nur in einem Punkt einen signifikanten
Zusammenhang mit der Waschmaschinenflora. Eine höhere Anzahl von heißen
Waschgängen pro Monat führt wohl zu einer größeren bakteriellen Vielfalt
in der Einspülkammer. "Waschen bei 60°C und heißer ist für die
Wäschehygiene nach wie vor das Beste. Wärmeabstrahlung an andere Stellen
der Maschine kann dort aber vielleicht das Keimwachstum fördern. Hier sind
weitere Studien nötig. Die Waschmaschine hält sicherlich noch viele
mikrobiologische Überraschungen bereit", so Egert.

Die Studie wurde durch ein Forscherteam der Hochschule Furtwangen, der
Universität Gießen sowie der Henkel AG & Co. KGaA, Düsseldorf, erstellt.
Erschienen ist sie in der Zeitschrift Microorganisms mit dem Titel
"Influence of Sampling Site and other Environmental Factors on the
Bacterial Community Composition of Domestic Washing Machines".


Originalpublikation:

Zeitschrift Microorganisms

"Influence of Sampling Site and other Environmental Factors on the
Bacterial Community Composition of Domestic Washing Machines".
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1361: Quantenverschlüsselung unter dem Meer realisiert (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 14.01.2020

Quantenverschlüsselung unter dem Meer realisiert



Ein internationales Team rund um Forscher/innen der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften und der Universität Wien etablierte via
Unterseekabel eine quantenverschlüsselte Verbindung zwischen Sizilien und
Malta. Mit der dabei überbrückten Rekorddistanz von insgesamt 192
Kilometern gelang ein weiterer Schritt in der Entwicklung eines
abhörsicheren Quanteninternets. Über ihr Experiment berichtet das Team nun
im Fachjournal "Nature Quantum Information".

Das Quanteninternet der Zukunft soll eine vollkommen abhörsichere
Kommunikation zwischen Nutzer/innen weltweit ermöglichen. Das Rennen um
die dafür am besten geeignete Quantentechnologie ist derzeit in vollem
Gange. Besonders große Fortschritte macht in diesem Wettlauf eine
Technologie, an deren Entwicklung österreichische Forscher/innen
federführend beteiligt sind: die quantenkryptographische Verschlüsselung
von Information mithilfe verschränkter Lichtteilchen.

Quantenkommunikation zwischen Malta und Sizilien

Ein weiterer Durchbruch bei der Entwicklung dieser Technologie ist nun
einem internationalen Team rund um Forscher/innen des Wiener Instituts für
Quantenoptik und Quanteninformation der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (ÖAW) und der Universität Wien gelungen: Sie etablierten
über ein herkömmliches, unterseeisches Telekommunikationskabel mittels
verschränkter Lichtteilchen eine quantenverschlüsselte Verbindung zwischen
Sizilien und Malta, wie sie im Fachjournal "Nature Quantum Information"
aktuell berichten.

Dabei erzeugten sie an der Kommunikationsstation an der Küste Maltas
zunächst Paare von Lichtteilchen, die über ihre zufällige
Schwingungsrichtung, der Polarisation, miteinander verschränkt wurden. Der
auf diese Weise gewonnene Quantenschlüssel gilt als abhörsicher: Findet
bei derartig verschlüsselter Informationsübertragung ein Abhörversuch
statt, würde das den quantenphysikalischen Zustand der Lichtteilchen
aufgrund physikalischer Gesetzmäßigkeiten umgehend ändern - und der
"Hacker" sofort auffliegen.

Die Forscher/innen rund um Rupert Ursin detektierten in einem weiteren
Schritt des Experiments nun den einen Teil des Lichtteilchen-Paares direkt
an der Quelle in Malta. Der andere Teil wurde über ein
Telekommunikationskabel am Meeresboden über 96 Kilometer bis an die Küste
Siziliens, wo zwei Glasfasern zu einer Schleife verbunden waren, und
wieder zurück geschickt, um schließlich ebenfalls detektiert zu werden.

Für die Methode, Quantenschlüssel mithilfe von polarisationsverschränkten
Lichtteilchen über längere Distanzen auf der Erde einzusetzen, bedeutet
die überbrückte Strecke von insgesamt 192 Kilometern eine neue Bestmarke.
Bei dem Versuchsaufbau konnten darüber hinaus vier Bits pro Sekunde
übermittelt werden.

Unerwartete Stabilität

Zugleich erbrachten die Forscher/innen mit dem Experiment auf dem
Meeresboden einen Nachweis für die unerwartet hohe Stabilität der
gewählten Methode und damit für das große Potenzial, das sie gerade in
Verbindung mit herkömmlicher Telekommunikations-Infrastruktur für die
Schaffung eines Quanteninternet der Zukunft birgt.

"Wir zeigen über einen Zeitraum von mehr als sechs Stunden, dass wir ohne
weitere Stabilisierungen die Verbindung über die lange Distanz aufrecht
erhalten können. Das zeigt, wie stabil die Umgebung ist, in der die Faser
verlegt wurde", erklärt Erstautor Sören Wengerowsky zu den Ergebnissen des
Experiments.

Rupert Ursin, Gruppenleiter am ÖAW-Institut, ergänzt zur Bedeutung des
Experiments: "Diese Arbeiten könnten einen wichtigen Startpunkt für ein
europäisches Quantennetzwerk darstellen. Ein solches Netzwerk wird nicht
nur abhörsicher sein sondern es auch ermöglichen, die Potentiale der
Digitalisierung voll auszuschöpfen."


Originalpublikation:

"Passively stable distribution of polarisation entanglement over 192 km of
deployed optical fibre", Sören Wengerowsky, Siddarth Koduru Joshi, Fabian
Steinlechner, Julien R. Zichi, Bo Liu, Thomas Scheidl, Sergiy M.
Dobrovolskiy, René van der Molen, Johannes W. N. Los, Val Zwiller, Marijn
A. M. Versteegh, Alberto Mura, Davide Calonico, Massimo Inguscio, Anton
Zeilinger, André Xuereb & Rupert Ursin, Nature Quantum Information 2019
(Open Access)
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1360: Intelligentes Löschen von überflüssigen Dateien (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 14.01.2020

Intelligentes Löschen von überflüssigen Dateien

Informatiker der Universität Bamberg entwickeln lernfähigen Assistenten.



In Verwaltungen von Unternehmen türmen sich Dateien über Dateien. Es ist
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mitunter schwierig, in der Flut von
Tabellen, Präsentationen und Texten den Überblick zu behalten. Außerdem
benötigt jede einzelne Datei Energie und Speicherplatz auf einer
Festplatte - und verursacht so Kosten für das Unternehmen und belastet die
Umwelt. Was aber soll gelöscht werden? Wo fängt man am besten an?
Informatikerinnen und Informatiker der Universität Bamberg arbeiten
derzeit an einer automatisierten Lösung: Sie entwickeln in dem
interdisziplinären Projekt "Dare2Del" zusammen mit der Arbeitspsychologie
an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg mittels
maschinellem Lernen ein System, das hilft, irrelevante Daten zu löschen.
Das Projekt "Dare2Del" läuft über sechs Jahre und wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) mit insgesamt 889.702 Euro gefördert. Es ist
Teil des DFG Schwerpunktprogramms "Intentional Forgetting in
Organisationen".

In der ersten Projektphase von 2016 bis 2019 programmierten Dr. Ute
Schmid, Professorin für Angewandte Informatik, insbes. Kognitive Systeme,
und ihr Mitarbeiter Michael Siebers ein lernfähiges Modell, das zwar sehr
komplexe Algorithmen verarbeiten kann, für den Nutzer aber trotzdem leicht
zu bedienen ist. Das System löscht Dateien nicht wahllos und schon gar
nicht automatisch: Die künstliche Intelligenz beachtet
Unternehmensvorschriften und rechtliche Vorgaben und passt sich den
Wünschen der Nutzerinnen und Nutzer an. Sie können beispielsweise Regeln
festlegen: Immer die letzte und vorletzte Version einer Datei sollen
behalten werden.

In der zweiten Phase geht es in den kommenden drei Jahren darum, die
Vorschläge des Systems nachvollziehbar und transparent für Anwenderinnen
und Anwender zu machen. So soll das Programm beispielsweise bestimmte
Benennungen der Dateien hervorheben und durch einen Text erklären, warum
die Datei zur Löschung vorgeschlagen wird. "Unser Ziel ist es, eine
partnerschaftliche Zusammenarbeit von Mensch und Künstlicher Intelligenz
zu ermöglichen", sagt Ute Schmid. Eine besondere Herausforderung für die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ist dabei, herauszufinden, wann
ein Nutzer welche Inhalte bearbeiten möchte. Wer gerade mitten in der
Arbeit an einem Projekt stecke, möchte nicht gefragt werden, ob er eine
Datei aus einem völlig anderen Kontext noch braucht. Schmid erklärt:
"Randzeiten scheinen geeignet zu sein: Beispielsweise werden am Ende jedes
Arbeitstages fünf Dateien abgefragt, die aus dem Tageskontext stammen."

Die Psychologinnen Prof. Dr. Cornelia Niessen und Kyra Göbel von der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg zeigten, dass Personen
während der Arbeit selten Dateien löschen, nur, wenn sie unmittelbar den
Arbeitsablauf behindern. Erklärungen des lernfähigen Systems sollen hier
die Bereitschaft erhöhen, Dateien zu löschen, das Gedächtnis zu entlasten
und sich besser konzentrieren zu können.

Ute Schmid erklärt, welche Vorteile ein solcher Assistent für Unternehmen
haben könnte, wenn er nach dem Ende der Forschung auf dem Markt eingeführt
wird: "Digitale Daten, die überflüssig geworden sind, erschweren die Suche
nach Informationen, verzögern Entscheidungen und lenken von eigentlich
anstehenden Aufgaben ab." Sinnvoll zu löschen, erhöhe die Arbeitsleistung.
"Die Unternehmen sparen Kosten für die teure Speicherung der Daten in
Clouds. Außerdem wird weniger Energie benötigt, um Daten zu speichern, und
weniger Rohstoffe verbraucht, um Festplatten herzustellen."
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AGRAR/409: Bioökonomiestrategie - Agro-Gentechnik und Einwegbecher sind nicht nachhaltig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2020

Bioökonomiestrategie: Agro-Gentechnik und Einwegbecher sind nicht nachhaltig



Zur heutigen Vorstellung der Bioökonomiestrategie der Bundesregierung
erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Dass unsere Wirtschaft dringend nachhaltig werden muss, ist
unbestreitbar. Dabei ausgerechnet auf Gentechnik-Pflanzen zu setzen,
wie es die Agrarministerin jetzt erneut ausdrücklich macht, ist
allerdings widersinnig. Gentechnik-Pflanzen haben sich in den letzten
30 Jahren als alles andere als nachhaltig erwiesen. Dennoch hat Julia
Klöckner heute erneut unverhohlen und im eindeutigen Widerspruch zum
Koalitionsvertrag die Gentechnik-Deregulierung als vermeintlichen
Heilsbringer gefordert - genau im Argumentationsmuster der
Biotech-Industrie. Der Koalitionspartner SPD hat sich dagegen heute im
Agrarausschuss dazu bekannt, vereinbarungsgemäß das EuGH-Urteil
umzusetzen und auch neue Gentechnik wie CRISPR gründlich zu prüfen und
im Fall einer Zulassung als Gentechnik zu kennzeichnen.

Dem eigenen Anspruch der Nachhaltigkeit wird diese
Bioökonomiestrategie auch sonst nicht gerecht. Es nützt der Umwelt
wenig, die enormen Mengen von Einweg-Plastikbechern einfach durch
dieselbe Zahl Einwegbecher aus Pappe oder Pflanzenplastik zu ersetzen.
Das stumpfe Tauschen von fossilen Ressourcen gegen solche aus
nachwachsenden Quellen reicht nicht aus und ist breitflächig ohnehin
nicht umzusetzen. Dafür fehlen schlicht die Anbauflächen. Auch für
nachwachsende Rohstoffe gelten die planetaren Grenzen. Stattdessen
brauchen wir konkrete Maßnahmen gegen Ressourcenverschwendung und für
langfristige Nutzung durch eine geplante Kreislaufwirtschaft von
Anfang bis Ende. Dazu gehören auch die richtigen Rahmenbedingungen für
Kaskadennutzung zum Beispi el von Holz. Wir brauchen eine umfassende
Holzbaustrategie, um die Ressource Holz möglichst lang und effizient
im System zu halten und damit klimaschonend und nachhaltig zu bauen.

Die Bioökonomiestrategie muss noch deutlich weiterentwickelt werden.
Im Rahmen des angekündigten Umsetzungsplans muss die gesamte
Zivilgesellschaft, vor allem auch Umwelt- und Entwicklungsverbände,
gleichberechtigt eingebunden werden, statt wie bisher hauptsächlich
auf die Industrie zu hören.
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ARBEIT/1189: Der Mindestlohn muss auf zwölf Euro steigen und vor Armut schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2020

Der Mindestlohn muss auf zwölf Euro steigen und vor Armut schützen



Zur erneuten Debatte über den Mindestlohn erklärt Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik:

Der Mindestlohn ist viel zu niedrig, denn er schützt nicht vor Armut.
Und doch hört Frau Kramp-Karrenbauer den Warnschuss aus Europa nicht.
Die Initiative der EU-Kommission zu europäischen Mindestlöhnen ist
eindeutig ein Aufruf zum Handeln und eben kein Freibrief für weiteres
Nichtstun beim Mindestlohn. Denn auch die EU-Kommission kritisiert den
Mindestlohn in Deutschland als Armutsrisiko. Die Bundesregierung darf
das nicht weiter ignorieren und die das Thema Mindestlohn einfach
weiter auf die lange Bank schieben.

Was wir brauchen, ist ein Mindestlohn, der vor Armut schützt. Deshalb
muss der Mindestlohn als Sofortmaßnahme auf zwölf Euro steigen. Nur so
wird sichergestellt, dass Beschäftigte in Vollzeit von ihrer Arbeit
auch tatsächlich leben können. Außerdem ist eine Reform der
Mindestlohnkommission dringend notwendig. Bei der Erhöhung des
Mindestlohns darf sich die Mindestlohnkommission künftig nicht nur an
der Tarifentwicklung orientieren. Das muss die Bundesregierung im
Mindestlohngesetz korrigieren und den Schutz vor Armut als hartes
Kriterium gesetzlich verankern. Die Mindestlohnkommission braucht für
die Zukunft Gestaltungsspielraum, wenn eine deutliche Erhöhung des
Mindestlohns ökonomisch möglich und sozialpolitisch geboten ist.
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AGRAR/349: Bioökonomie sichert Zukunft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2020

Bioökonomie sichert Zukunft

Bundeskabinett beschließt Nationale Bioökonomiestrategie



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett die von der
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Anja Karliczek, und der
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
gemeinsam vorgelegte Nationale Bioökonomiestrategie beschlossen.
Hierzu erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Rupprecht, und der
agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Albert Stegemann:

Albert Rupprecht: "Unsere Leitlinie ist die Bewahrung der
Schöpfung und der Erhalt der natürlichen Lebensgrundlage für künftige
Generationen. Bioökonomie ist der Schlüssel, um Ökologie und Ökonomie
auf fruchtbare und zukunftsweisende Art zu verbinden. Sie eröffnet
die Entwicklung neuartiger Produkte und Verfahren, um Wohlstand zu
schaffen und dabei Ressourcen zu schonen. Wir wollen Bioökonomie
stärker fördern, weil wir davon überzeugt sind, dass Deutschland
seine Spitzenposition in der Forschung weiter ausbauen und zugleich
einen wertvollen Beitrag zu zentralen Entwicklungen im 21.
Jahrhundert wie Klima, Ernährungssicherheit und nachhaltige
Wirtschaft leisten kann."

Albert Stegemann: "Mit pflanzlichen Rohstoffen vom Acker, von
der Wiese oder aus dem Wald können wir heute schon viele
Alltagsprodukte auf Erdölbasis ersetzen. Das gilt beispielsweise für
Autoreifen, deren Naturkautschuk nicht mehr aus dem Regenwald,
sondern aus dem heimischen 'Russischen Löwenzahn' gewonnen werden
kann. Auf diese Weise schützen wir das Klima und vermindern die
Flächenkonkurrenz, denn dieses Kraut lässt sich hierzulande gerade
auf solchen Flächen anbauen, die für den Ackerbau ungeeignet sind.
Diese Chancen müssen wir konsequent nutzen. Denn damit sichern wir
gerade in ländlichen Regionen Wertschöpfung und gute Arbeitsplätze.
Die Nationale Bioökonomiestrategie gibt aber auch dem Bauen mit Holz
neuen Schub. Wir müssen jetzt endlich gemeinsam mit den Ländern die
Bauordnungen modernisieren, um Innovationsbremsen beim Bauen mit Holz
lösen. Darüber hinaus brauchen wir die Neuen Züchtungstechnologien
wie Crispr/CAS9, um ressourcenschonenden, Klimastress toleranten
Ackerbau der Zukunft zu betreiben. Denn nur mit neuen Technologien
wird es uns gelingen, das globale Nachhaltigkeitsziel 2 der Vereinten
Nationen 'Hunger bekämpfen' zu erreichen."
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AUSSEN/1886: Hoffnungsschimmer für Frieden in Libyen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Januar 2020

Hoffnungsschimmer für Frieden in Libyen

Berliner Prozess kann Weg für eine politische Lösung ebnen



Auf einer Konferenz in Berlin am kommenden Sonntag soll ein
politischer Prozess für Libyen in die Wege geleitet werden. Dazu
erklären der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt, und der zuständige
Berichterstatter Roderich Kiesewetter:

Jürgen Hardt: "Die Befriedung Libyens ist der Schlüssel zur
weiteren Stabilisierung Nord- und Westafrikas. Wenn es uns gelingt,
Libyen in eine friedliche Zukunft zu führen, wäre dies ein
Meilenstein für die ganze Region. Dass die Tür für eine Lösung des
Libyen-Konflikts jetzt geöffnet wird, ist auch dem unermüdlichen
Einsatz von Bundeskanzlerin Merkel zu verdanken, die sich persönlich
für den 'Berliner Prozess' eingesetzt hat.

Die Weichen für die Stabilisierung Libyens müssen jetzt gestellt
werden. Dafür ist eine sofortige Waffenruhe wichtiger denn je. Dabei
stehen General Haftar und das ihn unterstützende Russland sowie die
Vereinigten Arabischen Emirate in besonderer Pflicht. Die
Vermittlungsbemühungen Moskaus sind zu begrüßen. Sie helfen, den Weg
für einen erfolgreichen Gipfel in Berlin zu ebnen. Putin muss seinen
Einfluss auf Haftar jetzt nutzen, um ihn zu einer Unterzeichnung des
Waffenstillstandsabkommens zu bewegen."

Roderich Kiesewetter: "Mittelfristig kann Libyen nur über
einen politischen Prozess zu nachhaltiger Stabilität und Befriedung
gelangen. Die Etablierung von Staatlichkeit und die Einbindung
lokaler Akteure in einem friedlichen Umfeld müssen oberste Priorität
haben. Hierfür müssen die ständigen Mitglieder des
Weltsicherheitsrats dem UN-Sonderbotschafter Ghassam Salamé den
Rücken stärken, damit ein Fahrplan für den Friedensprozess umgesetzt
werden kann. Es besteht die klare Chance, dass von Berlin ein
einhelliges Signal für eine friedliche Zukunft Libyens ausgeht."

 * 
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KULTUR/644: Christenverfolgung nimmt weltweit weiter zu


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2020

Christenverfolgung nimmt weltweit weiter zu

Neuer Open-Doors-Bericht erneut alarmierend



Die überkonfessionelle, christliche Hilfsorganisation Open Doors hat
an diesem Mittwoch ihren jährlichen Weltverfolgungsindex vorgestellt.
Dazu erklärt Volker Kauder, in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
zuständig für Wertethemen, Religionsfreiheit und den Einsatz gegen
Christenverfolgung:

"Mit seinem jährlichen Weltverfolgungsindex (WVI), der das Ausmaß der
weltweiten Verfolgung von Christinnen und Christen dokumentiert und
veranschaulicht, leistet Open Doors überaus wichtige Arbeit. Der
aktuelle WVI gibt erneut Anlass zu großer Sorge: Laut Schätzungen von
Open Doors sind etwa 260 Millionen Christinnen und Christen starker
bis extremer Verfolgung ausgesetzt. Für den Berichtszeitraum
dokumentiert das christliche Hilfswerk eine erhebliche Zunahme an
Übergriffen auf Kirchen und kirchliche Einrichtungen.

Insbesondere die Situation in einigen afrikanischen Staaten ist
gravierend: Durch Verhaftungen von Gemeindemitgliedern wird die
Religionsfreiheit der Menschen massiv untergraben, durch die
willkürliche Beschlagnahmung von Krankenhäusern und anderen
kirchlichen Einrichtungen wird die Existenz der
Religionsgemeinschaften als Institution bedroht. Aufgrund blutiger
Überfälle auf Gottesdienste mit zahlreichen Toten ist Burkina Faso
erstmals auf dem WVI verzeichnet worden (Rang 28).

Darüber hinaus sind auch die Entwicklungen in Asien alarmierend: Im
Hinblick auf China wird eine kontinuierliche Ausweitung digitaler
Überwachungsmaßnahmen gegen Christen und andere
Religionsgemeinschaften berichtet, über Indien eine Zunahme an
Feindseligkeiten und hassmotivierter Übergriffe gegen Christen durch
hindu-nationalistische Extremisten.

Auch nach dem militärischen Sieg über den sogenannten "Islamischen
Staat" zögern irakische Christen aufgrund der anhaltend unsicheren
Lage, in ihr Land zurückzukehren. Über Syrien berichtet Open Doors,
dass Christen aufgrund der politischen Lage, insbesondere auch der
türkischen Militäroffensive in Nordsyrien, weiterhin akut von
Vertreibung bedroht sind.

Der Einsatz für den Schutz der Religionsfreiheit und der Kampf gegen
Diskriminierung und Benachteiligung von Menschen aufgrund ihres
religiösen Bekenntnisses ist ein zentrales Anliegen der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Die Gewährleistung von Religionsfreiheit ist der
Eckpfeiler von Stabilität und Frieden. Sie muss daher weiterhin im
Fokus der außen- und entwicklungspolitischen Bemühungen der
Bundesregierung stehen."

Hintergrund: 

Der Weltverfolgungsindex 2020 umfasst eine Rangliste von 50 Ländern,
in denen Christen am stärksten verfolgt werden. Open Doors zufolge
hat die Gewalt gegen Christen, Kirchen und kirchliche Einrichtungen
erheblich zugenommen. Die Liste wird angeführt von Nordkorea (1),
Afghanistan (2), Somalia (3), Libyen (4) und Pakistan (5). Im
Berichtszeitraum vom 1.11.2018 bis 31.10.2019 wurden dem Bericht
zufolge ca. 9.500 Kirchen und kirchliche Einrichtungen attackiert,
zerstört oder geschlossen; im Vorjahr waren es 1.850.

 * 
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RECHT/996: Verbrennen von Flaggen künftig bestrafen




Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2020

Verbrennen von Flaggen künftig bestrafen

Zur heutigen 1. Lesung des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Strafrechtlicher Schutz
bei Verunglimpfung der Europäischen Union und ihrer Symbole können
Sie den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Recht und Verbraucherschutz
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Jan-Marco Luczak, wie folgt
zitieren:

"Sachliche, auch harte Kritik am Handeln eines anderen Landes muss
jederzeit ohne Einschränkung erlaubt sein. Wer aber die Flagge der EU
oder eines anderen Staates verbrennt und verunglimpft, der
überschreitet eine Schwelle, die in einem zivilisierten Land nicht
überschritten werden darf. Unseren Schutz für böswilliges
Verächtlichmachen der EU oder eines anderen Staates kann es nicht
geben. Wir werden unserer Verantwortung gerecht und wollen die
Verunglimpfung der Flagge der EU deshalb unter Strafe stellen.
Außerdem wollen wir künftig das öffentliche Zerstören einer
ausländischen Flagge bestrafen, wenn dies z. B. bei einer
Demonstration geschieht."

 * 
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AUSSEN/1953: Waffenlieferungen an Konfliktparteien in Libyen stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2020

Waffenlieferungen an Konfliktparteien in Libyen stoppen



"Die Verletzung des Waffenembargos im Fall Libyen zu beklagen,
zugleich aber weiter selbst Waffen an Konfliktparteien in Libyen wie
die Türkei, Katar, Ägypten und die Vereinigten Arabischen Emirate zu
liefern, ist heuchlerisch. Damit die Bundesregierung als glaubwürdiger
neutraler Vermittler im Libyen-Konflikt auftreten kann, muss sie die
Waffenlieferungen an die kriegsbeteiligten Staaten stoppen", erklärt
Sevim Dagdelen, Außenexpertin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im
Auswärtigen Ausschuss, im Vorfeld der Libyen-Konferenz am 19. Januar
in Berlin. Dagdelen weiter:

"Auch die einseitige Parteinahme der Bundesregierung für die von Katar
und der Türkei wegen ihrer Nähe zur Muslimbruderschaft unterstützte
libysche Regierung in Tripolis, die nur noch einen kleinen Teil des
Landes kontrolliert, gefährdet die Berliner Konferenz. Das Schweigen
des Auswärtigen Amts zum Transfer islamistischer Terrorgruppen durch
die Türkei aus Syrien nach Libyen schafft sicherlich kein Vertrauen.
Es ist trotzdem zu hoffen, dass alle Konfliktparteien nach Berlin
kommen werden, damit ein Waffenstillstand in dem durch die
NATO-Intervention 2011 so zerstörten Land vereinbart werden kann."

 * 
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BILDUNG/944: Heute geht es um die Zukunft der Beschäftigten und Studierenden an den Hochschulen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2020

Heute geht es um die Zukunft der Beschäftigten und Studierenden an den Hochschulen



"Die heutige Übergabe der Selbstverpflichtungen der Länder zum
Zukunftsvertrag ?Studium und Lehre stärken? an den Bund ist ein
wichtiger Schritt in den laufenden Verhandlungen über die Verwendung
der Mittel aus dem Zukunftsvertrag. Wer allerdings erwartet hat, dass
die Studien- und Lehrbedingungen nun auf zukunftsfähige Füße gestellt
werden, muss enttäuscht sein", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und
wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf den heutigen Aktionstag des Bündnisses "Frist ist Frust". Gohlke
weiter:

"Über zwei Jahre hatte es gedauert, bis die Bundesregierung im Juni
2019 versicherte, sich stärker für unbefristete Arbeitsverträge an den
Hochschulen und Universitäten einsetzen zu wollen. Frühestens 2021
könnten die angekündigten Verbesserungen bei den wissenschaftlichen
Mitarbeitern ankommen. Zwar kehrt die Bundesregierung nach 15 Jahren
Verweigerungshaltung endlich zur Ko-Finanzierung der Hochschulen
zurück, womit eine Forderung der Fraktion DIE LINKE endlich umgesetzt
wird. Doch wie viele Beschäftigte dadurch am Ende aus der
Befristungsspirale herauskommen, steht gänzlich in den Sternen. Denn
die Bundesmittel sind nicht zwingend an die Schaffung von
Dauerarbeitsplätzen gebunden. Das ist eine Vertragslücke, die droht,
wieder zu Lasten der Beschäftigten und Studierenden ausgelegt zu
werden.

Um die Studienqualität und Arbeitsbedingungen an den Hochschulen
grundlegend zu verbessern, müssen unbefristete Arbeitsverträge zur
Förderbedingung des Zukunftsvertrags gemacht werden. Nur so bekommen
die Beschäftigten neue Perspektiven ohne ständige Angst vor
Erwerbslosigkeit. Die Kontinuität von Lehre und Forschung leidet unter
der völlig aus dem Ruder gelaufenen Befristungspraxis der Hochschulen.
Die heutigen Protestaktionen der Mitarbeiter des Mittelbaus sind
deshalb auch im Interesse der Studierenden und verdienen
Unterstützung."

 * 
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FINANZEN/1574: Langfristige Hilfe statt Ostereier für Kommunen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Langfristige Hilfe statt Ostereier für Kommunen



Zu den weiteren Einschränkungen im von Scholz vorgeschlagenen
Hilfspaket für angeschlagene Kommunen sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Überschuldung von Kommunen ist hauptsächlich die Folge der
ungerechten Lastenverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Die
Kommunen sind dabei allzu oft das letzte und schwächste Glied der
Kette. Sie müssen die finanzpolitischen Entscheidungen der darüber
liegenden Entscheidungsebenen ausbaden. Die Aussage von Scholz zeigt,
dass er daran nichts ändern will.

Die von Scholz in Aussicht gestellten Hilfen sollen nach relativ
willkürlichen Kriterien einigen Kommunen zugutekommen, anderen nicht.
Und das einmalig. Danach sind die Kommunen wieder auf sich gestellt.
Weiteren Finanzbedarf müssen notleidende Kommunen durch Umverteilung
mit anderen Kommunen decken. Am Ende ist für alle zu wenig da.
Deutlicher kann man nicht machen, dass man nur Ostereier verteilen,
aber nichts an der Ungerechtigkeit im System ändern will.

In der Vergangenheit haben Bund und Länder immer wieder Aufgaben
beschlossen, während die Kommunen auf den Kosten sitzen blieben.
Vielfach können sich diese Kommunen nicht mehr aus eigener Kraft aus
der Schuldenfalle befreien. Was die Kommunen brauchen, sind nicht
Geschenke, sondern verlässliche Mittelzuweisungen, mit denen sie ihre
Aufgaben langfristig bewältigen können.

Dazu muss der Bund die Kommunen einerseits von Altschulden befreien
und er muss andererseits über eine Gemeindefinanzreform die
Finanzierung der Kommunen langfristig sicherstellen. Dazu muss der
kommunale Anteil am Gesamtsteueraufkommen angehoben und die
Gewerbesteuer zu einer Gemeindefinanzsteuer weiterentwickelt werden,
die dann auch Selbstständige und Freiberufler zahlen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2705: Gleichstellungspolitik des Bundes muss raus aus dem Schneckenhaus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Januar 2020

Gleichstellungspolitik des Bundes muss raus aus dem Schneckenhaus



"In der Gleichstellung von Frauen und Männern ist der Fortschritt eine
Schnecke. Es ist gut, dass Ministerin Giffey jetzt Bewegung ankündigt,
das Tempo lässt allerdings nach wie vor zu wünschen übrig",
kommentiert Doris Achelwilm, gleichstellungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, die heute vorgestellten Gleichstellungsmaßnahmen
der Bundesministerin für Frauen, Familie, Senioren und Jugend. Doris
Achelwilm weiter:

"Die Bundesfrauenministerin verkündet, das Jahr 2020 solle im Zeichen
der Gleichstellung stehen. Auf die entscheidenden Grundlagen lässt sie
allerdings warten und kündigt stattdessen altbekannte Vorhaben wie
eine ressortübergreifende Gleichstellungsstrategie und ein
Gleichstellungsinstitut an. Diese Maßnahmen sind seit 2018 im
Koalitionsvertrag verankert und seitdem locker in Arbeit. Wir
benötigen endlich spürbare Fortschritte in der Gleichstellung von
Frauen und Männern und hoffen auf baldige Konzepte für die konkrete
Umsetzung und Zeitplanung. Zum notwendigen Maßnahmenpaket gehören
angesichts des zahnlosen Entgelttransparenzgesetzes auch wirksame
Vorschläge zur Beendigung der in Deutschland besonders ausgeprägten
Lohnungleichheit zwischen Männern und Frauen. Auch das
Ehegattensplitting hat sich als Fehlanreiz herausgestellt, der
grundlegende Weichenstellungen verlangt. Wir bleiben dran."

 * 
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WIRTSCHAFT/2221: Rohstoffstrategie der Bundesregierung geht auf Kosten des Globalen Südens


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2020

Rohstoffstrategie der Bundesregierung geht auf Kosten des Globalen Südens



"Mit ihrer Rohstoffstrategie folgt die Bundesregierung einseitig den
Interessen der Industrie: Der ungehinderte Zugang zu Kobalt, Lithium
und Co. soll ohne Rücksicht auf Menschenrechte, faire Löhne und
Umweltstandards vorangetrieben werden - unter dem Vorwand der
Verkehrs- und Energiewende. Statt ausbeuterischer Handelspolitik,
Kinderarbeit und Wegwerfproduktion brauchen wir endlich gerechten
Welthandel, ein Lieferkettengesetz und konsequentes Recycling",
erklärt Eva-Maria Schreiber, für die Fraktion DIE LINKE Obfrau im
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, zur
heute im Kabinett verabschiedeten Rohstoffstrategie der
Bundesregierung. Schreiber weiter:

"Der Rohstoffabbau ist in vielen Teilen der Welt mit schwerwiegenden
Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung verbunden. Statt aber
die Konzerne, die von diesen Bedingungen profitieren, in die Pflicht
zu nehmen, ignoriert die Bundesregierung diese Missstände. Die
Strategie formuliert immer noch 'Erwartungen' an die Unternehmen,
statt verbindliche Sorgfaltspflichten einzuführen, wie sie neben immer
mehr Unternehmen auch einzelne Minister fordern. Es ist ein
Armutszeugnis, dass die Regierung die Debatten der letzten zehn Jahre
um Nachhaltigkeit, gerechten Handel und Menschenrechte zugunsten der
Lobbyverbände übergeht.

Die heute vorgestellte Rohstoffstrategie ist nicht nur eine verpasste
Chance zur Rohstoffwende. Mit dem grünen Anstrich der Elektromobilität
zementiert sie ein veraltetes Modell des Wirtschaftens, das Umwelt und
Klima zerstört, Menschenrechte missachtet und die Länder des Globalen
Südens um ihre Entwicklungschancen betrügt."

 * 
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WIRTSCHAFT/2220: Autogipfel - Interessen der Beschäftigten ins Zentrum stellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Januar 2020

Autogipfel: Interessen der Beschäftigten ins Zentrum stellen



"Die Zukunft der Beschäftigten hat bei allen struktur- und
industriepolitischen Maßnahmen, die die Bundesregierung jetzt
ergreifen muss, im Mittelpunkt zu stehen. Bei der Transformation der
Automobilindustrie geht es nicht nur um einen Antriebswechsel, sondern
auch um Automatisierung, Digitalisierung und verschärften Wettbewerb.
Der vielfach angekündigte Stellenabbau dient eher der Steigerung der
Gewinne und ist nicht auf Strukturmaßnahmen zurückzuführen. Der
Strukturwandel ist nur dann zu meistern, wenn er gemeinsam mit den
Belegschaften, Betriebsräten und Gewerkschaften erfolgt", erklärt
Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE
und Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Energie, den
heutigen Autogipfel im Kanzleramt. Ernst weiter:

"Hilfszahlungen des Staates für die Automobilindustrie sind nur dann
akzeptabel, wenn sie mit zusätzlichem Einfluss der Beschäftigten auf
Unternehmensentscheidungen verbunden sind. Die Autobauer haben sich
jahrelang auf alten Erfolgen ausgeruht, hohe Gewinne eingestrichen und
lieber Betrugssoftware entwickelt, als sich mit den Antrieben der
Zukunft zu befassen. Einfach nur Geld zu überweisen, greift zu kurz.
Maßnahmen müssen so gestaltet werden, dass Mitnahmeeffekte vermieden
werden, dafür Beschäftigung erhalten bleibt und neue gute
Arbeitsplätze in zukunftsträchtigen Bereichen geschaffen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2219: Bernd Riexinger zur Transformation der Automobilindustrie


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Zur Transformation der Automobilindustrie



Heute tagt der Autogipfel im Kanzleramt. Bernd Riexinger, Vorsitzender
der Partei DIE LINKE, dazu:

Wir brauchen ein Milliardenprogramm um den Umbau der Autoindustrie zu
gestalten. Das Ziel muss sein, Arbeitsplätze und das Klima zu
schützen. Mit einem Zukunftsfonds, wie wir ihn vorschlagen, ist genau
das möglich.

Die Bundesregierung muss jetzt endlich ein Konzept vorlegen, dass den
Umbau der Zulieferer sowie der Autokonzerne selbst ebenso einschließt
die Verbesserung des Klimaschutzes. Ein Weiter-so bedeutet bereits
heute massiven Stellenabbau und auch nachhaltiger Klimaschutz kann mit
der reinen Veränderung in der Antriebstechnologie nicht erreicht
werden.

Statt Förderungen für falsche Konzepte brauchen wir einen kompletten
Umbau der Autoindustrie in eine Mobilitätsindustrie. Der Fokus muss
hier auf bezahlbarer Mobilität für alle liegen, also vor allem auf
Ausbau und Verbesserung des ÖPNV.

Wir brauchen einen Zukunftsfonds, der mit 20 Milliarden Euro jährlich
den Transformationsprozess, hin zu einer Mobilitätsindustrie
begleitet. Sozial-ökologische Innovationen und Modernisierungen müssen
unterstützt werden. Dabei muss die Vergabe dieser Gelder an klare
Bedingungen geknüpft werden, um den Erhalt von Stellen und gute
Bezahlung für die Beschäftigten zu sichern. Klimaschutz und soziale
Fragen müssen in diesem Transformationsprozess gemeinsam beantwortet
werden.

 * 
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BUNDESTAG/9373: Heute im Bundestag Nr. 063 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 63

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Linke gegen EU-Mercosur-Abkommen

2. Bundesrat zu Gesetzentwurf

3. Schutz von national wertvollem Kulturgut

4. Kein baldiger Start der Boeing 737 Max

5. Situation in libyschen Internierungslagern

6. Ausländische Militärpräsenz in Syrien

7. Förderung von Batteriezellfertigung



1. Linke gegen EU-Mercosur-Abkommen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion fordert einen Stopp des
Freihandelsabkommens zwischen der EU und den Mercosur-Staaten. Die
Bundesregierung müsse darauf hinwirken, dass das Abkommen mit dem
Verbund aus Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay nicht
abgeschlossen wird, erklären die Abgeordneten in einem Antrag
(19/16186). Sie verweisen auf Folgenabschätzungen, wonach die
positiven Auswirkungen auf das EU-Wirtschaftswachstum minimal wären.

Außerdem würde ein Abkommen die Zerstörung des Regenwalds weiter
anheizen. "Immer mehr weltweiter Handel mit billigem Fleisch und
Viehfutter heißt: mehr Landnahme, mehr Ausbeutung, weniger Urwald,
weniger Klimaschutz", heißt es in dem Antrag. Die Festlegung der
Vertragspartner auf das Pariser Klimaabkommen blieben derweil
unverbindlich und würden nicht sanktionsbewehrt.

 * 

2. Bundesrat zu Gesetzentwurf

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesrat hegt keine Einwände gegen den Entwurf
eines Gesetzes zur beschleunigten Beschaffung im Bereich der
Verteidigung und Sicherheit und zur Optimierung der Vergabestatistik
(19/15603). Dies geht aus einer von der Bundesregierung als
Unterrichtung (19/16342) vorgelegten Stellungnahme des Gremiums
hervor.

 * 

3. Schutz von national wertvollem Kulturgut

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Zwischen den Alters- und Wertgrenzen bei Ausfuhren
von Kulturgütern in Staaten außerhalb der Europäischen Union und in
den EU-Binnenmarkt gemäß Paragraf 24 des Kulturgutschutzgesetzes und
der Möglichkeit einer Eintragung in ein Verzeichnis national
wertvollen Kulturgutes nach Paragraf 7 besteht kein formeller
Zusammenhang. Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/15633) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15092). Die
Alters- und Wertgrenzen für Ausfuhren in den EU-Binnenmarkt dienten
dem "angemessenen Ausgleich" zwischen dem staatlichen Interesse des
Abwanderungsschutzes von Kulturgütern und den Interessen der
Wirtschaftsbeteiligten. Die Entscheidungskompetenz über eine
Eintragung in ein Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes liege
bei den Bundesländern. Die Eintragung von Kulturgütern, die gegen Ende
des Zweiten Weltkriegs in die Staaten der ehemaligen Sowjetunion und
nach Polen verbracht wurden, sei aufgrund ihrer Abwesenheit
verfahrensrechtlich nicht möglich.

 * 

4. Kein baldiger Start der Boeing 737 Max

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung rechnet nicht mit einer
Wiederaufnahme des Flugbetriebs der Boeing 737 Max Anfang des Jahres
2020. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/16237) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15844) hervor. Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) werde
von der Europäischen Flugsicherheitsbehörde EASA im Verwaltungsrat und
im sogenannten Member State Advisory Body wie alle Mitgliedstaaten
regelmäßig über die Entwicklungen zum Thema Boeing 737 Max
unterrichtet, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Situation in libyschen Internierungslagern

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Situation in libyschen Internierungslagern
(Dentention Centers) thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/16308). Die Bundesregierung soll unter anderem
Auskunft geben zu Einschränkungen des Zugangs des
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) zu den Lagern,
zum Wach- und Sicherheitspersonal sowie zu Berichten über Gewalt,
Ausbeutung und Misshandlungen.

 * 

6. Ausländische Militärpräsenz in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Militärpräsenz Russlands und der USA in Syrien
sowie deren völkerrechtliche Implikation thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16201). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem auch nach der Verlegung militärischer
Kräfte zum Schutz der Ölfelder im Osten Syriens sowie danach, "ob die
USA in den von ihnen kontrollierten beziehungsweise besetzen Gebieten
in Syrien eine Ausbeutung von staatlichen (syrischen) Rohstoffen zu
eigenen Zwecken vornehmen".

 * 

7. Förderung von Batteriezellfertigung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion thematisiert Fördermaßnahmen zur
Batteriezellfertigung in einer Kleinen Anfrage (19/16346). Die
Abgeordneten erkundigen sich nach dem Stand europäischer Konsortien
dazu und möchten wissen, welche Summen von wem bis wann ausgezahlt
werden sollen. Sie möchten auch wissen, ob feste Verträge oder Zusagen
existieren.

 * 
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BUNDESTAG/9372: Heute im Bundestag Nr. 062 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 62

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.50 Uhr

1. Umsetzung der Tabakrahmenkonvention

2. Linke will Arbeit zukunftsfest machen

3. Regelungen zur Planungsbeschleunigung

4. UN-Regelungen für autonomes Fahren

5. Einfluss auf Wohnungslosenstatistik

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. Umsetzung der Tabakrahmenkonvention

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss setzt sich für eine
"Eins-zu-Eins-Umsetzung" der WHO-Tabakrahmenkonvention ein. In der
Sitzung am Mittwochmorgen beschlossen die Abgeordneten mit der
Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen, eine Petition mit der
Forderung, animierte Tabakwerbung zu verbieten, dem Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) "als Material" zu überweisen,
"soweit sich das Anliegen auf die Eins-zu-Eins-Umsetzung der
Tabakrahmenkonvention bezieht", und das Petitionsverfahren "im Übrigen
abzuschließen". Die Linksfraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hatten für das höhere Überweisungsvotum "zur Erwägung" - ohne
die angeführte Einschränkung - plädiert. Die AfD-Fraktion sprach sich
für eine einfache Überweisung an das Ministerium aus - ebenfalls ohne
die Einschränkung. Gegen weitere Verschärfungen wandte sich die 
FDP-Fraktion mit dem Verweis auf schon getroffene regulatorische Maßnahmen
und forderte den Abschluss des Petitionsverfahrens.

Die Tabakrahmenkonvention ist ein 2005 in Kraft getretenes
Übereinkommen der Weltgesundheitsorganisation WHO, dessen Ziel es ist,
heutige und zukünftige Generationen vor den gesundheitlichen, sozialen
und die Umwelt betreffenden Folgen des Tabakkonsums und des
Passivrauchens zu schützen. Das Übereinkommen sieht eine Reihe von
nationalen, regionalen und internationalen Tabakkontrollmaßnahmen vor,
darunter weitgehende Verpflichtungen betreffend Produktion, Verkauf,
Vertrieb, Werbung, Besteuerung und den Tabak betreffende politische
Maßnahmen.

In der öffentlichen Petition wird unter anderem kritisiert, dass es im
Kassenbereich von Supermärkten Displays mit animierter Werbung für
Tabakprodukte gebe. Derartige Werbung finde sich auch in 
Schaufenster-Displays, heißt es in der Petition. Hierdurch werden aus Sicht der
Petenten auch Kinder und Suchtkranke beeinflusst, weshalb ein Verbot
dieser animierten Werbung erforderlich sei.

 * 

2. Linke will Arbeit zukunftsfest machen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke fordert ein
Investitionsprogramm, um die Arbeitswelt auf die Umbrüche durch die
Digitalisierung und den Klimawandel vorzubereiten. In einem
entsprechenden Antrag (19/16456) schreiben die Abgeordneten,
Umwälzungen und strukturelle Veränderungen würden Arbeit und
Arbeitsplätze in großem Maße verändern oder täten dies schon, ganze
Wirtschaftszweige könnten dadurch entwertet werden. Dieser Prozess
müsse so gestaltet werden, dass die Beschäftigten nicht die Verlierer
sind, fordern die Linken. Die Bundesregierung solle deshalb unter
anderem durch ein Investitionsprogramm für Infrastruktur, Bildung und
Forschung die Bedingungen für ein Wirtschaftswachstum schaffen, das
auf Vollbeschäftigung zielt, ökologisch nachhaltig und klimaneutral
ist. Dazu müsse das Prinzip der "schwarzen Null" aufgegeben werden.
Ferner verlangen die Linken, eine Industriepolitik zu betreiben, die
Zukunftstechnologien und damit Beschäftigung in Deutschland und Europa
erhält und aufbaut. Kleinere Unternehmen sollten mit öffentlichen
Krediten gefördert werden. Belegschaften sollten ein stärkeres
Mitspracherecht über die strategische Ausrichtung ihrer Unternehmen
erhalten. Außerdem fordern die Linken Änderungen beim Arbeitslosengeld
I und II.

 * 

3. Regelungen zur Planungsbeschleunigung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung stimmt der Forderung des
Bundesrates zu, die Regelungen zur Planungsbeschleunigung aus dem
Gesetzentwurf "zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich" (19/15626) auf Planungs- und
Genehmigungsverfahren für Straßen- und U-Bahnen nach dem
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) zu übertragen. Das geht aus der
Gegenäußerung der Regierung auf die Stellungnahme des Bundesrates zu
dem Gesetzentwurf vor (19/16403).

Korrekturbedarf sehen die Länder auch bei der geplanten Änderung der
Kostenteilung bei kommunalen Straßen zu Gunsten der Kommunen und zu
Lasten des Bundes und der Länder, der grundsätzlich zuzustimmen sei.
Die Aufteilung des bisherigen kommunalen Drittels auf Bund und Länder
bringt allerdings aus Sicht des Bundesrates zusätzliche Belastungen
für die Länder. Es wird darauf verwiesen, dass die
Entflechtungsmittel, mit denen die kommunalen Anteile bislang
finanziert worden seien, ab 2020 nicht mehr zur Verfügung stünden.
"Bereits der Ausgleich der Bedarfe für kommunalen Straßenbau und
ÖPNV-Investitionen stellt einige Länder vor erhebliche finanzielle
Probleme, weil die zur Kompensation angebotenen zusätzlichen
Umsatzsteueranteile bei Weitem nicht ausreichen und zudem auch nicht
dynamisiert werden", heißt es in der Stellungnahme.

Nach Einschätzung der Bundesregierung sieht der Gesetzentwurf jedoch
"angesichts der gegenwärtigen Förderpraxis in den Ländern, die künftig
entfallen würde, keine zusätzlichen finanziellen Lasten für die Länder
vor". Im Hinblick auf das im Jahr 2017 verabschiedete Gesetzespaket
zur Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, mit welchem die
Länder unter anderem als Kompensation für die mit Ende des Jahres 2019
auslaufenden Leistungen nach dem Entflechtungsgesetz weitere
Umsatzsteueranteile erhalten, bestehe auch keine Veranlassung für
weitergehende Entlastungen der Länder, heißt es in der Gegenäußerung
der Regierung.

 * 

4. UN-Regelungen für autonomes Fahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "In den Gremien und Arbeitsgruppen der
UN-Wirtschaftskommission für Europa arbeiten Vertreter der
Bundesregierung an der Entwicklung von UN-Regelungen zur technischen
Umsetzung von Automatisierten Lenkfunktionen sowie Cyber Security und
Software Updates für automatisierte, autonome und vernetzte
Fahrzeuge." Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/16114) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15679), die
sich nach der "internationalen Arbeit der Bundesregierung für die
Mobilität der Zukunft" erkundigt hatte.

Auf Ebene der Europäischen Union würden die Themen Fahrzeugdaten,
Cyber Security sowie Automatisiertes und Autonomes Fahren im
Verordnungsentwurf zur Verbesserung der allgemeinen Sicherheit
adressiert, heißt es in der Antwort. Das Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur (BMVI) setze sich für die stetige
Weiterentwicklung der technischen Anforderungen an Fahrzeuge ein, um
die Verkehrssicherheit zu erhöhen. Dabei gelte es ebenso, die
Anforderungen an die Cyber Security und den Datenschutz einzubringen.

Auf Ebene der Vereinten Nationen (UN) werde die Harmonisierung
technischer Anforderungen geregelt, schreibt die Regierung. Der Umgang
mit Daten aus dem Auto hinsichtlich möglicher Zugriffsrechte sei
gegebenenfalls national beziehungsweise in der Europäischen Union zu
regeln.

In der Arbeitsgruppe der UN zu Cyber Security und Software Updates
würden derzeit mehrere technische Möglichkeiten diskutiert, welche die
Fahrzeugsicherheit beim externen Zugriff auf Fahrzeugdaten
gewährleisten, heißt es weiter. Die Bundesregierung setze sich dafür
ein, dass neben der Sicherheit auch Aspekte des Verbraucher- und
Datenschutzes berücksichtigt werden, wird mitgeteilt.

 * 

5. Einfluss auf Wohnungslosenstatistik

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16352) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einführung einer
Wohnungslosenberichterstattung gestellt. Unter anderem soll die
Bundesregierung beantworten, welche Stellungnahmen bei ihr
diesbezüglich eingegangen sind und nach welchen Kriterien die
Beteiligung von Verbänden am Gesetzgebungsprozess geregelt wurde.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
weiteren Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im
Verkehrsbereich", interessiert die Fraktion Die Linke. In einer
Kleinen Anfrage (19/16362) schreiben die Abgeordneten, die Mitglieder
des Bundestages wüssten wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des
oben genannten Entwurfes, die gegebenenfalls durch externe Dritte im
Prozess der Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf
denen die konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der
Bundestag habe jedoch ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme
beziehungsweise positive Berücksichtigung der Vorschläge oder
Stellungnahmen externer Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre
schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und
Zielen er dient, heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend
ermessen werden, "ob das Regelungsziel geteilt wird und ob die
Regelung dafür unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen
geeignet, erforderlich und angemessen ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 
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BUNDESTAG/9371: Heute im Bundestag Nr. 061 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 61

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Gesundheit und atypische Beschäftigung

2. UNECE diskutiert über Fahrmodusspeicher

3. Stand bei Doppelbesteuerungsabkommen

4. Einflussnahme von Interessenvertretern

5. Bühl erneut vorgeschlagen

6. Glaser und Münz erneut vorgeschlagen

7. Boehringer erneut vorgeschlagen



1. Gesundheit und atypische Beschäftigung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Atypische Beschäftigungsformen (Teilzeit,
Befristung, Leiharbeit, geringfügige Beschäftigung) wirken sich nicht
automatisch negativ auf die allgemeine Gesundheit und das psychische
Wohlbefinden der Beschäftigten aus. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/16172) auf eine Kleine Anfrage (19/15314) der
Fraktion Die Linke. Die Regierung bezieht sich dabei auf mehrere
wissenschaftliche Untersuchungen zum Thema, nach denen es zwar
Hinweise gebe, dass sich atypische Beschäftigungen in kleiner bis
mittlerer "Effektstärke" auf die Anfälligkeit für Depressionen
auswirken können. Für die allgemeine Gesundheit seien in den Studien
jedoch keine statistisch relevanten Ergebnisse gefunden worden, heißt
es in der Antwort weiter.

 * 

2. UNECE diskutiert über Fahrmodusspeicher

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In einer Arbeitsgruppe der UNECE
(Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen) zum
Fahrmodusspeicher für hoch- und vollautomatisierte Fahrzeuge (DSSAD)
werden nach Angaben der Bundesregierung derzeit beispielsweise
technische Anforderungen an den Datenzugang und Dateninhalt
erarbeitet. Da diese Diskussionen noch nicht abgeschlossen seien, "ist
eine Abgrenzung zwischen dem national geregelten Fahrmodusspeicher
gemäß Paragraf 63a Straßenverkehrsgesetz (StVG) und dem auf
UNECE-Ebene diskutierten Fahrmodusspeicher (DSSAD) nicht möglich",
heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/16250) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15801).

 * 

3. Stand bei Doppelbesteuerungsabkommen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem aktuellen Stand der offenen
Doppelbesteuerungsabkommen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/15828). Unter anderen fragen die Abgeordneten nach
den seit 1990 geschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen.

 * 

4. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Anpassung des
Medizinprodukterechts an EU-Verordnungen ist Thema einer Kleinen
Anfrage (19/16360) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

5. Bühl erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Der AfD-Abgeordnete Marcus Bühl kandidiert erneut
für das Vertrauensgremium gemäß Paragraf 10a Absatz 2 der
Bundeshaushaltsordnung. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der Fraktion
(19/15978) hervor, der am Donnerstag abgestimmt werden soll. Es ist
Bühls nunmehr neunte Kandidatur für dieses Gremium. Bisher hatte es
für den Vorschlag keine Mehrheit im Bundestag gegeben.

 * 

6. Glaser und Münz erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion schlägt erneut die Abgeordneten
Albrecht Glaser und Volker Münz zur Wahl als Mitglieder des Gremiums
gemäß Paragraf 3 des Bundesschuldenwesengesetzes vor. Das geht aus
einem Wahlvorschlag der Fraktion hervor (19/15979), der am Donnerstag
abgestimmt werden soll. Für Glaser und Münz ist es der insgesamt
neunte Versuch, eine Mehrheit zu erlangen. Beide Kandidaten hatten
bereits bei vorausgegangenen Wahlgängen nicht die erforderliche Zahl
der Stimmen erreicht.

 * 

7. Boehringer erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Peter
Boehringer zur Wahl als Mitglied und die Abgeordnete Birgit
Malsack-Winkemann als Stellvertreterin des Sondergremiums gemäß
Paragraf 3 Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes
vorgeschlagen. Das geht aus einem Wahlvorschlag (19/15980) der
Fraktion hervor, der am Donnerstag abgestimmt werden soll. Boehringer
und Malsack-Winkemann treten zum nunmehr neunten Mal für dieses
Gremium an.

 * 
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BUNDESTAG/9370: Heute im Bundestag Nr. 060 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 60

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 09.10 Uhr

1. Verbote von Silvesterfeuerwerken

2. Regierung prüft Ländereinwendungen

3. Bundesrat übt Kritik an GVFG-Novelle

4. Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber

5. Verkehrswegeplan-Projekte für Bayern

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. Verbote von Silvesterfeuerwerken

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will "Kommunen
eine rechtssichere Entscheidung über Silvesterfeuerwerke ermöglichen".
Das Silvesterfeuerwerk gehöre für viele Menschen "zum Jahreswechsel
einfach dazu" und sei "schön anzusehen", habe jedoch auch eine
Kehrseite, schreibt die Fraktion einem Antrag (19/16457). Dazu
gehörten etwa ein "erhebliches Feinstaubaufkommen, hohe
Verletzungsgefahr, Brände, Lärm, Rauch und Abfall".

Zugleich führt die Fraktion aus, dass es in einigen Kommunen
Diskussionen darüber gebe, das Abbrennen von Silvesterfeuerwerken auf
professionelle, öffentliche Feuerwerke zu konzentrieren oder
alternativ Licht- und Lasershows anzubieten. Knapp 60 Prozent der
Deutschen befürworteten eine Einschränkung des Abbrennens von
Feuerwerk und Böllern an Silvester in Innenstädten. Bislang stehe
einer kommunalen Entscheidung jedoch eine unklare Rechtslage entgegen.

Um diese Unklarheiten zu beseitigen und Rechtssicherheit herzustellen,
soll nach dem Willen der Fraktion durch eine Änderung der 1.
Sprengstoffverordnung "den zuständigen Behörden ermöglicht werden,
Verbote für das Abbrennen von Knall- und Feuerwerkskörpern nach
eigenem Ermessen zu verhängen". Mit der Änderung werde "das Abbrennen
aller pyrotechnischen Gegenstände der Kategorie F2 (klassisches
Silvesterfeuerwerk für den Privatgebrauch) erfasst", heißt es dazu in
der Begründung des Antrags. Den zuständigen Behörden werde "eine
vollständige Untersagung von privatem Silvesterfeuerwerk ermöglicht".

 * 

2. Regierung prüft Ländereinwendungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung will mehrere Änderungsvorschläge
des Bundesrates zum Entwurf eines
"Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetzes" (19/15619) "im weiteren
Gesetzgebungsverfahren prüfen". Das geht aus ihrer Gegenäußerung auf
die Stellungnahme der Länderkammer zu dem Gesetzentwurf hervor
(19/16405). Mit dem Entwurf will die Bundesregierung für zwölf
Infrastrukturprojekte die Möglichkeit schaffen, statt über einen
Verwaltungsakt per Gesetz Baurecht zu erlangen. Betroffen davon sollen
sieben Schienenbau- und fünf Wasserstraßenbauprojekte sein. Die
Änderungswünsche der Länderkammer beziehen sich auf die Projekte
"Ausbau der Eisenbahnstrecke von Magdeburg nach Halle" und die
"Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke von Geithain nach Chemnitz im
Rahmen des Ausbaus der Eisenbahnstrecke von Leipzig nach Chemnitz".
Zudem soll nach den Vorstellungen des Bundesrates, die Ausbaustrecke
Niebüll - Klanxbüll - Westerland als 13. Projekt in den Entwurf
aufgenommen werden.

 * 

3. Bundesrat übt Kritik an GVFG-Novelle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesrat lehnt die in der Novelle des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) (19/15621) enthaltene
Fördervoraussetzung für Straßenbahnen ab. Das geht aus der
Stellungnahme der Länderkammer zu dem Entwurf hervor, die als
Unterrichtung (19/16404) vorliegt. Mit Blick auf die Erreichung der
vom Bund ausgegebenen Klimaschutzziele sei es kontraproduktiv zu
fordern, "dass die zu fördernden Infrastrukturen in jedem Fall ,weit
überwiegend' in Form eines besonderen Bahnkörpers ausgeführt werden
müssen", urteilt der Bundesrat. Vorgeschlagen wird eine Korrektur
dahingehend, dass die Bevorrechtigung der Bahnen "entweder durch einen
besonderen Bahnkörper oder durch diesbezüglich geeignete Bauformen
beziehungsweise Fahrleitsysteme sicherzustellen ist".

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag in ihrer Gegenäußerung ab. Das
grundsätzliche Ziel, einen besonderen Bahnkörper zu schaffen, sei
nicht aufzugeben, heißt es darin. Die Möglichkeit, Teile der Bahnen
auf nicht besonderem Bahnkörper - also auf gemeinsam genutzten Straßen
- mit in die Förderung einzubeziehen sei ein weitreichendes Angebot.
"Die komplette Aufgabe des Grundsatzes einen besonderen Bahnkörper
herzustellen, ist nicht sinnvoll und insofern abzulehnen", schreibt
die Regierung, die auch die zwölf weiteren Vorschläge des Bundesrates
zur GVFG-Novelle ablehnt.

 * 

4. Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Von Januar 2019 bis Ende November 2019 haben die
gemeinsamen Einrichtungen (gE) rund 267 Millionen Euro für
Entgeltzuschüsse im Rahmen der Paragrafen 16e und 16i des SGB II
(Zweites Buch Sozialgesetzbuch) ausgegeben. Das geht aus einer Antwort
(19/16312) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/16087) der
AfD-Fraktion hervor. Das zum 1. Januar 2019 in Kraft getretene
Teilhabechancengesetz mit dem Ziel, Langzeitarbeitslose über
Lohnkostenzuschüsse leichter in den Arbeitsmarkt zu integrieren, hatte
die Bedingungen für Lohnkostenzuschüsse nach dem SGB II geändert.

 * 

5. Verkehrswegeplan-Projekte für Bayern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Projekte des Bundesverkehrswegeplans 2030
(BVWP) für Bayern informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/16231) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15408). Für
die Umsetzung der Projekte im Bereich Schiene liegen der
Bundesregierung der Antwort zufolge "keine länderspezifischen Daten
vor". Für den Verkehrsträger Straße sind 12,2 Milliarden Euro
vorgesehen (Preisstand 2014) und für die Wasserstraßen 314,5 Millionen
Euro (Preisstand 2014). "Die aufgeführten Beträge beziehen sich
jeweils auf die in den Bedarfsplänen enthaltenen laufenden und fest
disponierten Maßnahmen sowie auf die Maßnahmen im Vordringlichen
Bedarf", schreibt die Bundesregierung.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Eine weitere Kleine Anfrage zur Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Inhalt von Gesetzentwürfen der
Bundesregierung hat die Fraktion Die Linke vorgelegt (19/16356). Darin
wollen die Fragesteller unter anderem wissen, welche Stellungnahmen
oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Entwurfs eines
Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von
Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser
(Bundesratsdrucksache 520/19) bei der Bundesregierung eingegangen
sind. Zudem fragen sie nach den Kriterien der Beteiligung Dritter,
nach von diesen möglicherweise erstellten Gutachten, nach von Dritten
übernommenen Regelungsvorschlägen sowie nach dienstlichen Kontakten
von Mitgliedern und/oder Vertretern der Bundesregierung mit externen
Dritten.

 * 
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BUNDESTAG/9369: Heute im Bundestag Nr. 059 - 15.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 59

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Januar 2020, Redaktionsschluss: 08.30 Uhr

1. Keine weitere Erhöhung der ÖPNV-Mittel

2. Banken bilden Rückstellungen

3. Neun Prozent der Gebäudeflächen leer

4. Rückforderungen von Jobcentern

5. Vorwürfe gegen deutsche Unternehmen

6. FDP fragt nach Mitteln für VoV-Sportarten



1. Keine weitere Erhöhung der ÖPNV-Mittel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung lehnt eine weitere Erhöhung der
Regionalisierungsmittel zur Unterstützung des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV) ab. Das geht aus der Gegenäußerung der
Regierung auf die Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines
Fünften Gesetzes zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes (19/15622)
hervor, die als Unterrichtung vorliegt (19/16402). Die Länderkammer
hatte deutlich gemacht, dass ihrer Auffassung nach die vorgesehene
Erhöhung der Regionalisierungsmittel bis zum Jahr 2031 nicht
ausreicht, um die notwendige erhebliche Erweiterung der Angebote im
ÖPNV für einen Umstieg auf umweltfreundliche öffentliche
Verkehrsmittel zu erreichen. Sie müssten daher deutlich stärker
gesteigert werden. Dem entgegnet die Bundesregierung: "Angesichts der
Höhe der noch nicht für Zwecke des ÖPNV verausgabten
Regionalisierungsmittel sollte die weitere Entwicklung vorerst
abgewartet werden, bevor weitere Mittelerhöhungen thematisiert
werden."

Einen weiteren Vorschlag des Bundesrates will die Regierung der
Vorlage zufolge "im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen". Die
Länder weisen in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass durch den im
bisherigen Paragrafen 37 Absatz 2 des Eisenbahnregulierungsgesetzes
festgelegten inhaltlichen Zusammenhang zwischen der absoluten Höhe der
Regionalisierungsmittel sowie der zu zahlenden Trassen- und
Stationsentgelte die Erhöhung der Regionalisierungsmittel den Ländern
nicht im vollen Umfang zur Erreichung der Klimaschutzziele zur
Verfügung stehen. Vielmehr würde ihrer Ansicht nach ein Großteil der
Erhöhung der Regionalisierungsmittel durch die gleichzeitige Erhöhung
der Trassen- und Stationsentgelte mittelbar zurück an den Bund
fließen. Vorgeschlagen wird daher, die Steigerung der Trassen- und
Stationsentgelte auf den in Paragraf 5 Absatz 3 des
Regionalisierungsgesetzes festgelegten Wert der Dynamisierungsrate von
1,8 Prozent zu begrenzen.

 * 

2. Banken bilden Rückstellungen

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Europäische Zentralbank (EZB) hat bei einer
Befragung der bedeutendsten Institute in Deutschland festgestellt,
dass sieben bedeutende Institute von laufenden steuerlichen oder
strafrechtlichen Ermittlungen betroffen sind. Zum Teil hätten sie auch
Zahlungen leisten müssen. Strafrechtlichen Ermittlungen würden sich in
zwei Fällen gegen Vorstandsmitglieder als Vertreter der Institute und
in fünf Fällen gegen einzelne Mitarbeiter richten. In einer vom
Präsidenten des Deutschen Bundestages vorgelegten Unterrichtung
(19/16064) mit den Antworten der Europäischen Zentralbank auf Fragen
des Abgeordneten De Masi (Linke) vom 2. und 3. Juli 2019 heißt es
weiter, dass die mit diesen Fällen verbundenen Rückstellungen sich im
Fall der Cum-Ex-Geschäfte auf 113,3 Millionen Euro und im Fall der
Cum/Cum-Geschäfte auf 40,1 Millionen Euro belaufen würden. Die bereits
geleisteten Zahlungen an die Steuerbehörden würden 790,1 Millionen
Euro beziehungsweise 66 Millionen Euro betragen.

 * 

3. Neun Prozent der Gebäudeflächen leer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Zum Stichtag 5. Dezember 2019 standen Gebäudeflächen
von insgesamt 3,4 Millionen Quadratmetern in allen Geschäftsbereichen
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben leer. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16111) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15640) mit. Insgesamt verfüge die Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben über eine Gebäudefläche von rund 37,3 Millionen
Quadratmetern. Damit betrage die Leerstandsquote rund neun Prozent,
berichtet die Regierung.

 * 

4. Rückforderungen von Jobcentern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Wenn Jobcenter Einnahmen aus Forderungen aufgrund
zuvor erbrachter Leistungen erzielen, mindern diese die in der
Grundsicherungsstatistik berichteten Ausgaben für Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes. Eine Differenzierung dieser Einnahmen
sei jedoch nicht möglich, schreibt die Bundesregierung weiter in ihrer
Antwort (19/16245) auf eine Kleine Anfrage (19/15741) der AfD-Fraktion
zum Thema Rückerstattungen im Zusammenhang mit
Verpflichtungserklärungen nach dem Aufenthaltsgesetz.

 * 

5. Vorwürfe gegen deutsche Unternehmen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Bundesregierung sind eigenen Angabe zufolge
Medienberichte über Korruptionsvorwürfe gegenüber deutschen
Unternehmen bekannt, die dem südafrikanischen Komplex "state capture"
zuzuordnen sind. Wie sie in der Antwort (19/16297) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion die Linke (19/15912) schreibt, liegen ihr keine
darüber hinausgehenden eigenen Erkenntnisse vor. Des Weiteren lägen
keine Erkenntnisse zu strafrechtlichen Ermittlungen und Verurteilungen
in diesem Zusammenhang sowie keine Rechtshilfeersuchen der Republik
Südafrika zum berührten Sachverhalt und keine sonstigen
diesbezüglichen Erkenntnisse über abgeschöpftes beziehungsweise
rückgeführtes Vermögen vor.

Weiter schreibt die Bundesregierung, Vertreterinnen und Vertreter der
Auslandsvertretungen Pretoria und Kapstadt hätten mehrere Gespräche zu
dem Themenkomplex geführt, darunter auch mit in Südafrika
vertretenen deutschen Unternehmen und mit der
Nichtregierungsorganisation #UniteBehind. Einen Brief der Organisation
habe die Botschaft Pretoria mit Schreiben vom 6. Dezember 2019
beantwortet. In den Gesprächen und dem Schreiben hätten Vertreter der
Auslandsvertretungen erläutert, dass die Bundesregierung die Sorge zu
Berichten von "state capture" und Korruption in Südafrika teile. Über
Details vertraulicher Schreiben und Gespräche äußere sich die
Bundesregierung grundsätzlich nicht.

 * 

6. FDP fragt nach Mitteln für VoV-Sportarten

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welchen Umgang die Bundesregierung mit den
"vorläufigen Olympische-Verbände-Sportarten" (VoV-Sportarten) für die
Olympischen Spiele 2024 plant, interessiert die FDP-Fraktion. In einer
Kleinen Anfrage (19/16290) wollen die Abgeordneten von der
Bundesregierung konkret wissen, ob es erneut Sondermittel geben werde
oder "ob diese Entwicklung eher strukturell in den Fördersystematiken
verankert werden soll".

 * 
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BUNDESTAG/9368: Heute im Bundestag Nr. 058 - 14.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 58

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Aktuelle Stunde und Vereinbarte Debatte

2. Presseauskunftsrechte auf Bundesebene

3. Einfluss auf Paketboten-Schutz-Gesetz

4. Fragen nach Geldwäschebekämpfung

5. Auswirkungen der Digitalisierung

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

7. Versorgung mit Medizinprodukten

8. Versenden stiller SMS thematisiert



1. Aktuelle Stunde und Vereinbarte Debatte

Bundestagsnachrichten/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion hat für diese Sitzungswoche eine
Aktuelle Stunde unter dem Titel "Bäcker und Bürger entlasten -
Bon-Pflicht beenden" beantragt. Sie soll nach aktueller Planung am
Donnerstag nach einem von der AfD-Fraktion beantragten Wahlgang zur
Wahl eines Vize-Präsidenten stattfinden (19/16161) sowie sechs von der
AfD-Fraktion beantragten Gremienwahlen (19/15978, 19/15979, 19/15980,
19/15981, 19/15982, 19/15983) stattfinden.

Bereits am Mittwoch ist eine Vereinbarte Debatte zur "aktuellen Lage
im Nahen und Mittleren Osten" vorgesehen. Die für 75 Minuten
angesetzte Debatte soll nach der Fragestunde aufgerufen werden.

Weitere Aktuelle Stunden können noch beantragt werden. Die
vollständige Tagesordnung inklusive sämtlicher aktueller Änderungen
ist online einsehbar: https://www.bundestag.de/tagesordnung

 * 

2. Presseauskunftsrechte auf Bundesebene

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Presseauskunftsrechte gegenüber
Bundesministerien und -behörden geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/16413) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/15986). Danach ist die Meinungsbildung
innerhalb der Bundesregierung zur Frage eines Gesetzes zur Regelung
dieser Presseauskunftsrechte nicht abgeschlossen.

Wie aus der Antwort hervorgeht, erfolgt der Informationszugang für
Medien auf Grundlage von Grundgesetz-Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 ("Die
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk
und Film werden gewährleistet"). Dabei werde im Ergebnis ein
Auskunftsanspruch eingeräumt, der hinter dem Gehalt der
Auskunftsansprüche nach den Landespressegesetzen nicht zurückbleibt,
führt die Bundesregierung weiter aus. Die bisherige Praxis, ein
Presseauskunftsrecht unmittelbar auf der Basis von Artikel 5 Absatz 1
Satz 2 des Grundgesetzes zu gewähren, sei vom Bundesverfassungsgericht
(Kammerbeschluss vom 27. Juli 2015 - 1 BvR 1452/13, NVwZ 2016, S. 50)
nicht beanstandet worden.

Der Schutzbereich der Pressefreiheit umfasst laut Bundesregierung nach
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch behördliche
Auskunftspflichten, "die es der Presse erleichtern, ihre in der
repräsentativen Demokratie unerlässlichen Kontroll- und
Vermittlerfunktionen zu erfüllen". Der Auskunftsanspruch der Presse
ende dort, wo berechtigte schutzwürdige Interessen Privater oder
öffentlicher Stellen an der Vertraulichkeit von Informationen
entgegenstehen.

 * 

3. Einfluss auf Paketboten-Schutz-Gesetz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/16351) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf das
Paketboten-Schutz-Gesetz gestellt. Unter anderem soll die
Bundesregierung beantworten, welche Stellungnahmen bei ihr
diesbezüglich eingegangen sind und nach welchen Kriterien die
Beteiligung von Verbänden am Gesetzgebungsprozess geregelt wurde.

 * 

4. Fragen nach Geldwäschebekämpfung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach einer im November 2020 anstehenden Prüfung der
Geldwäschebekämpfungsstandards in Deutschland durch die bei der OECD
angesiedelten "Financial Action Task Force on Money Laundering" (FATF)
erkundigt sich die FDP-Fraktionen in einer Kleinen Anfrage (19/15937).
Die Bundesregierung soll angeben, welchen Stellenwert sie der
FATF-Deutschlandprüfung beimisst, welche Staaten derzeit von der FATF
als Risikoländer bewertet werden und wo die Schwerpunkte der
anstehenden FATF-Deutschlandprüfung sein werden.

 * 

5. Auswirkungen der Digitalisierung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie sich die Bundesregierung in die auf OECD-Ebene
geführte Diskussion zur Besteuerung der Digitalisierung der Wirtschaft
einbringt, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16033)
in Erfahrung bringen. Gefragt wird unter anderem nach
Folgenabschätzungen zu den Auswirkungen einer globalen
Mindestbesteuerung von Unternehmensgewinnen auf das deutsche
Steueraufkommen.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ausbildung der
pharmazeutisch-technischen Assistenten (PTA) ist Thema einer Kleinen
Anfrage (19/16349) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

7. Versorgung mit Medizinprodukten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Versorgung mit Medizinprodukten ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/16319) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen
wissen, welche Schlussfolgerungen die Bundesregierung aus der
Verschiebung der in der EU-Medizinprodukteverordnung (MDR)
vorgesehenen Europäischen Datenbank für Medizinprodukte auf das Jahr
2022 zieht.

 * 

8. Versenden stiller SMS thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, welche Behörden des Bundesinnen-, des Bundesfinanzministeriums
und des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie
des Kanzleramtes und der Bundeswehr derzeit technisch und rechtlich in
der Lage sind, "an Mobiltelefone sogenannte ,stille SMS' zum
Ausforschen des Standorts ihrer Besitzer" oder dem Erstellen von
Bewegungsprofilen zu verschicken. Ferner erkundigt sich die Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/16427) unter anderem danach, inwiefern
Behörden der genannten Ministerien sowie des Kanzleramtes und der
Bundeswehr in der Lage sind, "Mikrofone von Mobiltelefonen aus der
Ferne zu aktivieren, um diese als Abhöreinrichtungen zu nutzen".

 * 
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BUNDESTAG/9367: Heute im Bundestag Nr. 057 - 14.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 57

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Links motivierte Straftaten

2. Bundeseinheitliche Richterfortbildung

3. FDP fragt nach Patentanwaltsausbildung

4. Steuern aus der Landwirtschaft

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

6. Linke fragt nach Einflussnahme



1. Links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im dritten Quartal vergangenen
Jahres nach vorläufigen Zahlen 28 Menschen aufgrund politisch links
motivierter Straftaten verletzt worden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/16333) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/16089) hervor.

Danach wurden im Zeitraum von Juli bis September 2019 nach Kenntnis
der Bundesregierung 1.198 Straftaten verübt, die der politisch links
motivierten Kriminalität zugerechnet werden, darunter 129 Gewalttaten.
Die Zahl der ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf
571.

 * 

2. Bundeseinheitliche Richterfortbildung

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Für Richterinnen und Richter in Bund und Ländern
besteht schon nach geltendem Recht in Ausgestaltung des
Richterdienstverhältnisses eine allgemeine Pflicht zur Fortbildung.
Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16307) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16079) zum Thema
"Qualität der Justiz und bundeseinheitliches Fortbildungsrecht und
bundeseinheitliche Fortbildungspflicht für Richterinnen und Richter".
Weiter heißt es, die konkrete Ausgestaltung der Fortbildungspflicht
müsse die im Grundgesetz garantierte richterliche Unabhängigkeit
wahren. So wäre eine inhaltliche Einflussnahme im Wege der
Fortbildung, die eine bestimmte "Rechtsprechungslinie" nahelegt oder
gar vorgibt, unzulässig. Unzulässig wäre beispielsweise auch,
Richterinnen und Richter kurzfristig zu zeitlich und örtlich derart
gebundenen Fortbildungsmaßnahmen zu verpflichten, dass sie gezielt an
der Ausübung ihrer Rechtsprechungstätigkeit in bestimmten Verfahren
gehindert werden.

Wie die Bundesregierung schreibt, ist Fortbildung unverzichtbar für
die Bewältigung des Berufsalltags der Richterinnen und Richter. Der
Leitgedanke des lebenslangen Lernens sei daher ein
selbstverständliches Postulat in der Justiz. Die umfangreichen
Fortbildungsangebote der Deutschen Richterakademie, die sich
bundesweit mit jährlich knapp 150 Tagungen an Richterinnen und Richter
aller Gerichtszweige und Aufgabengebiete richteten, sowie die
landeseigenen Fortbildungsprogramme belegten dies eindrucksvoll.

 * 

3. FDP fragt nach Patentanwaltsausbildung

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie die Bundesregierung die Patentanwaltsausbildung
einschätzt, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16323)
erfahren. Hintergrund ist das sogenannte Amtsjahr beim Deutschen
Patent- und Markenamt und beim Bundespatentgericht in München nach
Abschluss der Ausbildung, das nach Ansicht der Fragesteller eine
ungerechtfertigte Belastung für einen Teil der
Patentanwaltsauszubildenden darstellt. Insbesondere in Zeiten des
digitalen Wandels sollten Nachteile durch die gezwungene Präsenz in
München so gering wie möglich gehalten werden, schreiben die
Abgeordneten. Sie fragen unter anderem, welche Überlegungen seitens
der Bundesregierung zu der Präsenz in München im Hinblick auf die
Vereinbarkeit der Erfordernisse der Berufsausbildung mit Familie und
Kindern sowie im Hinblick auf Patentanwaltsauszubildende ohne
ausreichendes Einkommen für den Wohnungsmarkt in München bestehen.
Ferner wollen die Fragesteller wissen, welche Überlegungen es
innerhalb der Bundesregierung hinsichtlich der Notwendigkeit und
praktischen Umsetzbarkeit einer Umstrukturierung des Amtsjahres gibt.

 * 

4. Steuern aus der Landwirtschaft

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das Steueraufkommen land- und
forstwirtschaftlicher Betriebe geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/15988). Gefragt wird unter anderem nach dem
Gesamtaufkommen der Einkommensteuer aus landwirtschaftlichen und
forstwirtschaftlichen Betrieben von 2010 bis 2018.

 * 

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Entwurf der Bundesregierung für das Faire-Kassenwettbewerb-Gesetz ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/16354) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

6. Linke fragt nach Einflussnahme

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke fragt in einer Kleinen
Anfrage (19/16372) nach der Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zu einen nationalen
Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen. Darin fragen die
Abgeordneten unter anderem, welcher Regelungsvorschlag des
Gesetzentwurfs identisch oder teilidentisch mit welchem konkreten
Vorschlag von externen Dritten aus der Verbändebeteiligung ist. Auch
interessiert die Fraktion, welche Gutachten, Studien, Expertisen,
Untersuchungen und Prüfberichte von externen Dritten dem Gesetzentwurf
als Erkenntnisquelle zugrunde liegen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9366: Heute im Bundestag Nr. 056 - 14.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 56

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 14. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. FDP fordert Verantwortungsgemeinschaft

2. Reform des Sorge- und Umgangsrechts

3. Einflussnahme von Interessenvertretern

4. Einfluss auf Verpackungsgesetz-Änderung

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

6. Gewalt gegen Frauen in Partnerschaften



1. FDP fordert Verantwortungsgemeinschaft

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Vor dem Hintergrund der zunehmenden Vielfalt der
Lebensformen und Lebensentwürfe soll der Bundestag nach dem Willen der
FDP-Fraktion die Bundesregierung auffordern, selbstbestimmte
Lebensentwürfe zu stärken. Menschen, die außerhalb einer Ehe oder von
Verwandtschaft Verantwortung füreinander übernehmen wollen, sollen
besser anerkannt und gefördert werden, heißt es in einem Antrag der
Fraktion (19/16454). Dazu soll neben der Ehe das Modell der
Verantwortungsgemeinschaft im Bürgerlichen Gesetzbuch gesetzlich
verankert werden.

Wie es in dem Antrag unter anderem heißt, soll eine
Verantwortungsgemeinschaft durch mindestens zwei oder mehrere
volljährige Personen, die nicht miteinander verheiratet, verpartnert
oder in gerader Linie verwandt sind, möglichst unbürokratisch
geschlossen werden können. Grundvoraussetzung der
Verantwortungsgemeinschaft sei ein tatsächliches persönliches
Näheverhältnis. Ein Zusammenleben sei hingegen nicht erforderlich.

 * 

2. Reform des Sorge- und Umgangsrechts

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Thesen einer im April 2018 im
Bundesjustizministerium eingesetzten Arbeitsgruppe zum Sorge- und
Umgangsrecht werden derzeit von der zuständigen Fachabteilung des
Ministeriums geprüft und bewertet. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/16184) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15663). Der Meinungsbildungsprozess in der Bundesregierung sei
dementsprechend noch nicht abgeschlossen. Genaue zeitliche und
inhaltliche Planungen bezüglich eines Referentenentwurfs stünden daher
noch nicht fest. Die Fragesteller wollten unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung beabsichtigt, die Ergebnisse der Arbeitsgruppe ganz
oder teilweise umzusetzen. Zudem fragten die Abgeordneten nach der
Haltung der Bundesregierung zu den in dem Papier aufgestellten Thesen.

 * 

3. Einflussnahme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Eine weitere Kleine Anfrage zur Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Inhalt von Gesetzentwürfen der
Bundesregierung hat die Fraktion Die Linke vorgelegt (19/16355). Darin
wollen die Fragesteller unter anderem wissen, welche Stellungnahmen
oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Entwurfs eines
Gesetzes zur Verlängerung und Verbesserung der Regelungen über die
zulässige Miethöhe bei Mietbeginn (Bundesratsdrucksache 519/19) bei
der Bundesregierung eingegangen sind. Zudem fragen sie nach den
Kriterien der Beteiligung Dritter, nach von diesen möglicherweise
erstellten Gutachten, nach von Dritten übernommenen
Regelungsvorschlägen sowie nach dienstlichen Kontakten von Mitgliedern
und/oder Vertretern der Bundesregierung mit externen Dritten.

 * 

4. Einfluss auf Verpackungsgesetz-Änderung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach der Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des
Verpackungsgesetzes erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/16373). Darin wollen die Abgeordneten erfahren,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben diesbezüglich bei der
Bundesregierung eingegangen sind. Auch fragt die Fraktion, nach
welchen Kriterien Umfang und Auswahl der Beteiligung von Zentral- und
Gesamtverbänden, Fachkreisen, Unternehmen, Organisationen sowie
Institutionen für die Verbändeanhörung bestimmt wurden.

 * 

5. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Entwurf für das GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz der
Bundesregierung ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/16361) der
Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

6. Gewalt gegen Frauen in Partnerschaften

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Gewalt gegen Frauen in Familie und Partnerschaft
und die polizeiliche Erfassung entsprechender Straftaten" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16340). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob es "eine
Bewertung der Bundesregierung bezüglich der Tatsache" gibt, dass gemäß
der Polizeilichen Kriminalstatistik 2018 von 126 weiblichen Opfern
eines vollendeten Totschlags "92 mit dem polizeilich ermittelten
Tatverdächtigen durch eine Ehe, Partnerschaft oder die Familie
verbunden waren", von 207 weiblichen Opfern eines vollendeten Mordes
94 und von 21 weiblichen Opfern einer vollendeten Körperverletzung mit
Todesfolge zwölf. Auch will sie unter anderem wissen, inwiefern
"dieser Befund in den letzten fünf Jahren Anlass zu innenpolitischen
Maßnahmen der Bundesregierung gewesen" ist.

 * 
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AGRAR/082: Nationalen Bioökonomiestrategie muss nachgebessert werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2020

BRANDENBURG: Nationalen Bioökonomiestrategie muss nachgebessert
werden



Zum Kabinettsbeschluss der Nationalen Bioökonomiestrategie erklärt
der technologiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Mario
Brandenburg:

"Der Nationalen Bioökonomiestrategie fehlt es an einem positiven
Bekenntnis zu den Chancen der Gentechnik und klar definierten und
evaluierbaren Zielen. Dadurch versäumt die Bundesregierung, klar zu
benennen, woran sie den Erfolg der Strategie messen will. Die
FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf, die
Bioökonomiestrategie dahingehend nachzubessern und offen über die
Fortschritte zu kommunizieren. Außerdem ist eine Modernisierung und
Entbürokratisierung der Gesetzesgrundlagen für die Bioökonomie
überfällig. Denn beispielsweise die Freisetzungsrichtlinie und das
deutsche Gentechnikgesetz sind annähernd 20 Jahre alt und bilden
nicht mehr den Stand der Forschung und die gesellschaftliche
Entwicklung ab. Sie müssen an neue Züchtungsmethoden angepasst
werden, um die Chancen der Bioökonomie für unser Land nutzen zu
können. Einen entsprechenden Antrag hat die FDP-Fraktion bereits in
den Deutschen Bundestag eingebracht."

 * 
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FINANZEN/2257: Die arbeitende Mitte muss mehr Netto vom Brutto haben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Januar 2020

LINDNER-Statement: Die arbeitende Mitte muss mehr Netto vom Brutto
haben



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Ich will beginnen mit dem Iran. Das wichtigste Ziel in der
augenblicklichen Lage ist Deeskalation durch Diplomatie. Es gibt ein
Fenster der Gelegenheit durch die zurückhaltende Reaktion der
Vereinigten Staaten auf die Vergeltungsschläge Teherans. Diese nur
kurzfristige Entspannung muss als Chance genutzt werden, um eine
größere militärische Auseinandersetzung zwischen den Vereinigten
Staaten und dem Iran auszuschließen. Wir fordern deshalb die Frau
Bundeskanzlerin und auch den Bundesaußenminister auf, die
Zuschauerrolle endgültig zu verlassen. Nur diplomatische Aktivitäten
vorzuspiegeln durch schöne Bilder reicht nicht. Und es reicht auch
nicht, dass die Frau Bundeskanzlerin lediglich nach Moskau fährt. Die
Bundeskanzlerin sollte vielmehr auch den engen Dialog in der
Europäischen Union und in der NATO suchen und insbesondere
schnellstmöglich nach Washington reisen. Man kann eine solche
Eskalation nur durch Dialog verhindern und diesen Dialog sollte sie
nicht nur nach Osten Richtung Russland führen, sondern sie muss den
Dialog auch nach Westen Richtung unserer traditionellen Partner und
Verbündeten, der Vereinigten Staaten suchen. Für uns hat die
Sicherheit der Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr höchste
Priorität. Und gleichzeitig treten wir für eine Fortsetzung der
Ausbildungsmission der irakischen Sicherheitskräfte ein. [...]
Deshalb sind wir dafür, dass auch das Mandat der Bundeswehr für die
NATO-Aufklärungsflüge in Syrien und Irak verlängert wird. [...]

Es vergeht kein Tag, an dem von der neuen SPD-Spitze nicht neue
Steuern vorgeschlagen werden oder Steuererhöhungen gefordert werden.
Das steht in einem scharfen Kontrast zur tatsächlichen Finanzlage des
Staates. Der sozialdemokratische Finanzminister hat das gestern noch
einmal dargelegt. Der Bund hat einen Überschuss von 19 Milliarden
Euro insgesamt erzielt. Und zum gleichen Zeitpunkt sagt die neue
SPD-Chefin Frau Esken, Steuersenkungen zum jetzigen Zeitpunkt seien
geradezu gefährlich. Wir sagen: Es ist gefährlich, nicht auch auf
Steuerentlastung zu setzen. Denn unserem Land droht unverändert ein
Wirtschaftsabsturz, wir laufen Gefahr, dass unsere Wirtschaft nicht
mehr wettbewerbsfähig ist. In den vergangenen zehn Jahren ging es
immer nur um die Einnahmesituation des Staates. Die Interessen der
arbeitenden Mitte des Landes haben überhaupt gar keine Rolle mehr
gespielt. Vom Sparerfreibetrag über den Arbeitnehmer-Pauschbetrag,
der Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten, die kalte Progression
bis hin zum Solidaritätszuschlag gibt es enormen Handlungsbedarf in
unserem Steuersystem. Durch Untätigkeit, durch fahrlässige
Untätigkeit über ein ganzes Jahrzehnt sind wir Zeugen fortwährender
heimlicher Steuererhöhungen geworden. [...] Wir fordern deshalb eine
breitflächige Steuerentlastung nicht nur bei den Tarifen und beim
Soli, sondern auch die vielen, über Jahre nicht angetasteten
Pauschalen wie der genannte Sparerfreibetrag, die müssen endlich
aktualisiert werden. Preise, Einkommen haben sich verändert, also
muss es jetzt auch eine Anpassung bei diesen Pauschalen im
Steuerrecht geben. Unser Ziel ist, dass die arbeitende Mitte im Land
wirklich mehr Netto vom Brutto hat. [...]

[...] Das Verhältnis gegenwärtig zwischen Regierung, aber vielleicht
auch zwischen Politik und Öffentlichkeit einerseits und der
Landwirtschaft andererseits ist verfahren. Und deshalb muss es einen
ergebnisoffenen Dialog geben. Diesen Dialog fordern wir in einer
Initiative, die wir in dieser Woche ins Plenum des Deutschen
Bundestages einbringen. [...] Die Landwirtinnen und Landwirte leben
von ihrem Grund und Boden. Sie haben also ein natürliches
Eigeninteresse an einer intakten Natur und deshalb brauchen sie
endlich auch wieder verlässliche, faire Rahmenbedingungen.
Rahmenbedingungen, die im europäischen Wettbewerb funktionieren und
die auch naturwissenschaftliche Erkenntnisse aufnehmen. Viel zu oft
wird Landwirtschaftspolitik bei uns stimmungsgetrieben gemacht. Auch
die Unionsparteien haben sich von Stimmungen treiben lassen. Das
zeigen die Proteste der vergangenen Wochen und Monate. Wir wollen
deshalb ganz konkret die Beschlüsse zum Agrarpaket und zur
Düngeverordnung aussetzen, bis gemeinsame Lösungen mit der
Landwirtschaft gefunden worden sind. [...]

Lassen Sie mich zuletzt noch sprechen über den Kohleausstieg, der
morgen im Bundeskabinett ein Thema ist. Aus unserer Sicht wird hier
das Teure mit dem Unwirksamen verknüpft. Wir steigen aus Technologien
aus, ohne dass der Ausbau von energetischen Alternativen bereits
genug vorangetrieben worden ist. Uns fehlen die Netze und uns fehlt
auch der Ersatz. Bis zum Jahr 2030 wird Deutschland mehr Strom
verbrauchen als heute. [...] Deshalb möchten wir zu einem Umdenken
aufrufen. Wir schlagen vor, dass wir uns an der Europäischen Union
orientieren. Dort gibt es die Ankündigung, ab 2021 auf einen
CO2-Marktmechanismus zu setzen. Der Markt, der am effizientesten mit
knappen Ressourcen umgeht, soll in den Dienst des Klimaschutzes
gestellt werden. In den vergangenen Jahren hat sich dieses Instrument
in der Energie- und Klimapolitik bereits bewährt, wie auch
unverdächtige Think Tanks dieser Tage in wissenschaftlichen Studien
dargelegt haben. Dennoch beschreitet unser Land jetzt einen Sonderweg
mit einem planwirtschaftlichen Kohleausstieg, obwohl über ein
marktwirtschaftliches Instrument es ist viel günstiger möglich wäre.
Es ist bezeichnend, dass Klimaforscher wie Herr Edenhofer den
Kohlekompromiss der Regierung kritisiert haben, während die
Energiebranche, insbesondere auch die Betreiber von Kohlekraftwerken,
sich zufrieden zeigen mit dem Kohlekompromiss. Da stimmt ja was
nicht, wenn Klimaforscher kritisch und die Betreiber der Kraftwerke
zufrieden sind. [...]"

 * 
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UMWELT/934: Große Koalition muss sich um wirkliche Baustellen beim Klimaschutz kümmern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2020

KÖHLER: Große Koalition muss sich um wirkliche Baustellen beim
Klimaschutz kümmern



Zum Kohlegipfel erklärt der klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Dr. Lukas Köhler:

"Der Kohleausstieg ist durch den marktwirtschaftlichen
EU-Emissionshandel längst in vollem Gange. Die durch den CO2-Preis
deutlich gesunkenen Emissionen zeigen, dass planwirtschaftliche
Eingriffe unnötig oder sogar kontraproduktiv sind. Das sture
Festhalten von Union, SPD und Grünen an den unverbindlichen
Vorschlägen der Kohlekommission ist nichts weiter als ein
Milliardengeschenk für die Kraftwerksbetreiber auf Kosten der
Steuerzahler. Statt viel Geld für sinnlose Symbolpolitik auszugeben,
sollte sich die Große Koalition endlich um die wirklichen Baustellen
beim Klimaschutz kümmern. Auf die steigenden Emissionen im Verkehr
haben Union und SPD bislang noch keine überzeugende Antwort. Mit
einer wirkungslosen und wahrscheinlich verfassungswidrigen CO2-Steuer
ist weiterhin keine Besserung in Sicht. Die FDP-Fraktion fordert
stattdessen die Ausweitung des erfolgreichen EU-Emissionshandels auf
alle Verursacher von Treibhausgasen. Denn nur durch ein jährlich
sinkendes CO2-Limit im Emissionshandel werden alle Klimaziele
garantiert erreicht."

 * 
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WIRTSCHAFT/3095: Wirtschaft mit Entlastungen wieder auf Wachstumskurs bringen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2020

HOUBEN: Wirtschaft mit Entlastungen wieder auf Wachstumskurs
bringen 



Zum Bruttoinlandsprodukt erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die Große Koalition hat zugelassen, dass das Wachstum nach mehr als
einer ganzen Dekade endet. Das zeigen die Zahlen des Statistischen
Bundesamtes. Niedrige Arbeitslosigkeit, hohe Steuereinnahmen und der
private Konsum täuschen darüber hinweg, dass unser Wohlstand auf
tönernen Füßen steht und Deutschland nur knapp an einer Rezession
vorbeigeschrammt ist. Die Bundesregierung hat bisher von der Substanz
gelebt und muss endlich aufwachen. Wir brauchen mehr Tempo für
Deutschland. Deshalb sind substanzielle Entlastungen für Bürger und
Unternehmen das Gebot der Stunde. Neben der vollständigen Abschaffung
des Soli und einem Bürokratieentlastungsgesetz IV brauchen wir eine
umfassende Reform der Einkommens- und Unternehmenssteuer.
Steuersenkungen sind nicht etwa gefährlich, sondern die
Voraussetzung, um die Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs zu
bringen."

 * 
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HAMBURG/5005: Unkontrollierbarer Geheimdienst gefährdet die Verfassung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Januar 2020

Unkontrollierbarer Geheimdienst gefährdet die Verfassung



Die Hamburgische Bürgerschaft entscheidet heute Abend über ein Gesetz,
das den so genannten Verfassungsschutz mit erheblichen neuen
Befugnissen ausstattet. DIE LINKE wird mit Nein stimmen. "Der
Gesetzentwurf bedeutet einen großen Machtzuwachs für einen
Geheimdienst, der nicht kontrollierbar ist", erklärt dazu die
innenpolitische Sprecherin der Fraktion, Christiane Schneider.
Insbesondere an die Grünen gerichtet fragt sie: "Wollen Sie wirklich
durch den Ausbau geheimer, unkontrollierbarer, aber folgenreicher
staatlicher Tätigkeit das im Grundgesetz angelegte Prinzip einer
offenen Gesellschaft untergraben? Wir wollen das nicht!"

So bleibt im von SPD und Grünen vorgelegten Entwurf das
V-Leute-System, also Werbung und Einsatz von Spitzeln, zentral - trotz
der Erfahrungen aus dem NSU-Komplex. Auch soll der Inlandsgeheimdienst
mit der so genannten Quellen-TKÜ laufende verschlüsselte Kommunikation
überwachen - mit einer Technik, die mehr kann, als sie rechtlich darf
und damit Eingriffe in die Privatsphäre in unüberprüfbarem Umfang
ermöglicht. Künftig nimmt er bereits 12-Jährige in den Blick und seine
Datenbanken, aus "Gründen des Kindeswohls" wird sogar die Überwachung
von Kindern jeden Alters legal. Und für das LfV soll es leichter
werden, Daten an andere staatliche Stellen weiterzugeben - und an
nichtstaatliche Stellen wie Sportvereine.

"Der Geheimdienst allein entscheidet nach undurchschaubaren Kriterien,
ob jemand als verfassungsfeindlich gilt. Er hat es in der Hand,
Personen, auch Jugendliche, auch Kinder zu stigmatisieren", so
Schneider. "Damit kein Zweifel aufkommt: DIE LINKE will einen starken
Verfassungsschutz. Selbstverständlich! Der vitalste Verfassungsschutz
ist die lebendige, wachsame Zivilgesellschaft. An Stelle einer
nachrichtendienstlichen Behörde wollen wir eine Informations- und
Dokumentationsstelle für Menschenrechte, Grundrechte und Demokratie,
die die Zivilgesellschaft unterstützt."

 * 
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HAMBURG/5004: Autofreie City und Verkehrswende - Druck der Bürger_innen wirkt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Januar 2020

Autofreie City und Verkehrswende: Druck der Bürger_innen wirkt



Heute ist die Volksinitiative "Klimawende jetzt - Autos raus aus der
Hamburger Innenstadt" gestartet. Innerhalb des Rings 1 bis hin zum
Hafenrand soll der motorisierte Individualverkehr so weit wie möglich
reduziert werden, ÖPNV, Taxis, Ver- und Entsorgung sowie Menschen mit
körperlichen Behinderungen sollen dort weiter fahren dürfen. "Reden
oder handeln? Angesichts der Klimakrise kann die Antwort nur lauten:
handeln! Deshalb begrüßt DIE LINKE die neue Volksinitiative, die die
zögerliche Mehrheitspolitik zum Handeln bringen wird", freute sich in
der Aktuellen Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft die
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Heike Sudmann.
"Noch nie war die Chance auf eine echte Verkehrswende so groß wie
heute. Die Bereitschaft zum Wechsel vom Auto auf umweltfreundliche
Verkehrsmittel wächst kontinuierlich. Nun muss die Politik endlich die
nötigen Rahmenbedingungen schaffen. DIE LINKE wird weiter für
autofreie Bereiche, mehr Radstreifen und die Stadtbahn streiten."

Die Innenstadt mit ihrem gutem ÖPNV-Angebot biete sich absolut an für
einen Verzicht auf das Auto, so Sudmann: "Dass sich in den Umfragen
der letzten Wochen 61 bis 67 Prozent für eine autofreie Innenstadt
ausgesprochen haben zeigt, dass die Bürger_innen viel aufgeschlossener
für eine Verkehrswende sind als die Mehrheit in der Bürgerschaft."

 * 
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HAMBURG/5003: Bezirke am Ende - Schluss mit der Unterfinanzierung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Januar 2020

Bezirke am Ende: Schluss mit der Unterfinanzierung!



Die Bezirke sind in Hamburg drastisch unterfinanziert. Rechnet man
gestiegene Ausgaben durch Tarifsteigerungen mit ein, fehlen ihnen
nächstes Jahr pro Einwohner_in 61 Euro. Mit einem Antrag
(Drs. 21/19477) fordert DIE LINKE darum heute in der Hamburgischen
Bürgerschaft eine Aufstockung der Mittel. "In vielen Bereichen spüren
die Hamburger_innen die kräftige Unterfinanzierung der Bezirke",
erklärt Norbert Hackbusch, haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion.
"Elterngeld und Unterhaltsvorschüsse werden nicht rechtzeitig
bearbeitet, Wohngeldanträge zu spät bearbeitet, die
Wohnraumüberwachung findet kaum noch statt, Bauprüfabteilungen sind
völlig überfordert. Und die Aussichten sind alarmierend."

So standen den Bezirken 2011 pro Einwohner_in 221 Euro zur Verfügung.
2021 werden es nur noch 218 Euro sein. Rechnet man die gestiegenen
Gehälter im öffentlichen Dienst mit ein, müssten es aber 279 Euro
sein. Um zumindest das bisherige Niveau zu halten, beantragt DIE
LINKE, die Bezirke mit zusätzlichen 116 Millionen Euro auszustatten.
"Als Gegenfinanzierung könnten wir die Grunderwerbsteuer anheben", so
Hackbusch. "Die Mehreinnahmen über eine Erhöhung der Steuer auf die
Höhe von Schleswig-Holstein würden den Finanzierungbedarf der
Bezirksämter übersteigen. Familien, die Wohnraum für den Eigenbedarf
kaufen, könnten daher von der erhöhten Steuer entlastet werden."

Bereits 2011 hatten den Bezirken zu wenig Mittel zur Verfügung
gestanden. Ein gemeinsames "Armutspapier" der Bezirksämter forderte
damals 600 zusätzliche Stellen. "Die SPD war 2011 mit der Forderung
angetreten, die Unterfinanzierung der Bezirke zu beenden", erinnert
Hackbusch. "Die Zahlen zeigen, dass sie ihre Hausaufgaben nicht
gemacht haben. Die Finanzbehörde senkt lieber die Schulden als die
Bezirke zu stärken. Das zeigt: SPD und Grüne wollen diese
Kürzungspolitik auf Kosten der Bürger_innen auch in den nächsten
Jahren fortsetzen."

 * 
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AGRAR/289: Nationale Bioökonomiestrategie - Viele wichtige Punkte, aber noch Luft nach oben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Nationale Bioökonomiestrategie : Viele wichtige Punkte - aber noch Luft nach oben



René Röspel, zuständiger Berichterstatter:

Das Bundeskabinett hat heute mit langer Verzögerung die
ressortübergreifende Nationale Bioökonomiestrategie beschlossen. Sie
enthält viele wichtige Ansatzpunkte, bleibt aber insgesamt zu ungenau.
Hier müssen die CDU-geführten Ministerien für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) sowie Bildung und Forschung (BMBF) schnell
nachlegen und die Strategie mit Leben füllen. Insbesondere bei der
gesellschaftlichen Beteiligung besteht Handlungsbedarf. Die Fehler aus
dem bisherigen Dialogprozess dürfen sich nicht wiederholen.

"Die Bioökonomie ist ein auf nachwachsenden Rohstoffen basiertes
Wirtschaftssystem, das biologische Ressourcen wie Pflanzen, Tiere und
Mikroorganismen nutzt. Damit unterscheidet es sich grundlegend von der
derzeitigen, überwiegend auf fossilen Rohstoffen und Ausbeutung der
Natur basierenden Wirtschaftsweise und kann einen wichtigen Beitrag
für den Umwelt- und Klimaschutz leisten. Die Bioökonomiestrategie
nimmt viele wichtige Punkte in den Blick, um vorhandene Potenziale
nutzbar zu machen. Nicht nur die Handlungsfelder zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen, sondern auch der Fokus auf die Forschungsförderung
werden dazu beitragen, einer nachhaltigen, kreislauforientierten
Wirtschaft einen großen Schritt näher zu kommen.

Dass die Bioökonomiestrategie an vielen Stellen noch mit Leben gefüllt
werden muss, zeigt sich besonders bei den übergreifenden Instrumenten
wie der föderalen und internationalen Zusammenarbeit oder der
gesellschaftlichen Beteiligung am Prozess. Letzteres darf keine leere
Phrase sein. Für die SPD-Bundestagsfraktion ist wichtig, die Kritik
der zivilgesellschaftlichen Organisationen an dem bisher
unzureichenden Dialogprozess aufzunehmen und sie stärker zu
beteiligen. Das Wissenschaftsjahr 2020 - Bioökonomie ist hierfür ein
guter Beginn."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/952: Gesundes Essen in Krankenhäusern - wie auch Schulen und KiTas


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Gesundes Essen in Krankenhäusern - wie auch Schulen und KiTas



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Veraltete Küchen, Investitionsstau und der Trend zu Großküchen, die
mehrere Standorte versorgen - das trägt nicht dazu bei, dass Patienten
das Essen in Krankenhäusern erhalten, das notwendig wäre, um die
individuelle Genesung zu unterstützen. Das zeigt eine aktuelle Studie
des Deutschen Krankenhausinstituts.

"Die SPD-Bundestagsfraktion appelliert an die Träger von
Gemeinschaftseinrichtungen die Standards der Deutschen Gesellschaft
für Ernährung (DGE) endlich verbindlich umzusetzen. Schließlich
unterstützen diese Qualitätsstandards Entscheider in Krankenhäusern,
Kitas und Schulen bei der Lebensmittelauswahl und der Gestaltung der
Speisepläne. Ihre Umsetzung wäre eine sinnvolle Ergänzung der im
vergangenen Jahr gestarteten Strategie zur Reduzierung von Zucker,
Salz und Fetten.

Eine verpflichtende Umsetzung der Qualitätsstandards kann nur ein
erster Schritt sein. Notwendig wäre ein umfassendes
Infrastrukturprogramm, das die einzelnen Einrichtungen in die Lage
versetzt ein gesundes und ausgewogenes Essen anzubieten. Dazu gehören
auch moderne Küchen und passgenaue Versorgungskonzepte."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/731: Verbrennung von Flaggen ausländischer Staaten unter Strafe stellen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Verbrennung von Flaggen ausländischer Staaten unter Strafe stellen



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Der Deutsche Bundestag diskutiert am Mittwoch einen Vorschlag der
Bundesregierung, durch welchen künftig die Verbrennung von Flaggen
ausländischer Staaten und auch der EU-Flagge unter Strafe gestellt
werden soll.

"Es ist unerträglich, wenn in Deutschland Flaggen von Staaten
verbrannt werden. Das gilt insbesondere im Fall der israelischen
Flagge. Vor dem Hintergrund der schrecklichen nationalsozialistischen
Verbrechen dürfen wir nicht tatenlos dabei zusehen, wenn in
Deutschland öffentlich israelische Flaggen oder jüdische Symbole
zerstört oder beschädigt werden. Auch in anderen Staaten würde das
Ansehen Deutschlands Schaden nehmen, wenn wir es zuließen, dass
Flaggen verbrannt werden. Deshalb soll das öffentliche Verbrennen von
Flaggen ausländischer Staaten unter Strafe gestellt werden.

Im gleichen Gesetzesentwurf wollen wir die im Fall des
Böhmermann-Gedichtes relevante Ermächtigung der Bundesregierung zur
Durchführung von Strafverfahren aufgrund von Anzeigen ausländischer
Staatsorgane beseitigen. Die Justiz- und Strafverfolgungsbehörden in
Deutschland haben ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein und
Erfahrung, um die Frage der Einleitung eines Strafverfahrens
beurteilen zu können. Dazu bedarf es nicht der Ermächtigung der
Bundesregierung. Diese Voraussetzung soll deshalb gestrichen werden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/011: Data Science - "Genau die Spezialisten ausbilden, die wir brauchen" (idw)


Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz -
14.01.2020

Data Science: "Genau die Spezialisten ausbilden, die wir brauchen"



Data Scientists sind händeringend gesucht - das zeigt ein Blick in die
Jobportale. Gebraucht werden sie in Wirtschaft und Wissenschaft überall
dort, wo große Datenmengen erhoben, verarbeitet, aufbereitet und
analysiert werden. Welche Fertigkeiten dazu an Hochschulen und
Universitäten, aber auch über Weiterbildungsangebote vermittelt werden
sollten, hat die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) unter Mitarbeit der
Plattform Lernende Systeme analysiert. Warum dabei von ganz
unterschiedlichen Zielgruppen auszugehen ist, erläutert Mit-Autor Ulf
Brefeld, Professor für Maschinelles Lernen an der Leuphana Universität
Lüneburg und Mitglied der Plattform Lernende Systeme.

Herr Brefeld, Data Scientist gilt manchen als der attraktivste Beruf des
21. Jahrhunderts. Warum?

Ulf Brefeld: Wir generieren täglich eine unvorstellbar große Menge
an neuen Daten - angefangen von Satellitenbildern, die zur Erde gefunkt
werden, bis hin zu Urlaubsfotos, die wir auf einer Social Media-Plattform
hochladen. Die Möglichkeit aus (heterogenen) Daten Mehrwerte zu schaffen,
ist riesig: Straßenkarten haben sich z.B. durch die Aggregation von
weiteren Datenquellen zu Navigationssystemen und Restaurantführern
weiterentwickelt. Diese Entwicklung aktiv mitzugestalten und eigene Ideen
zu verwirklichen, ist sehr attraktiv.

Welche Inhalte müssen an Hochschulen zur Ausbildung von Data Scientists
für Industrie und Forschung vermittelt werden?

Ulf Brefeld: Grundlage eines Data Scientists sind solide Kenntnisse
in Mathematik, Statistik und Informatik. Darauf bauen dann weiterführende
Themen wie Datenbanken, Künstliche Intelligenz und Maschinelles Lernen
auf. Die richtige Mischung dieser Komponenten hängt von der fachlichen
Ausrichtung der Studierenden ab. So bringen etwa Studierende von
Kulturwissenschaften oder Ingenieurswissenschaften unterschiedliche
Voraussetzungen in ein aufbauendes Data Science-Studium mit - und werden
nach ihrem Studium auch an sehr unterschiedlichen Fragestellungen und mit
verschiedenen Datentypen arbeiten. Diese Differenzierungen sollten in
einem Data Science-Studium berücksichtigt werden, damit wir genau die
Spezialisten ausbilden, die wir benötigen. In einem Arbeitspapier, das die
Plattform Lernende Systeme zusammen mit der Gesellschaft für Informatik
erstellt hat, definieren wir verschiedene Personas, die stellvertretend
für die unterschiedlichen Voraussetzungen und Aspekte in der akademischen
Ausbildung stehen.

Wie lässt sich Data Science in die Weiterbildung integrieren?

Ulf Brefeld: Der aktuelle Bedarf an Data Scientists kann nicht alleine
durch die Hochschulausbildung gedeckt werden. Wichtig sind insbesondere
dedizierte Weiterbildungsprogramme, damit sich Beschäftigte in Unternehmen
sowie Arbeitssuchende entsprechend weiterqualifizieren können. Sie haben
ein anderes Profil als Studierende: Durch eine Tätigkeit in der Praxis
sind vielleicht die theoretischen Grundlagen etwas verloren gegangen und
beispielsweise durch langjährige Expertise in praktischer
Softwareentwicklung ersetzt worden. Auch darauf gehen wir in unserem
Arbeitspapier ein und definieren passende Inhalte für eine erfolgreiche
Weiterbildung von Beschäftigten zu Data Scientists.


Originalpublikation:

https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/GI_Arbeitspapier_Data-Science_2019-12_01.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.plattform-lernende-systeme.de

Website der Plattform Lernende Systeme

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment78996

Arbeitspapier "Data Science: Lern- und Ausbildungsinhalte"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz, 14.01.2020
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GEWERKSCHAFT/341: Bundesweite Aktionen für mehr unbefristete Beschäftigung an Hochschulen (verd.i)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Januar 2020

Frist ist Frust: Bundesweite Aktionen für mehr unbefristete
Beschäftigung an Hochschulen



Berlin - Rund um den 15. Januar 2020 starten lokale Gruppen des Bündnisses
"Frist ist Frust" bundesweit Aktionen. Das Bündnis, bestehend aus der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) sowie dem Netzwerk für Gute Arbeit
in der Wissenschaft (NGAWiss), fordert mehr unbefristete
Beschäftigung an den Hochschulen. Aktionen finden in Berlin,
Darmstadt, Frankfurt am Main, Gießen, Göttingen, Hamburg, Kassel,
Potsdam und an vielen weiteren Orten statt (siehe Details unter:
www.frististfrust.net).

Anlass ist, dass die Länder dem Bund am 15. Januar erste Entwürfe
einer sogenannten Verpflichtungserklärung vorlegen müssen. Darin
müssen sie unter anderem darlegen, wie mit den Milliarden, die im
Rahmen des zwischen Bund und Ländern geschlossenen "Zukunftsvertrags
Studium und Lehre stärken" ab 2021 an die Hochschulen fließen, mehr
dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse eingerichtet werden sollen. In
den kommenden Monaten werden diese Verpflichtungserklärungen zwischen
Bund und Ländern hinter verschlossenen Türen ausgehandelt.

Sylvia Bühler, im ver.di-Bundesvorstand zuständig für Bildung,
Wissenschaft und Forschung, fordert: "Alle Stellen, die künftig aus
den Zukunftsvertragsmitteln an den Hochschulen eingerichtet werden,
müssen Dauerstellen sein. Die unsäglichen Auswüchse von befristeten
Arbeitsverträgen müssen unverzüglich abgestellt werden. Es ist gut,
wenn sich immer mehr Beschäftigte gegen Befristungen auflehnen und
sich an unseren Aktionen beteiligen." ver.di erwarte eine
transparente Berichterstattung bei der Umsetzung und fordere die
Länder auf, ihre Entwürfe zu veröffentlichen.

Andreas Keller, stellvertretender GEW-Vorsitzender und für Hochschule
und Forschung verantwortliches Vorstandsmitglied, ergänzt: "Wir
brauchen Verbindlichkeit. Bund und Länder dürfen sich die
Verantwortung für mehr Dauerstellen nicht wie in einem
Schwarze-Peter-Spiel gegenseitig zuschieben. Die Länder müssen den
Auftrag des Zukunftsvertrags ernst nehmen und zusätzliche
Dauerstellen im Mittelbau schaffen. Der Bund muss seinen Einfluss
geltend machen und durchsetzen, dass die Selbstverpflichtungen keine
Luftnummern werden."

Um das sicherzustellen, wird die Kampagne "Frist ist Frust" nicht
aufhören, die Öffentlichkeit zu informieren und Druck auf die
Verantwortlichen zu machen. Florian Kappeler (NGAWiss): "Unser
Bündnis wird mindestens so lange weiterarbeiten, bis die finale
Fassung des Zukunftsvertrags im Sommer veröffentlicht wird. Dieser
Einstieg des Bundes in die dauerhafte Hochschulfinanzierung ist eine
große Chance für eine beschäftigungspolitische Wende. Sie darf nicht
verschenkt werden!"


Hintergrund: An den Hochschulen sind gegenwärtig 90 Prozent
des wissenschaftlichen Nachwuchses und 23 Prozent der Beschäftigten in
den wissenschaftsunterstützenden Tätigkeiten sowie in Technik und
Verwaltung befristet beschäftigt. Dieser Anteil ist um ein Vielfaches
höher als der bundesweite Durchschnitt von acht Prozent an allen
Erwerbstätigen. Das Bündnis "Frist ist Frust" wurde gegründet, um
sich dafür einzusetzen, dass die Mittel des Zukunftsvertrages
(zunächst 3,8 Milliarden Euro pro Jahr ab 2021) für eine
beschäftigungspolitische Wende eingesetzt werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.01.2020
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VERBAND/2382: Grüne Woche - Jetzt Agrar- und Ernährungswende einleiten (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

15. Januar 2020: Grüne Woche: Jetzt Agrar- und Ernährungswende
einleiten



Anlässlich der am 17. Januar beginnenden Grünen Woche fordert der
Bundesverband Menschen für Tierrechte eine Agrarwende weg von der
industriellen Tierhaltung, hin zu zukunftsfähigen Ernährungs- und
Landbaukonzepten. In Anbetracht der existentiellen Bedrohung durch die
Erderwärmung müsse die Bundesregierung die Landwirtschaft beim Klimaschutz
in die Pflicht nehmen. Eine aktuelle Studie zeigt auf, dass eine Agrarwende
über eine Kombination von Tierwohlabgabe und Steuerreform möglich wäre.

Anlässlich der weltgrößten Landwirtschaftsmesse werden am Wochenende wieder
Zehntausende gegen die aktuelle Agrarpolitik der Bundesregierung in Berlin
protestieren. Die Landwirtschaft steht wie kaum eine andere Branche in der
Kritik. Es ist nicht nur das skandalöse Tierleid in der industriellen
Massentierhaltung, das die Menschen empört, sondern auch die Bedeutung der
Landwirtschaft als Mitverursacher der Klimakrise. Rechnet man die Folgen
hinzu, trägt der Agrarsektor zu einem Drittel zur globalen Erwärmung bei.

Überfällig: Steuersatz für tierische Produkte erhöhen

Eine aktuelle Studie des Forums Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS)
zeigt auf, dass ein Umbau der schädlichen Agrarstrukturen über eine
Kombination von Tierwohlabgabe und Steuerreform möglich wäre (1). Diese
soll pflanzliche Produkte günstiger und gleichzeitig tierische Erzeugnisse
über eine Fleischsteuer verteuern. Die Agrarwissenschaftler, der im Auftrag
von Greenpeace erstellten Studie, sprechen sich zudem dafür aus, die
steuerliche Subvention von Fleisch- und Milchprodukten abzuschaffen.
Bislang gilt für diese der ermäßigte Mehrwertsteuersatz von sieben Prozent.
Darüber hinaus soll eine Tierwohlabgabe in Höhe von 50 Cent auf jedes
Kilogramm Fleisch erhoben und zielgerichtet an die Bauern fließen, die ihre
Betriebe entsprechend umbauen. Laut Greenpeace könnten diese Maßnahmen den
Ausstoß von Klimagasen aus der Landwirtschaft um rund 8,8 Millionen Tonnen
CO2 pro Jahr senken.

Nötig: Gesamtstrategie für eine Agrar- und Ernährungswende

Die Ergebnisse der Studie bestätigen die Forderungen des
Tierrechtsverbandes. Um die überfällige Agrar- und Ernährungswende
voranzubringen, fordert der Verband eine Gesamtstrategie. Der
Forderungskatalog umfasst 14 Einzelmaßnahmen. Dies sind unter anderem das
Ende der Mehrwertsteuerermäßigung für tierische Lebensmittel, die
Einführung einer Klima-Abgabe auf Fleisch, Milch und Eier sowie
Steuerbefreiungen für klimafreundliche Produkte. "Wer tierische Produkte
kauft, muss endlich auch die versteckten Kosten mittragen. Es kann nicht
sein, dass ein Wirtschaftszweig, der von furchtbarem Tierleid profitiert
und Umwelt und Klima gefährdet, immer noch gefördert wird, während die
dramatischen Folgen von der Gemeinschaft getragen werden", kritisiert
Christina Ledermann, Vorsitzende von Menschen für Tierrechte.

Wichtiger Hebel: Reform der EU-Agrar-Subventionen

Derzeit subventionieren mehr als 70 Prozent der EU-Direktzahlungen die
Produktion von Fleisch, Milch und Eiern (2). Deswegen ist eine weitere
Hauptforderung des Verbandes eine Reform der EU-Agrar-Subventionen
zugunsten von Tier-, Natur- und Klimaschutz. Weitere Forderungen umfassen
eine Reduzierung der Tierbestände, Anbauförderungen von Konsum-Leguminosen
sowie Umstellungs- und Ausstiegsförderungen für Betriebe, die auf die
Produktion pflanzlicher Eiweißträger umstellen wollen.

Die Zukunft der Ernährung ist pflanzlich

"Bis 2050 wird die Weltbevölkerung fast 10 Milliarden Menschen erreichen.
Gleichzeitig warnen Wissenschaftler, dass der "Kipp-Punkt", an dem der
Prozess der Erderhitzung völlig außer Kontrolle gerät, bald erreicht sein
könnte. Jetzt zeigt sich, dass eine pflanzenbasierte Ernährung nicht nur
eine Spinnerei ist. Die Zukunft der Ernährung ist pflanzlich, oder es gibt
keine Zukunft", appelliert Christina Ledermann.

Um die überfällige Agrar- und Ernährungswende voranzubringen, hat der
Bundesverband Menschen für Tierrechte eine Petition gestartet unter: 

www.change.org


Anmerkungen:

(1) Studie: Tierwohl fördern, Klima schützen

https://www.greenpeace.de/system/files/publications/s02691_es_gp_klimaschutz_tierwohl_studie_01_2020.pdf

(2) Studie: Subventionen für Billigfleisch abschaffen

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/20130530-fs-subventionen-fuer-billigfleisch-abschaffen.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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VERBAND/2381: Agrar und Ernährung - "Zeitenwende braucht aktive Regierung" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Agrar und Ernährung: "Zeitenwende braucht aktive Regierung?



Berlin - Anlässlich der Internationalen Grünen Woche stellt der
Bio-Dachverband Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) die Frage,
wie eine Zeitenwende hin zu enkeltauglicher Landwirtschaft und Ernährung
gelingt - mit Blick auf Arten- und Klimakrise, Bauern- und Bürgerproteste.

"Eine Zeitenwende braucht aktive Regierungspolitik", sagt BÖLW-Vorsitzender
Felix Prinz zu Löwenstein. "Während sich die Gesellschaft wieder stärker
politisiert, passiert in der Großen Koalition das Gegenteil. Zwar erkennt
die Bundesregierung Klimakrise oder Artensterben an und benennt auch die
richtigen Themen in der Landwirtschaft und Ernährung. Doch wo ist der Plan
für den Umbau der EU-Agrarpolitik, so dass die Steuer-Milliarden künftig
für Umwelt- und Klima- und Tierschutz investiert werden? Warum fehlen im
Klimaschutzgesetz die wirksamsten Maßnahmen für Landwirtschaft und
Ernährung? Warum konzentriert sich die Düngeverordnung auch nach 27 Jahren
nicht auf die Verursacher der Wasserverschmutzung?", fragt Löwenstein und
ergänzt: "Anstatt wirksame Regeln und einen straffen sowie verbindlichen
Zeitplan für den nachhaltigen Umbau aufzustellen, laviert die
Bundesregierung herum und schiebt ihre Verantwortung ab."

Alexander Gerber, BÖLW-Vorstand für Landwirtschaft, kommentiert die
aktuelle Zuspitzung im Sektor: "Einerseits verschärfen die Krisen bei
Klima, Biodiversität, Wasser und Bodenfruchtbarkeit sich dramatisch und
bedrohen auch die Landwirtschaft und ihre Grundlagen. Andererseits sind 
Bio-Bauern und auch viele konventionelle Kollegen bereits auf dem Weg zu einer
enkeltauglichen Landwirtschaft.

Wichtig ist jetzt, dass Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner und die
Kollegen in Bund, Ländern und der EU den Umbau der gesamten Landwirtschaft
ohne weiteren Verzug angehen." Denn je länger die drängenden Änderungen
hinausgeschoben würden, desto radikaler müssten die notwendigen Maßnahmen
sein. "Das führt zu schmerzhaften Brüchen, die wir uns nicht leisten
können. Es mussten schon viel zu viele Bauernhöfe ihre Tore für immer
schließen", erklärt Gerber und ergänzt: "Bio zeigt, wie die Landwirtschaft
künftig aussehen und wie Transformation ökologisch und ökonomisch gelingen
kann."

Ein Schlüssel zur erfolgreichen Transformation sei die EU-Agrarpolitik
(GAP), so der Landwirtschaftsvorstand und gibt zu bedenken. "Die GAP
bestimmt mit vielen Milliarden Euro, welche Landwirtschaft sich lohnt.
Statt 70 % Pauschalzahlungen nach Fläche müssen wir jetzt dringend 70 % der
gesamten EU-Fördermittel investieren, damit die Bäuerinnen und Bauern für
ihre Umwelt-, Klima- und Tierschutz-Leistungen honoriert werden können.
Denn nur so können sich die Betriebe mehr Leistungen leisten. Und nur so
erfährt die GAP Anerkennung durch die Bürgerinnen und Bürger."

Volker Krause, Inhaber der Bohlsener Mühle und BÖLW-Vorstand für
Verarbeitung, sagt: "Wir haben starke Transformatoren in Deutschland,
besonders in der Bio-Branche. Öko-Unternehmen entwickeln mit innovativen
Verfahren und Produkten neue Märkte für hochwertige und gesunde Rohstoffe
wie Einkorn oder Speisesoja, sind faire Partner für die Landwirte und
wichtige Arbeitgeber im ländlichen Raum."

Krause wünscht sich mehr Unterstützung vonseiten der Bundesregierung und
der Länder. "Wir erreichen heute schon viel, aber bei den Rahmenbedingungen
für Unternehmen vom Hof bis zum Bäcker, von der Mühle bis zum Bio-Laden ist
noch viel Luft nach oben. Zunächst einmal müssen die politisch
Verantwortlichen Subventionen, die Umwelt, Klima und nachhaltig
wirtschaftenden Betrieben schaden, stoppen.

Wichtig ist auch, bei Investitionen auf die richtigen Zielgruppen zu
fokussieren: Kleine und mittlere, dezentral aufgestellte Unternehmen sind
ökologische, ökonomische und auch soziale Impulsgeber für ihre Regionen.
Viele Förderprogramme sind aber auf große Industrieunternehmen
zugeschnitten. Ökologisches Engagement wird viel zu wenig in der
Wirtschaftsförderung unterstützt. Es ist genau wie in der Landwirtschaft:
Mit dem Großteil der Mittel werden Maßnahmen mit ökologisch nachteiliger
oder zumindest nicht vorteilhafter Wirkung gefördert und dann soll mit viel
zu kleinen ?Umwelt-Programmen? der angerichtete Schaden repariert werden.
Das kann nicht funktionieren!"

Elke Röder, BÖLW-Vorstand für Handel, betont: "Immer mehr Menschen
unterstützen den Umbau hin zu einer enkeltauglichen Lebensmittelwirtschaft
mit ihrem Bio-Einkauf. Teilweise stärken Bürgerinnen und Bürger Öko schon
seit Jahrzehnten. Auch Händler, die auf regionale Bio-Waren setzen,
unverpackt verkaufen und auskömmliche Preise zahlen, fördern die
Transformation. Um dieses Potenzial auszuschöpfen, braucht es eine
Regierung, die durch verlässliche Regelsetzung den Umbau konsequent
fördert. Wer den Einsatz von synthetischen Pflanzenschutzmitteln durch eine
Pestizidabgabe unattraktiver macht, der bringt die Verkaufspreise näher an
die ökologische Wahrheit. Wer für fair gelabelte Waren oder für 
Bio-Produkte den Mehrwertsteuersatz senkt, belohnt enkeltaugliche
Kaufentscheidungen. Und wer sich für eine wirksame Fleisch-Kennzeichnung
einsetzt, die sich am erfolgreichen Modell der Eierkennzeichnung
orientiert, schafft Transparenz und fördert Transformation."

BÖLW-Vorsitzender zu Löwenstein fordert abschließend: "Politische
Rahmenbedingungen entscheiden gerade in der Land- und
Lebensmittelwirtschaft maßgeblich darüber, wie geackert, gekennzeichnet
oder gehandelt wird, was in unser Brot kommt, was bei unseren Kindern auf
dem Kitateller landet und ob Höfe und Regionen aufblühen oder eingehen. Die
Bundesregierung und die Länder müssen dringend ihre Regierungsverantwortung
wahrnehmen."

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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KRIEG/1759: Defender 2020 - Kriegsspiele und Selbstgefährdung ... (SB)




Was wir jetzt nicht tun sollten, ist durch lautes Säbelrasseln
und Kriegsgeheul die Lage weiter anzuheizen. Wer glaubt, mit
symbolischen Panzerparaden an der Ostgrenze des Bündnisses mehr
Sicherheit zu schaffen, der irrt.

Frank-Walter Steinmeier zu einem Manöver in Polen im Jahr 2016 [1]

Inzwischen schreiben wir das Jahr 2020. Daß sich der unterdessen als
Bundespräsident reüssierte Steinmeier angesichts der anlaufenden
Großübung "Defender 2020" abermals zu einer derartigen Einlassung
durchringen könnte, ist nicht zu erwarten. Ein militärisch
zurückhaltendes Profil der Sozialdemokratie zu simulieren, fällt nicht
mehr unter sein Kerngeschäft, wobei auch sonst niemand in der
Führungsriege der SPD ernsthafte Probleme damit zu haben scheint, daß
Deutschland als logistische Drehscheibe eine Schlüsselfunktion bei der
Durchführung des riesigen Manövers wahrnimmt. Daß die Bundesrepublik
im Kriegsfall auch aus diesem Grund allererstes Angriffsziel wäre und
mit hohen Opferzahlen sowie schwersten Verwüstungen zu rechnen hätte,
liegt so sehr auf der Hand, daß die Sachwalter der bellizistischen
Doktrin nichts unversucht lassen, den Ball in der öffentlichen
Wahrnehmung flach zu halten.

In den kommenden Wochen und Monaten bewegen sich Konvois mit insgesamt
37.000 Soldatinnen und Soldaten, davon 20.000 aus den USA, mit
schwerem Gerät durch Europa Richtung Polen und Baltikum. Es werde die
größte Truppenverlegung aus den USA seit einem Vierteljahrhundert,
sagt die Bundeswehr. Was bekommt die Bevölkerung von dieser Übung mit?
"Wenn es gut läuft, nicht viel. Wir werden natürlich in der Presse, in
den Medien informieren. Schlimmstenfalls kommt es zu Staus, zu
Verkehrsbehinderungen. Das wollen wir minimieren, indem wir nachts
marschieren", so Generalleutnant Martin Schelleis. "Da wird kein
Lindwurm von hundert Fahrzeugen auf den Straßen unterwegs sein."
Geplant ist, daß Konvois nur zwischen 20 und 6 Uhr rollen, in der
Regel sollen nicht mehr als 20 Fahrzeuge zusammen unterwegs sein.
Schelleis informierte zusammen mit seinem US-Kollegen, Generalmajor
Andrew Rohling, in der Julius-Leber-Kaserne in Berlin über das
Großmanöver. Richtig sichtbar würden die Truppenbewegungen in
Deutschland ab Ende Februar. Es handelt sich um eine amerikanische
Übung zusammen mit 18 NATO-Partnerländern, wobei Rohling absurderweise
betonte, sie richte sich nicht gezielt gegen irgendein Land. Es gehe
vielmehr vor allem um einen Test strategischer Bereitschaft im Fall
der Reaktion auf eine Krise. [2]

Da aber offenkundig ist, gegen wen sich der Aufmarsch richtet, fühlte
sich Schelleis denn doch bemüßigt hinzuzufügen: "Russland hat gezeigt,
dass es willens ist, Grenzen in Europa mit militärischer Macht zu
verschieben - durch die Annexion der Krim. Und das hat viele
NATO-Mitglieder, insbesondere unsere östlichen Nachbarn, in
Alarmzustand versetzt." Daß auch die "östlichen Nachbarn" maßgeblich
daran beteiligt waren, die Expansion der NATO bis dicht an die
russische Grenze voranzutreiben, sollte wie immer in dieser
Kontroverse nicht unerwähnt bleiben. Davon abgesehen stuften Ende
vergangenen Jahres fast zwei Drittel der Deutschen das Verhältnis zu
den USA als "schlecht" oder "sehr schlecht" ein, was immerhin Anlaß
dazu geben könnte, sich den bevorstehenden amerikanischen Durchmarsch
nicht gefallen zu lassen. Das sieht Generalmajor Rohling aus
zweckdienlichen Gründen natürlich ganz anders, ja er hofft sogar auf
eine positive Reaktion der Bevölkerung, zumal die Übung schließlich
kein Alleingang sei, sondern gemeinsam mit vielen Partnerländern
stattfinde.

Was die Opposition im Bundestag betrifft, hält Rüdiger Lucassen, der
Verteidigungsexperte der AfD, das Manöver zwar grundsätzlich für
sinnvoll, da sich die NATO vorbereiten müsse: "Aber für uns in
Zentraleuropa ist es wichtig, gegenüber der Russischen Föderation
Transparenz zu zeigen. Das heißt, sie einzubinden." Für Tobias Lindner
von den Grünen wäre das Großmanöver dann ein Erfolg, wenn damit auf
eine dauerhafte Stationierung von mehr US-Soldaten in Deutschland und
Europa verzichtet werden könnte, was man ebenfalls nicht gerade als
dezidiert antimilitaristische Position ausweisen kann. Lediglich Die
Linke lehnt die Übung gänzlich ab und erklärt, sie sei ein
"gefährliches Säbelrasseln" in Richtung Rußland, es werde Krieg geübt.
Stattdessen brauche es einen neuen Anlauf für Abrüstung und
Rüstungskontrolle.

Angesichts derart umfangreicher Truppenbewegungen quer durchs Land
läge der Entschluß nahe, Protest dagegen zu organisieren und Blockaden
in Erwägung zu ziehen. Bundestagsabgeordnete der Linken haben die
Initiative "Stoppt Defender 2020" ins Leben gerufen, die im Netz
"Informationsfluss und Mobilisierung gegen diese umfassende
Kriegssimulation unterstützen" soll. In mindestens zwei Städten sind
noch im Januar Treffen des Netzwerks Friedenskooperative geplant,
unter anderem ist auch Attac mit im Boot. Gegner kritisieren vor
allem, daß Moskau provoziert wird, was weitere Eskalationen nach sich
ziehen könne, zumal Rußland am 8. Mai den 75. Jahrestag des Sieges im
Zweiten Weltkrieg feiert. Und nicht zuletzt wird der Klimaschutz als
Kritik gegen die Großübung angeführt.

Wie Schelleis versichert, werde man sehr transparent mit den
Verlegungen und den Transporten umgehen. In Kommunen soll die US Army
Infoveranstaltungen anbieten und von dort hätten ihn noch keine
negativen Reaktionen erreicht: "Ich bin positiv überrascht, dass es
als eine Stärkung der Ziele Deutschlands anerkannt wird, seinen
Verpflichtungen nachzukommen." [3] Die Übung werde aber "auch manche
auf den Plan rufen, die das ablehnen", zeigte sich der General
gewarnt. "Das ist ja auch das gute Recht, seine abweichende Meinung
bei uns zu äußern. Dafür stehen wir und dem dient letztendlich auch
diese Übung. Solange Protest im Rahmen des Rechtes passiert und
legitim stattfindet, haben wir überhaupt kein Problem damit."

Die Übung läuft noch im Januar an, wobei sich der Hauptverlegezeitraum
der US-Kräfte in Europa von Februar bis Mai erstreckt. Aus den USA
kommen 8.600 Radfahrzeuge und mehr als 1.100 Kettenfahrzeuge. Von
Mitte Mai an beginnt der Rücktransport, der im Juli abgeschlossen sein
soll. Für Verlegungen landen Maschinen an mehreren deutschen
Flughäfen, schweres Gerät wie Kampfpanzer, Schützenpanzer und
Haubitzen wird zumeist per Schiff angeliefert. Das Material wird teils
auf dem Wasserweg weitertransportiert, vor allem aber auf der Schiene
und in drei großen Achsen auf der Straße. Die Übung gab europaweit
Anlaß, Brücken kriegstauglich zu sanieren oder zu verstärken.
Wenngleich sich das Großmanöver auf Polen und das Baltikum
konzentriert, erstreckt es sich über zehn Länder. Innerhalb des großen
Szenarios gibt es weitere Übungsschauplätze in Deutschland. So werden
in Grafenwöhr in Bayern und in Bergen in der Lüneburger Heide Gefechte
geübt.

Nicht alles Material wird aus den USA nach Europa verschifft, setzt
doch die US-Armee auch 13.000 Fahrzeuge und Container ein, die sie in
ihren riesigen bewachten Lagerhäusern in Deutschland ständig
bereithält. Binnen 96 Stunden soll das Material komplett bei den
Kampfeinheiten sein. Eine Panzerbrigade der Nationalgarde bekommt für
die Übung die M1-Panzer sowie Paladin-Panzerhaubitzen aus europäischen
Lagerstandorten der US-Armee.

Teil von "Defender 2020" ist der Umgang mit Attacken im Cyberraum,
wofür neue Ausrüstung und sichere Kommunikation erprobt wird. Die
Übung ist zugleich ein Test für das neue "Joint Support and Enabling
Command" der NATO, das in Ulm aufgebaut wird. Seine Aufgabe ist es
sicherzustellen, daß Truppen und Militärgerät in einem Krisenfall
nationale Grenzen zügig überwinden, wobei es die Übergaben als ein
Logistikkommando koordiniert. Die Bundeswehr organisiert und sichert
die Transporte in Deutschland, sie schafft den Großteil der Quartiere
und der Versorgung für die durchziehenden Einheiten. 1.500 deutsche
Soldaten sind nur zur Unterstützung der Amerikaner im Einsatz, 1.200
weitere nehmen an Gefechtsübungen teil. Der kommandierende General der
US-Streitkräfte in Europa, Christopher G. Cavoli, sprach denn auch von
Unterstützung auf einem "sehr signifikanten Niveau". Das war
keineswegs übertrieben, wäre doch ohne diese oftmals unterschätzte
deutsche Logistik die Kriegsvorbereitung und Kriegsführung der NATO in
dieser Weltregion gravierend beeinträchtigt.

Schelleis bezeichnet das Großmanöver fast schon euphemistisch als eine
Herausforderung nicht nur für die Bundeswehr, sondern auch auch für
die Partner in den Behörden der Länder, den Landkreisen und bei der
Polizei. "Nicht zuletzt auch für die deutsche Bevölkerung." Eher nicht
anzunehmen und doch nie ganz auszuschließen wäre eine deutsche
Bevölkerung, die den Begriff "Herausforderung" in diesem Zusammenhang
im Sinne einer Zumutung auslegt, die sie sich nicht länger bieten
läßt. An Orten und Gelegenheiten, den Heerzug nach Osten nicht
gänzlich ungehindert durchmarschieren zu lassen, wird es in naher
Zukunft jedenfalls nicht mangeln.


Fußnoten:

[1] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/militaer-verteidigung/id_87114912/uebung-defender-europe-2020-gigantische-aktion-mit-20-000-soldaten.html

[2] www.tagesschau.de/ausland/defender-103.html

[3] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/militaer-verteidigung/id_87149410/militaer-uebung-defender-europe-was-hat-die-aktion-mit-russland-zu-tun-.html
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FRAGEN/053: Landbesetzung Violeta Parra in Chile - "Wir sind das Ergebnis staatlicher Verweigerung des Wohnrechts" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

"Wir sind das Ergebnis staatlicher Verweigerung des Wohnrechts"



(Santiago de Chile, 7. Januar 2020, Medio a Medio) - "Die
Besetzung trägt den Namen Violeta Parra, weil es ein Name ist, der für
die Populärkultur hier steht und den die Familien aus der Gegend gut
kennen. Violetta Parra wohnte in Barrancas, ganz in der Nähe des
Ortes, an dem die Landbesetzung stattfindet", erklärt Juan Caripán,
Leiter der Landbesetzung, die im September 2019 begann und
"hauptsächlich aus Familien aus dem westlichen Teil der Metropolregion
besteht, aus Orten in der Nähe von Cerro Navia wie Pudahuel, Renca
oder Lo Prado".

Juan erinnert sich, wie sie ankamen, um das Land mit 20 Zelten zu
besetzen. "Das Ziel war, einen Verlust des Landes nicht zu riskieren
und den Schaden für die Familien so minimal wie möglich zu halten. Wir
wollten die gesetzlichen Fristen einhalten, die es uns ermöglichen,
Landnehmer zu werden und mit dem Bau zu beginnen", berichtet er und
fügt hinzu: "Heute haben wir sechs Hektar Land mit 300 Familien
besetzt. Sie leben in provisorischen Holzhäusern, auf 10 mal 7,30
Meter schmalen Grundstücken. Man kann 70 Quadratmeter Haus darauf
bauen. Wenn man auch noch die Seitenstreifen der Straße nutzt, die
sechs Meter breit sind, dann können die Kinder und Erwachsenen sich
treffen und es ist Leben im Viertel. Es fahren kaum Autos auf den
Straßen innerhalb der Landnahme."

Unter welchen Leitprinzipien steht das Zusammenleben im
Projekt?

Wenn wir über ein langfristiges und kollektives Projekt sprechen, dann
sprechen wir von Arbeitervierteln. Alle Familien, die an der Landnahme
teilnehmen, beteiligen sich am Zusammenleben. Es sind alles
Arbeiterfamilien. Wir üben uns in politischer Selbstverwaltung. Jede
und jeder ist dabei notwendig. Jeder muss zu den verschiedenen
Aufgaben etwas beitragen. Die größere politische Unabhängigkeit der
Bewohner hat Grenzen markiert. Keine politische Partei des Regimes
kann die Situation ausnutzen. Dahingegen kommen und begleiten uns
andere politische und soziale Organisationen, solche, die sich über
niemanden stellen.

Welche Schwierigkeiten gab es?

Das Leben in einer Landnahme ist eine ständige Herausforderung. Die
Lebensbedingungen sind prekär, es ist ein Ausnahmezustand und man muss
ständig wachsam sein. Die Hauptprobleme, mit denen wir in diesen vier
Monaten der Besetzung konfrontiert waren, sind der politische
Widerstand einer kleinen Gruppe von Rädelsführern, die versuchten, den
Kampf als Wahlplattform zu instrumentalisieren. Auch die schamlose
Ausbeutung durch diese Anführer war ein Problem. Sie versuchten, den
Kampf um Wohnraum in ein persönliches Geschäft zu verwandeln, indem
sie von der Not und dem Elend der Familien profitieren und Gebühren
verlangen, damit jemand der Landnahme beitreten kann, einen Platz
bekommt oder Wasser und Strom erhält. Außerdem wurden Geld und Waren,
die als Hilfe für die Familien der Landnahme gebracht worden waren,
gestohlen. Und als wäre dem nicht genug, gibt es auch noch den
Drogenhandel. Er hatte versucht, sich einzunisten. Diesen konnten wir
aber mit vereinten Kräften aus dem Camp vertreiben.

Auch rechte Parteien haben versucht, zu intervenieren und Lösungen,
die überhaupt nicht dazu beitragen, die zugrunde liegenden Probleme zu
lösen, angeboten. Doch die Camp-Bewohner sind wach und akzeptieren
solche Manöver von Politikern wie zum Beispiel Luis Plaza, dem
ehemaligen Bürgermeister von Cerro Navia, der vor einigen Jahren wegen
des KDM-Müll-Skanals angeklagt worden war, nicht. Wir haben die
Rechte, die uns regiert, de facto als verantwortlich identifiziert und
klagen sie an. Sie verweigert uns mit ihrem "sozialen
Integrationsgesetz" das Recht auf unser eigenes Heim. Es lässt den
Immobilienunternehmen weitreichende Verhandlungsfreiheit, wenn es um
das Recht auf eine Wohnung geht. Das derzeitige Regime ist darüber
hinaus mit schweren Menschenrechtsverletzungen, bei denen viele von
uns ums Leben kamen und wo es Verletzungen, Verstümmelungen,
Verhaftungen gab, Leute verschwanden und vieles mehr,
Hauptverantwortlicher für den sozialen Sprengstoff.

Das größte Hindernis für eine schnellere Entwicklung des
Landnahme-Projekts und einer neuen Gesellschaft, die wir vorschlagen,
ist der vorherrschende Individualismus, der sich vor kollektive
Entscheidungen stellt. Viele wollen es einfach haben. Sie wollen eine
Lösung für das Wohnproblem, hoffentlich schon morgen. Aufopferung und
Hingabe, das sind Forderungen, die nicht jeder bereit zu erfüllen ist.
Man darf auch nicht vergessen, dass dieses politische und
wirtschaftliche System dazu geschaffen ist, die Privilegien einiger
weniger zu erhalten. Dem Volk werden im Gegenzug alle Rechte
abgesprochen.

Sind Feminismus und konsequenter Umweltschutz im Camp ein
Thema?

Sowohl der Feminismus als auch Umweltschutz haben zukünftig in der
Landnahme ihren Platz. Sie sind die natürliche und zentrale Bedingung
für das Aufrechterhalten der Besetzung. Diese Landnahme hier ist eine
noch sehr junge Errungenschaft. Wir sind, was diese notwendigen
Prinzipien betrifft, noch im spontanen Arbeiten, ohne übergeordnete
Verantwortlichkeit der Organisation.

Es gibt weitere Flächen zu besetzen, für Feldarbeit und Recycling zu
sorgen, für Obstgärten und für Aufforstungsprojekte usw. Solche Dinge
würden uns sehr helfen, die Ernährungssituation und die Bedingungen
vor Ort zu verbessern, auch die Sanitäranlagen im Camp betreffend.
Und Frauen aus der Bevölkerung sind immer da. Viele von ihnen sind es,
die die Initiative ergreifen und den Ort instandhalten. Es gibt Fälle,
da sind sie Mutter und Vater zugleich. sie kümmern sich um alle ihre
Kinder und tun alles für sie. Sie leiten die Organisation, sie treffen
Entscheidungen, sie bauen ihre Häuser selbst, sie helfen mit, das
Wasser und Licht zu installieren. Sie bauen Zäune, sie halten Wache,
um die Sicherheit bei Nacht zu gewährleisten. Sie zimmern an der
gemeinsamen Sache mit.

Haben die Familien der Landnahme sich an den Protesten, die am 18.
Oktober 2019 begannen, beteiligt?

Einige der Familien aus der Besetzung haben sich seit dem 18. Oktober
an Demonstrtionen beteiligt. Die Landbesetzung ist eine Antwort auf
die soziale Krise, die wir durchleben, weil sie aus sozialer
Ungerechtigkeit und aus der systematischen Verweigerung des Rechts auf
eine Wohnung für arbeitende Familien resultiert. Diese Krise äußert
sich darin, dass man lange Jahre auf eine Lösung für den Wohnungsbau
wartet. Sie äußert sich im Zusammenstürzen der
Immobilien-Spekulationsblase. Familien verschulden sich für 20 oder 30
Jahre und bezahlen von Mal zu Mal immer teurere Hypotheken ab.

Wie steht es mit der Solidarität außerhalb der Landnahme?

Solidarität ist sehr wichtig. Nur so kann das Gefühl, in einem Kampf
um Land zu stehen erhalten werden. Genauso müssen sich die Arbeiter
organisieren, um soziale Verbesserungen zu erwirken. Die Bewohner
können nicht jeder einzeln ihr Leben verbessern. Wir brauchen
Unterstützung und Leitung für Technik, Recht und Logistik. Die
Organisation braucht verschiedene Komitees, die den Familien hilft,
die notwendigen Aufgaben zu erfüllen. Diese Solidarität von außen, die
wir brauchen, um effizient zu sein, stört das Camp nicht. Es wird
immer auf das gemeinsame Unternehmen und die Unabhängigkeit, die die
Arbeiter und das Volk für ihre Forderungen wie das Recht auf Wohnraum
brauchen, hingewiesen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/urbanes-leben/wir-sind-das-ergebnis-der-staatlichen-verweigerung-des-wohnrechts/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/203: Haushaltsüberschuss - Paritätischer fordert Rückfluss der Überschüsse ins Soziale (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 14. Januar
2020

Haushaltsüberschuss: Paritätischer fordert Rückfluss der Überschüsse ins
Soziale



Der Paritätische Wohlfahrtsverband weist Forderungen als völlig verfehlt
zurück, die aktuellen Haushaltsüberschüsse des Bundes für Steuersenkungen
einzusetzen. Angesichts der sozialen Verwerfungen und Millionen Menschen,
die in Deutschland in Armut leben, mahnt der Verband einen konsequenten
Rückfluss der Überschüsse in das Soziale an. Der Paritätische fordert
konkret den Ausbau der Mindestsicherung und eine bedarfsgerechte Erhöhung
der Regelsätze in Hartz IV und der Altersgrundsicherung.

"Das Geld muss dahin, wo es am Nötigsten gebraucht wird und Menschen in
ihrem Alltag wirklich und unmittelbar hilft. Hartz IV geht direkt in den
Konsum. Eine Anhebung der Regelsätze ist damit nicht nur direkte
Armutsbekämpfung, sondern auch das beste Konjunkturprogramm, das man für
strukturell benachteiligte Kommunen auflegen kann", so Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. Angesichts der in
diesem Jahr turnusmäßig anstehenden Neuberechnung der Regelsätze mahnt der
Paritätische grundlegende Anpassungen an, um sicherzustellen, dass die
Regelsätze in der Grundsicherung endlich Teilhabe sicherstellen und Armut
verhindern.

Es sei überhaupt nicht mehr nachvollziehbar, kritisiert der Paritätische,
dass angesichts der tiefen sozialen und regionalen Spaltung im Land
regelmäßig milliardenschwere Haushaltsüberschüsse produziert würden.
Steuersenkungen würden die soziale Schieflage noch weiter zu verschärfen,
warnt er. Sachlich geboten wären stattdessen Mehrausgaben in der sozialen
Mindestsicherung und für die soziale Infrastruktur in notleidenden
Kommunen, so die Forderung. "Wenn wir die großen sozialen Probleme unserer
Zeit lösen wollen, wenn wir Altersarmut und Armut trotz Arbeit verhindern,
gutes Wohnen und eine menschenwürdige Pflege für alle sicherstellen wollen,
dann braucht es eine sozialpolitische Offensive und diese kostet Geld", so
Schneider.

Angesichts der Tatsache, dass Teile des Überschusses auf einem kommunalen
Investitionsstau basieren, fordert der Paritätische einen runden Tisch
zwischen Bund, Ländern und Kommunen, um auch das Problem nicht abfließender
Investitionsmittel endlich zu lösen.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MELDUNG/343: Kann künstliche Intelligenz zur Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele beitragen? (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
14.01.2020

Kann künstliche Intelligenz zur Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele
beitragen?



Künstliche Intelligenz (KI) kann zur Erreichung der 17 Ziele für
nachhaltige Entwicklung beitragen, insbesondere auf der ökologischen
Ebene. KI kann die Umsetzung von Maßnahmen aber auch behindern, vor allem
auf der sozialen Ebene. Die Vereinten Nationen (UN) haben die 17
Sustainable Development Goals (SDGs) 2015 als Leitfaden für die globale
politische und gesellschaftliche Entwicklung der nahen Zukunft
beschlossen. Die in Nature Communications veröffentlichte Studie
untersucht den Einfluss von KI auf die 169 Einzelziele der SDGs.

"Künstliche Intelligenz verändert bereits jetzt das Leben aller Menschen
auf unterschiedliche Weise", sagt Francesco Fuso-Nerini vom KTH, einer der
beiden Leiter der Studie. "Unsere Studie liefert die wissenschaftliche
Grundlage für einen notwendigen Dialog darüber, welche Art von Zukunft wir
Menschen mit KI anstreben", sagt Ricardo Vinuesa vom KTH, zweiter Leiter
der Studie.

Die Studie entstand unter der Leitung des KTH Royal Institute of
Technology in Stockholm in Schweden und unter Mitwirkung von Dr. Sami
Domisch vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB) in Berlin und Dr. Simone Langhans, ehemalige IGB-Wissenschaftlerin
und derzeit Marie Skłodowska-Curie Fellow am Basque Center for Climate
Change in Bilbao in Spanien und der University of Otago in Neuseeland.

Unter den 17 SDGs werden 169 individuelle Ziele zusammengefasst, die
Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft betreffen. Das Forschungsteam zeigt in
der Studie, dass 134 dieser Ziele von KI profitieren könnten, während 59
dieser Ziele auch negativ von KI beeinflusst werden könnten. In Prozent
gerechnet, hat die KI einen positiven Einfluss von 79 Prozent. KI hat laut
den Forschenden im Umweltbereich das größte Potenzial, die Erreichung der
Ziele positiv zu unterstützen.

Positiver Einfluss auf Arten- und Umweltschutz:

Die Nachhaltigkeitsziele 14 und 15 betreffen den Schutz der Arten an Land
und im Wasser sowie die nachhaltige Nutzung der terrestrischen und
aquatischen Umwelt. "Wir können KI-basierte Technologien nutzen, um die
Artenvielfalt mittels automatisierter Verfahren und Fernerkundungsdaten
besser zu erfassen. Hier spielt das maschinelle Lernen eine große Rolle.
Dabei werden Computeralgorithmen mit bestehenden Daten trainiert, um
anhand neuer Daten ähnliche Muster zu erkennen", erläutert Simone Langhans
vom Basque Center for Climate Change.

Sami Domisch vom IGB ergänzt: "KI-Technologien können im Umweltschutz
unterstützend wirken. Denn mit einem besseren Verständnis der Verbreitung
von Arten kann die Planung von Schutzgebieten effizienter gestaltet
werden. Dies spielt insbesondere für den Gewässerschutz und die bedrohte
aquatische Artenvielfalt eine große Rolle. Jedoch muss hierbei die
regulierte und transparente Nutzung dieser Technologien einen hohen
Stellenwert einnehmen, denn KI kann theoretisch auch angewendet werden, um
die Nutzung und Ausbeutung der Umwelt zu vereinfachen."

Energieverbrauch reduzieren:

Künstliche Intelligenz zeigt ein deutliches Potenzial, um den
Energieverbrauch zu reduzieren und eine saubere, erschwingliche
Energiegewinnung zu fördern. Beispielsweise können "intelligente"
Stromnetze den Bedarf an Elektrizität mit der Verfügbarkeit von
verschiedenen erneuerbaren Energiequellen abgleichen. Die Kehrseite: Die
Gesamtnachfrage nach KI-Lösungen könnte den Stromverbrauch von
Rechenzentren bis 2030 auf 20 Prozent des weltweiten Gesamtverbrauchs
erhöhen.

Gefahr von gesellschaftlicher Instabilität:

Im Bereich der globalen politischen Stabilität und Gerechtigkeit kann es
zu wachsender Ungleichheit, verzerrten Wahlergebnissen, Hass auf
Minderheiten und verstärktem Nationalismus kommen, wenn KI ohne ethische
Kontrolle, Demokratie und Transparenz entwickelt wird. 
"Social-Media-Algorithmen neigen dazu, sich bei der Auswahl von Inhalten auf die
vorgefassten Meinungen der Empfänger zu verlassen. Es gibt ein Risiko von
Vorurteilen, wenn KI menschliches Verhalten bewertet und vorhersagt", so
Francesco Fuso-Nerini. Diese Art von KI kann Gesellschaften weiter
polarisieren.

Angemessene politische und gesetzliche Rahmenbedingungen sind notwendig,
um KI zum Nutzen für den Einzelnen und die Umwelt anzuwenden: "Der
regulatorischen Aufsicht sollte eine regulierte Einsicht vorausgehen, bei
dem die politischen Entscheidungsträger über ein ausreichendes Verständnis
der Herausforderungen von KI verfügen, um fundierte politische
Entscheidungen treffen zu können. Die Entwicklung eines solchen
Verständnisses ist sogar noch dringlicher als die Aufsicht, da politische
Entscheidungen, die ohne dieses Verständnis getroffen werden, im besten
Fall ineffektiv und im schlimmsten Fall kontraproduktiv sein dürften", so
Max Tegmark, Mitautor und Professor am amerikanischen Massachusetts
Institute of Technology (MIT).

Die Pressemitteilung basiert auf der englischen Pressemitteilung vom KTH
Royal Institute of Technology in Stockholm, Schweden, veröffentlicht am
13.01.2020.


Originalpublikation:

Vinuesa, R., Azizpour, H., Leite, I. et al. The role of artificial
intelligence in achieving the Sustainable Development Goals. Nat Commun
11, 233 (2020) doi:10.1038/s41467-019-14108-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), 14.01.2020
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TAGUNG/1472: Köln - "Vom Klimawandel zum Gesellschaftswandel", 25.01.2020 


Attac Köln - Globalisierungskritik in der Domstadt

"Vom Klimawandel zum Gesellschaftswandel"

Konferenz am 25. Januar in Köln diskutiert zum Spannungsfeld Klimaschutz,
Arbeitsplätze - anders Leben und Arbeiten.



Die Initiative Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter für Klimaschutz und
Attac-Arbeitsgruppen laden zu Debatte und Vernetzung im Rahmen einer
Tagesveranstaltung nach Köln in die Alte Feuerwache ein. Eine
bemerkenswerte Vielfalt aus Gewerkschafter*innen, Betroffenen,
Klimaaktivist*innen und Expert*innen kommt zusammen, um zu einer Klärung
über notwendige Veränderungen in zwei exponierten Wirtschaftsbereichen
beizutragen.

Zum Strukturwandel in den Braunkohlerevieren werden Peter Singer (Mitglied
im Regionalrat Köln, Die Linke), Anwohner*innen der Kohlegruben,
Klimaaktivist*innen, ein Vertreter von Greenpeace Energy und
DGB-Vertreter*innen aus Ost und West ihre Vorschläge für die Einhaltung der
Klimaziele und ihre" Betroffenheit zur Diskussion stellen.

In einem zweiten Workshop geht es um die dringend notwendige Verkehrswende,
die thematisch vom Verkehrsexperten Dr. Winfried Wolf eingeleitet wird und
mit Erfahrungen und Vorschlägen Betroffener aus dem Autosektor und dem
Güterverkehr bereichert wird.

Den veranstaltenden Organisationen ist ein breite Diskussion mit den
Besucher*innen der Konferenz wichtig. Was muss sich in Betrieben und der
Gesellschaft ändern, damit die erforderlichen Veränderungen nicht nur von
Politik und Wirtschaft bestimmt und zu Lasten der "Kleinen Leute" gehen?
Strukturwandel und Verkehrswende können auch als Chance für eine
emanzipatorische gesellschaftliche Veränderung gesehen werden, die aber in
der gesellschaftlichen Diskussion erstritten werden muss.

Klimakonferenz am 25. Januar 2020 von 10-18 Uhr in Köln

Alte Feuerwache (Südtrakt), Melchiorstraße 3

 * 

Quelle:

Attac Köln - Globalisierungskritik in der Domstadt

Körnerstr. 77-79 (Allerweltshaus) - 50823 Köln-Ehrenfeld

www.attac-koeln.de
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ARBEIT/3001: Bericht Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2018 (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 14.01.2020

Bericht Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2018: Zahl der
Erwerbstätigen so hoch wie nie



Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland ist auf einem neuen
Höchststand. Trotz einer leicht gesunkenen Bevölkerungszahl (81,6
Millionen; -0,2 Prozent) gab es im Jahr 2018 41,9 Millionen Erwerbstätige
in Deutschland. Das entspricht einem Plus von 0,6 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr. Die Zahlen zu meldepflichtigen (949.309; -0,6 Prozent) und
tödlichen Arbeitsunfälle (541; -4,1 Prozent) sind hingegen weiter
rückläufig. Die Unfallquote der meldepflichtigen Arbeitsunfälle je 1.000
Vollarbeiter liegt mit 24,2 zwar höher als im Vorjahr. Dies lässt sich
allerdings darauf zurückführen, dass sich die Erfassung der Arbeitsstunden
geändert hat.

Ein deutlicher Anstieg ist bei den tödlichen Arbeitsunfällen im
Straßenverkehr zu verzeichnen: Hier stieg die Zahl der dort gemeldeten
Arbeitsunfälle um 22,5 Prozent auf 136 Unfälle im Berichtsjahr 2018. Diese
und weitere Ergebnisse enthält der Bericht "Sicherheit und Gesundheit bei
der Arbeit" (SuGA), den die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) jährlich im Auftrag des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales (BMAS) erstellt.

Die BAuA schätzt, dass im Jahr 2018 etwa 708 Millionen Arbeitstage durch
Erwerbsunfähigkeit ausgefallen sind. Dies führte zu einem geschätzten
Produktionsausfall anhand der Lohnkosten von rund 85 Milliarden Euro. Wird
der Verlust an Arbeitsproduktivität einbezogen, gingen der deutschen
Volkswirtschaft damit rund 145 Milliarden Euro an Bruttowertschöpfung
verloren. Dabei entfallen 125 Millionen Ausfalltage auf Krankheiten des
Muskel-Skelett-Systems (21,9 Prozent), 90 Millionen Ausfalltage auf
Psychische und Verhaltensstörungen (15,8 Prozent) und 84 Millionen
Ausfalltage auf Krankheiten des Atmungssystems (14,6 Prozent).

Die Zahl der meldepflichtigen Wegeunfälle ist niedriger als im Vorjahr
(190.602; 1,3 Prozent). Gleiches gilt für die Unfallquote der
meldepflichtigen Wegeunfälle je 1.000 Vollarbeiter (2018: 3,47; 2017:
3,66). Die Anzahl der tödlichen Wegeunfälle ist im Vergleich zum Vorjahr
um 9,8 Prozent auf 314 gestiegen.

Im Vergleich zum Vorjahr gab es mehr Anzeigen auf Verdacht einer
Berufskrankheit (82.622; +3,6 Prozent). Die größten Anstiege von
Verdachtsanzeigen finden sich bei der Berufskrankheit Hautkrebs durch 
UV-Strahlung (+15,8 Prozent) und bei Lärmschwerhörigkeit (+7,7 Prozent). Bei
der Berufskrankheit Hautkrebs durch UV-Strahlung stieg sowohl die Zahl der
Anerkennungen (+7,6 Prozent), als auch die Zahl der neuen Rentenfälle
(+46,5 Prozent). Asbestbedingte Berufskrankheiten sind auch 2018 für fast
zwei Drittel der Todesfälle verantwortlich (63,2 Prozent). Hierbei sind
die langen Latenzzeiten asbestbedingter Erkrankungen zu berücksichtigen.
So liegen zwischen Exposition und Ausbruch der Erkrankung häufig mehr als
30 Jahre.

"Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit - Berichtsjahr 2018",
Unfallverhütungsbericht Arbeit; 1. Auflage; Dortmund: Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 2019; ISBN 978-3-88261-260-8; 189 Seiten;
DOI: 10.21934/baua:bericht20191115. Den Bericht gibt es im PDF-Format zum
Herunterladen im Internetangebot der BAuA unter www.baua.de/suga.


Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de



Weitere Informationen unter:

www.baua.de/dok/8825506 

Direkter Link zum Bericht "Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit -
Berichtsjahr 2018"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 14.01.2020
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ARBEIT/3000: Bedarf an Erzieherinnen und Erziehern steigt weiter (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 14.01.2020

Bedarf an Erzieherinnen und Erziehern steigt weiter



Die zuletzt wieder gestiegene Anzahl an Geburten, der Ausbau der
Betreuungsangebote für Kinder unter drei Jahren und der geplante
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung an Grundschulen wird den Bedarf an
Erzieherinnen und Erziehern weiter steigen lassen. Dabei sind bereits
heute Fachkräfte in diesem Bereich knapp. Das geht aus einer am Dienstag
veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor.

In Deutschland sind rund 700.000 Erzieherinnen und Erzieher
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. In den letzten fünf Jahren ist
die Zahl um ein Drittel gestiegen. "Der Erzieherberuf hat stark an
Bedeutung gewonnen", erklärt die IAB-Forscherin Anja Warning. Ursache sei
vor allem der Ausbau der Kindertagesbetreuung, dem Haupttätigkeitsfeld von
Erzieherinnen und Erziehern.

Daten der IAB-Stellenerhebung, einer repräsentativen Arbeitgeberbefragung,
zeigen überdurchschnittlich starke Rekrutierungsprobleme im Erzieherberuf.
Während es bei Stellenausschreibungen in anderen Berufen durchschnittlich
elf Bewerbungen gibt, sind es bei Erzieherstellen nur fünf. Bei der Hälfte
der Stellenbesetzungen im Erzieherbereich gibt es aus Arbeitgebersicht
Probleme wie zu wenig Bewerbungen oder unzureichende Qualifikationen der
Bewerber. Die Personalsuche dauert auch überdurchschnittlich lange: So
vergehen im Durchschnitt mehr als 100 Tage zwischen dem Beginn der Suche
durch den Arbeitgeber und dem tatsächlichen Arbeitsbeginn der
eingestellten Person. Die Besetzung dauert bei anderen Berufen im Schnitt
weniger als 90 Tage.

"Arbeitgeber haben bei Erzieherstellen große Schwierigkeiten, Personal zu
finden, ähnlich wie in Fachkraft-Berufen im Bereich Gesundheit und
Pflege", stellt Warning fest. Auch der OECD zufolge sei der Erzieherberuf
in Deutschland ein Engpassberuf.

Der weitere Ausbau der Kinderbetreuung und das relativ hohe Alter der
Beschäftigten in diesem Beruf werden den Bedarf an Fachkräften in naher
Zukunft weiter steigern. "Es ist Dringlichkeit gegeben, die Attraktivität
des Berufs und der Erzieher-Ausbildung zu verbessern, um das Angebot an
ausgebildeten Fachkräften deutlich zu erhöhen", so Warning. Ansatzpunkte
seien eine weitere Steigerung der Zahl der Ausbildungsplätze, die
Vergütung des bislang unbezahlten schulischen Ausbildungsanteils und
vermehrte Möglichkeiten zum Quereinstieg. Darüber hinaus sei es wichtig,
die Arbeitsbedingungen im Beruf zu verbessern, um diesen attraktiver zu
machen.

"Kindertagesstätten können bei Personalmangel kurzfristig nicht über eine
Verringerung der Zahl der zu betreuenden Kinder gegensteuern. Unbesetzte
Stellen bringen deshalb besonders hohe Belastungen beim vorhandenen
Personal mit sich. Personalmangel gefährdet die Qualität der
Bildungsarbeit und nicht zuletzt die Attraktivität des Erzieherberufes",
schreibt Warning.

An der IAB-Stellenerhebung nehmen mehr als 10.000 Betriebe teil.




Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb0220.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 14.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKURS/135: Blockierter Wandel - Kann die Lausitz aus der Kohle aussteigen? (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 13.01.2020

Blockierter Wandel: Kann die Lausitz aus der Kohle aussteigen?



Der Kohleausstieg in der Lausitz zieht sich schon seit drei Jahrzehnten
hin. Die Region leidet unter einem verschleppten Strukturwandel, der
Abwanderung junger Menschen und lokalen Interessenkonflikten. Jetzt ist
die Politik doppelt gefragt: Wirtschaftliche Investitionen sind notwendig,
aber sie reichen nicht aus. Die Bevölkerung in der Region sollte
mitentscheiden, wohin die Entwicklung gehen soll. IASS-Forscher
analysieren in einer neuen Publikation, was den Wandel blockiert, und
beschreiben die Chancen für demokratische Gestaltung.

Die Wirtschaft in der Lausitz entwickelte sich auf Kosten von Umwelt und
Bevölkerung. Das funktionierte laut den Sozialwissenschaftlern Jeremias
Herberg, Konrad Gürtler und David Löw Beer, weil der Region und den
Beteiligten an der Kohleproduktion ein gewisser Wohlstand und
gesellschaftliche Anerkennung zuteilwurden. Dieses Modell zerbreche nun
und die Bevölkerung finde sich mit förderpolitischen Zusagen nicht ab.
Denn der Kohleausstieg sei nicht allein ein wirtschaftliches Problem,
schreiben die Forscher in der Fachzeitschrift "Berliner Debatte Initial".
Es gehe auch darum, wer mitentscheiden darf und wie die Kosten der
Energiewende verteilt werden sollen.

Kohlestreit bietet Chancen für die Demokratie

Die Autoren argumentieren, dass die Konflikte in der Lausitz die
Möglichkeit bieten, Strukturwandel demokratisch gestalten zu lernen.
Dieses Wissen könne bei anderen Transformationsprozessen von Nutzen sein,
betont Leitautor Jeremias Herberg: "Wenn man die Verfügungsgewalt über
fossile Bodenschätze umorganisiert, dann berührt das die demokratische
Verfasstheit einer Gesellschaft. Insofern hält der Kohleausstieg dem
deutschen Wirtschafts- und Politikmodell einen Spiegel vor. Spätestens in
der Verkehrswende und Agrarwende, wo noch mehr auf dem Spiel steht, wird
ein Streit um die materielle Grundlage unseres Wirtschaftsmodells
entbrennen, den es demokratisch zu organisieren gilt."

Der Analyse zufolge müssen die Entscheidungsträgerinnen und -träger in der
Lausitz mit demokratischen Mitteln vier Blockaden lösen:

• Zersplitterte Reviergrenzen: Lokal fragmentierte
Interessenkonflikte blockieren den Wandel. Die sehr unterschiedliche
Betroffenheit macht einen demokratisch organisierten Annäherungs-,
Verständigungs- und Entscheidungsprozess unumgänglich.

• Verschleppter Wirtschaftswandel: Von 1989 bis 2005 sank die Anzahl
der Beschäftigten im Braunkohlebergbau von rund 79.000 auf 9000. Die
Politik wurde jedoch erst wach, als Vattenfall aus dem Kohlegeschäft
ausstieg und als die Kohlekommission schließlich 2019 einen Zeitplan für
den Kohleausstieg vorlegte. Die politische Apathie verhinderte eine
konsequente Energiewende und mit jeder weiteren Verzögerung steigen die
Verlustängste. Wirtschaftlich ausgerichtete Fördermaßnahmen müssen daher
bald einsetzen und begleitet werden von einem gesellschaftlichen
Findungsprozess. Am Ende dieses Prozesses muss die Regierung verbindliche
Entscheidungen treffen. Alle Vorschläge führten bislang aber nur zu einem
undurchsichtigen Stückwerk.

• Demografische Entmachtung: Die letzten Jahrzehnte waren von einer
großen Abwanderung und von einem Mangel an Zuwanderung geprägt. Besonders
die wenigen Jugendlichen, die der Lausitz erhalten geblieben sind, stehen
dem Kohleausstieg zwiespältig gegenüber: Ihr Alltag ist oft eng mit der
Kohleindustrie verbunden, dennoch sehen sie in ihr keine Zukunft. Vor
allem Frauen wandern aus der Lausitz ab. Sorben und Wenden waren von
Umsiedlungen überproportional betroffen und wurden, wie auch andere
Gruppen, Zielschiebe minderheitenfeindlicher Angriffe. Neben
sozialpolitischen Maßnahmen empfehlen die IASS-Forscher einen
strukturpolitischen Ideenwettbewerb. Neue und alte Anwohnerinnen und
Anwohner müssen glaubhafte Gelegenheiten bekommen, auf politische
Entscheidungen einzuwirken. In bisherigen Partizipationsangeboten wurde
viel zugehört, aber zu wenig Gestaltungsspielraum geschaffen.

• Gehemmte Strukturwandelproteste: Es gibt in der Lausitz eine zwar
zerstreute, aber vielfältige zivilgesellschaftliche Landschaft, wie an den
Protesten gegen Werksschließungen in Görlitz deutlich wird. Die
Ausgangslage ist dennoch schwierig, weil dörfliche Vereine und
Begegnungsstätten häufig von der Braunkohleindustrie unterstützt werden.
Lokale Milieus sind hochgradig zerrissen. Die AfD, die die ökologische
Notwendigkeit des Kohleausstiegs nicht anerkennt, erzielte bei den
Landtagswahlen 2019 in den Lausitzer Wahlkreisen einen Stimmenanteil von
25 bis 40 Prozent. Dies macht den Handlungsdruck deutlich: Das
Gelegenheitsfenster für einen demokratisch gestalteten Strukturwandel ist
eng und könnte sich bald wieder schließen.

Erfahrungen der Bevölkerung für Strukturwandel nutzen

Der regionale Strukturwandel ist laut den Forschern von enormen
Beharrungskräften geprägt. Für besonders problematisch halten sie, dass
die Stichworte Nachhaltigkeit, Zivilgesellschaft und Beteiligung in den
Gesetzesentwürfen, die die Bundesregierung für den Kohleausstieg vorgelegt
hat (Stand September 2019), nicht konkretisiert werden. So wird der Wandel
verschleppt und wichtige Anliegen verlieren an Bedeutung und
Glaubwürdigkeit. Vielen bleibt nur die Hoffnung auf eine andere
Großindustrie, zum Beispiel auf die im Norden der Region geplante 
Tesla-Fabrik. Es drohen neue Abhängigkeiten und unreflektierte Zielkorridore.
Die Chance für eine demokratische Neugestaltung verstreicht.

Die Bevölkerung in die Strukturwandelpolitik einzubinden, sei nicht nur
notwendig, sondern derzeit auch noch möglich. Dass die Lausitz bereits
einen langen Prozess des Strukturumbruchs hinter sich hat, sehen die
Forscher dabei auch als Chance: "Die jahrzehntelange
Transformationserfahrung der Lausitzerinnen und Lausitzer ist eine
wichtige Ressource, um aus Fehlern zu lernen, Frustrationstoleranz zu
bewahren und eine strukturschaffende Phantasie zu entwickeln", sagt
Herberg. Nur wenn das gelingt, werde aus dem verschleppten Wandel noch ein
Modellfall für gesellschaftspolitische Erneuerung.


Originalpublikation:

Herberg, J., Gürtler, K., Löw Beer, D. (2019): Strukturwandel als
Demokratiefrage. Der Lausitzer Kohleausstieg, ein Ausstieg aus der
Transformationsblockade? - Berliner Debatte Initial, 4, S. 1-12.


Weitere Informationen unter:

https://www.iass-potsdam.de/de/forschung/strukturwandel-politikberatung-lausitz 

(IASS-Forschungsprojekt zum Strukturwandel in der Lausitz)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V., 13.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/901: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Januar 2020 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 15. Januar 2020

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Januar 2020




	Die deutsche Wirtschaft ist im Jahr 2019 das 10. Jahr in Folge gewachsen. Die konjunkturelle Dynamik hat sich allerdings merklich verlangsamt. Das Bruttoinlandsprodukt nahm im Jahr 2019 preisbereinigt um 0,6 % zu.

	Zum Jahreswechsel gibt es erste Hoffnungsschimmer. Die Schwächephase in der Industrie ist zwar noch nicht überwunden. Stabilisierungstendenzen bei den Auftragseingängen und abschwellender Pessimismus bei den Geschäftserwartungen sind positive Signale. Die Hochkonjunktur im Baugewerbe setzt sich fort.

	Die Indikatoren für den privaten Konsum senden für das vierte Quartal gemischte Signale. Die verfügbaren Einkommen nehmen aber weiter kräftig zu.

	Der Arbeitsmarkt zeigt sich weiter robust, auch wenn die schwache Konjunktur am aktuellen Rand wieder stärker sichtbar wurde.



Die deutsche Wirtschaft ist im Jahr 2019 das 10. Jahr in Folge
gewachsen. Die konjunkturelle Dynamik hat sich allerdings merklich
verlangsamt. Dies ist insbesondere auf die Schwäche der Industrie
zurückzuführen. Die gesamtwirtschaftliche Leistung nahm im Jahr 2019
um 0,6 % zu. [1] Dies war zwar etwas mehr als zuletzt erwartet, aber
deutlich weniger als in den fünf vorangegangenen Jahren, in denen das
Bruttoinlandsprodukt um durchschnittlich etwa 2,0 % pro Jahr stieg.
Der Beschäftigungstand erhöhte sich dennoch weiterhin recht kräftig um
400.000 Personen auf den Rekordstand von 45,3 Mio. Erwerbstätige.

Zum Jahreswechsel hat die deutsche Wirtschaft ihre konjunkturelle
Schwächephase noch nicht überwunden. Einer durch den gegenwärtig
flauen Welthandel beeinträchtigten Industrie stehen nach wie vor
mehrheitlich prosperierende Dienstleistungsbereiche sowie der
Bausektor gegenüber. Das Bruttoinlandsprodukt erhöhte sich daher im
zweiten Halbjahr 2019 nur wenig. Es zeichnen sich aber allmählich
Besserungstendenzen ab. In der Industrie haben in den vergangenen
Monaten die Auftragseingänge und die Umsätze begonnen, sich auf
niedrigem Niveau zu stabilisieren. Gleichzeitig haben sich die
Geschäftserwartungen wieder etwas aufgehellt. Dies spricht dafür, dass
die Industriekonjunktur ihren Wendepunkt bald erreicht. Nach wie vor
bleibt das außenwirtschaftliche Umfeld aber durch erhebliche
Unwägbarkeiten geprägt. [2]

Die Weltwirtschaft ist weiterhin durch den Abschwung der
Industriekonjunktur nicht zuletzt aufgrund protektionistischer Politik
geprägt. So ist die globale Industrieproduktion im Oktober gegenüber
dem Vormonat leicht zurückgegangen und sank damit erstmals seit der
Finanzkrise unter ihr Vorjahresniveau. Gleichzeitig zeichnet sich für
den globalen Warenhandel trotz einer leichten Steigerung im Oktober
für das Gesamtjahr ebenfalls erstmals seit zehn Jahren ein Rückgang
ab. Der zusammengesetzte Einkaufsmanagerindex von J. P. Morgan / IHS
Markit für die Weltwirtschaft schloss das Jahr 2019 zwar mit einer
erneuten Steigerung ab, der Teilindex für die Industrie gab zuletzt
jedoch leicht nach und lag nur noch knapp oberhalb der
Wachstumsschwelle von 50 Punkten. Angesichts der aktuellen
Indikatorenlage gehen die internationalen Organisationen für das
laufende und kommende Jahr von einer nur wenig beschleunigten, aber
weiterhin aufwärtsgerichteten Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Bei schwachen Impulsen aus dem weltwirtschaftlichen Umfeld haben sich
die deutschen Ausfuhren zuletzt seitwärts bewegt. Ihre Aussichten
bleiben verhalten. Die Ausfuhren an Waren und Dienstleistungen sind im
November saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen im Vergleich zum
Vormonat zwar kräftig um 3,8 % zurückgegangen. Im Zweimonatsvergleich
ergab sich dennoch ein geringer Zuwachs von 0,1 %, der bei stabilen
Ausfuhrpreisen in realer Rechnung ähnlich ausfallen dürfte. Die ifo
Exporterwartungen vom Dezember 2019 spiegeln mit ihrem leicht
positiven Saldowert die optimistischste Erwartungshaltung seit zehn
Monaten wider. Auch die Importe von Waren und Dienstleistungen haben
sich im November saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen im
Vergleich zum Oktober deutlich verringert (-2,5 %) und sind auch im
Zweimonatsvergleich leicht zurückgegangen (-0,3 %).

Die Industrie konnte ihre konjunkturelle Schwächephase noch nicht
beenden. Allerdings gibt es Stabilisierungstendenzen bei den
Auftragseingängen und der Pessimismus bei den Geschäftserwartungen
nimmt seit einigen Monaten ab. Die Industriekonjunktur dürfte sich
daher in den kommenden Monaten etwas aufhellen. Die Produktion im
Produzierenden Gewerbe insgesamt stieg im November nach einem
schwachen Vormonat um 1,1 %. Die Erzeugung in der Industrie und im
Baugewerbe nahm um 1,0 % bzw. 2,6 % zu. Die Energieproduktion sank um
0,8 %. Im Zweimonatsvergleich Oktober/November gegenüber
August/September wurde die Herstellung im Produzierenden Gewerbe aber
noch um 0,7 % eingeschränkt. Innerhalb der Industrie bremsten
insbesondere die Kfz-Industrie und der Maschinenbau (-4,3 % bzw.
-2,5 %). Die Auftragseingänge wiesen im Zweimonatsvergleich insgesamt
ein minimales Plus aus, wobei die Impulse aus dem Euroraum kamen. Die
Geschäftserwartungen verbessern sich seit Spätsommer. Das Baugewerbe
befindet sich weiter in der Hochkonjunktur.

Die privaten Konsumausgaben bleiben eine verlässliche Stütze der
Binnenkonjunktur. Hierzu tragen der hohe Beschäftigungsstand sowie die
merkliche Erhöhung der verfügbaren Einkommen bei. Diese waren im
dritten Quartal 2019 um 3,4 % höher als vor einem Jahr. Im
Jahresschlussquartal dürften die privaten Konsumausgaben den aktuellen
Indikatoren zufolge allerdings vorübergehend eine langsamere Gangart
einschlagen. Die Umsätze im Einzelhandel ohne Kfz haben sich nach
schwachem Start in das vierte Quartal im November zwar um 2,1 %
erhöht. Im Durchschnitt liegen sie aber leicht unter dem Niveau des
dritten Quartals. Die Neuzulassungen von Pkw stiegen insgesamt im
vierten Quartal um 0,8 %. Die Zulassungen der privaten Halter, die für
den privaten Konsum maßgeblich sind, waren hingegen rückläufig. Das
Geschäftsklima im Einzelhandel hat sich im vierten Quartal gegenüber
dem Vorquartal nicht verändert und bleibt per saldo positiv und
spürbar oberhalb seines langjährigen Durchschnitts. Das Preisklima ist
weiterhin relativ ruhig. Die Inflationsrate wird im Jahr 2019
voraussichtlich bei 1,4 % liegen nach 1,8 % im Vorjahr. Für den
nachlassenden Preisauftrieb spielten rückläufige Kraftstoffpreise eine
wichtige Rolle.

Die gedämpfte Konjunktur machte sich am aktuellen Rand wieder
deutlicher auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar. Die Erwerbstätigkeit wurde
im November gegenüber dem Vormonat saisonbereinigt nur geringfügig um
13.000 Personen ausgeweitet. Der Anstieg der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung war im Oktober (+41.000
Personen) allerdings wie bereits im Vormonat recht kräftig. Im
Verarbeitenden Gewerbe (-9.000 Personen) und dabei insbesondere in der
Metall- und Elektroindustrie sowie der Stahlindustrie ging die Zahl
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Oktober allerdings
merklich zurück. Die Arbeitslosigkeit ist tendenziell leicht
aufwärtsgerichtet, sie nahm im Dezember saisonbereinigt um 8.000
Personen zu. Nach den Ursprungszahlen (2,23 Mio. Personen) wird der
Vorjahresstand um 18.000 Personen überschritten. Auch die
Unterbeschäftigung hat sich leicht um 6.000 Personen erhöht.
Konjunkturelles Kurzarbeitergeld wurde im Oktober etwas mehr als in
den Vormonaten von 84.000 Personen in Anspruch genommen. Die Anzeigen
für konjunkturelle Kurzarbeit lagen im November bei unverändert 49.000
Personen. Die Frühindikatoren zeigen einen robusten Arbeitsmarkt an,
haben sich aber insgesamt etwas verschlechtert. Sie lassen einen nur
noch moderaten Beschäftigungsaufbau und eine geringfügig steigende
Arbeitslosigkeit erwarten.

Hinweis:

Weiterführende Konjunkturinformationen werden in der Januar-Ausgabe
des Monatsberichts "Schlaglichter der Wirtschaftspolitik"
veröffentlicht. Diese Ausgabe wird voraussichtlich am Ende der
4. Kalenderwoche 2020 auf der Internetseite des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie zu finden sein.

[1] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamts vom 15. Januar 2020.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. Januar
2020 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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MELDUNG/639: ver.di geht für Erhalt des Streikrechts bei Lufthansa-Tochter LSG in Berufung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Januar 2020

ver.di geht für Erhalt des Streikrechts bei Lufthansa-Tochter LSG in
Berufung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) legt gegen das
von Lufthansa durchgesetzte Streikverbot vom Dezember 2019 Berufung beim
LAG Frankfurt ein.

ver.di hatte die Beschäftigten der Lufthansa-Tochter LSG zum 19.
Dezember 2019 zum Streik für einen Tarifvertrag zum Ausgleich von
Entgeltabsenkungen - einem klassischen Sozialtarifvertrag - im Rahmen
des Verkaufs der LSG an Gate Gourmet aufgerufen.

"Wir befürchten harte Absenkungen durch Gate Gourmet bei den
Sozialstandards", betont ver.di Verhandlungsführerin Katharina
Wesenick.

Mit einer einstweiligen Verfügung konnte sich die LSG zunächst vor
Gericht durchsetzen, so dass der Streik abgesagt wurde. "Wir
verteidigen das Recht auf Streik bei der LSG", so Wesenick weiter.

ver.di wirft der Lufthansa vor, in den seit Monaten währenden
Verhandlungen ihrer sozialen Verantwortung nicht ausreichend
nachzukommen.

"Soziale Verantwortung bedeutet, den Beschäftigten die Existenzängste
zu nehmen und Rechtssicherheit herzustellen", erklärt die
Gewerkschafterin. Dazu sei die Lufthansa bis auf einzelne Zusagen bis
heute nicht bereit.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.01.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/638: Gerichtsurteil zu "Topf Secret" - Verbraucher haben Rechtsanspruch auf Hygiene-Kontrollergebnisse (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Gerichtsurteil zu "Topf Secret": 

Verbraucher haben Rechtsanspruch auf Hygiene-Kontrollergebnisse

Pressemitteilung von foodwatch vom 9. Januar 2020



Verbraucher haben einen Rechtsanspruch zu erfahren, was die
Hygienekontrollen in Lebensmittelbetrieben ergeben haben. Das hat der
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg als erstes
Oberverwaltungsgericht entschieden. Im juristischen Streit um die
Verbraucher-Plattform "Topf Secret" liegt damit die erste
höchstrichterliche Entscheidung zum Informationsanspruch vor. Über das
Portal der Verbraucherorganisation foodwatch und der
Transparenzinitiative FragDenStaat können Bürgerinnen und Bürger die
amtlichen Kontrollberichte der Lebensmittelüberwachung erfragen.

"Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg zerpflückt in aller
Deutlichkeit die Argumente, die regelmäßig von der Gastro-Lobby gegen
Topf Secret ins Feld geführt werden. Nun ist höchstrichterlich
bestätigt: Bürgerinnen und Bürger haben einen Rechtsanspruch auf die
Hygiene-Kontrollergebnisse." - Rauna Bindewald, Volljuristin und
Campaignerin bei foodwatch.

foodwatch sieht in der Entscheidung eine Signalwirkung für die vielen
weiteren Verfahren um die Transparenz-Plattform. Aktuell wehren sich
hunderte Lebensmittelbetriebe gerichtlich gegen die Herausgabe von
Kontrollergebnissen - auch mit Unterstützung des Deutschen Hotel- und
Gaststättenverbandes (DEHOGA), der seine Mitglieder ermutigt, gegen
auskunftsbereite Behörden vorzugehen. Mehrere der zentralen Argumente
des DEHOGA wurden vom VGH Baden-Württemberg nun jedoch ausdrücklich
abgewehrt. So behauptet der DEHOGA in einem "Argumentationspapier"
unter anderem, dass die über "Topf Secret" gestellten Anträge
missbräuchlich seien, weil die Kontrollergebnisse auf einer
Internetplattform veröffentlicht werden sollen. Dies entspreche nicht
dem Zweck des Verbraucherinformationsgesetzes (VIG). Der
Verwaltungsgerichtshof machte hierzu allerdings deutlich: "Im
Gegenteil, es entspricht der ausdrücklichen Zwecksetzung des Paragraph
1 VIG, den Markt transparenter zu gestalten, sodass in einer
Internetpublikation eine Stärkung des Verbraucherschutzes gesehen
werden kann."

Außerdem argumentiert der DEHOGA damit, dass die Informationserteilung
die grundrechtlich verbürgte Berufsfreiheit der Betriebe verletze. Im
Beschluss des VGH heißt es dazu: "Das Grundrecht der Berufsfreiheit
vermittelt kein Recht des Unternehmens, nur so von anderen dargestellt
zu werden, wie es gesehen werden möchte oder wie es sich und seine
Produkte selber sieht." Der VGH weist im konkreten Fall außerdem
darauf hin, dass das Unternehmen die negative Darstellung in der
Öffentlichkeit durch rechtstreues Verhalten hätte verhindern können.

Zahlreiche Verwaltungsgerichte haben in den letzten Monaten über die
Klagen und Anträge betroffener Betriebe gegen die Weitergabe von
Kontrollergebnissen entschieden - mit unterschiedlichem Ausgang. In
zweiter Instanz beschäftigen sich derzeit mehrere
Oberverwaltungsgerichte mit "Topf Secret". foodwatch erwartet die
Entscheidungen in den nächsten Wochen. Auch das OVG Hamburg hatte
kürzlich einen Beschluss veröffentlicht, jedoch keine Entscheidung
über die eigentliche Rechtsfrage getroffen, ob Bürgerinnen und Bürger
die Lebensmittelkontrollberichte erhalten dürfen. Es hatte lediglich
in einem sogenannten Eilverfahren entschieden, dass die Informationen
bis zu einer Entscheidung im Hauptsacheverfahren vorerst
zurückgehalten werden müssen. Nun hat mit dem VGH Baden-Württemberg
erstmalig ein Oberverwaltungsgericht zu der eigentlichen Rechtsfrage
Stellung genommen. Der VGH folgte dabei der Linie des
Bundesverwaltungsgerichts. Das höchste Verwaltungsgericht hatte
kürzlich in einem Grundsatzurteil die Informationsrechte ebenfalls
eindeutig gestärkt: Bürgerinnen und Bürger hätten über das VIG einen
Rechtsanspruch, amtliche Informationen zur Lebensmittelüberwachung zu
erhalten - auch eine mögliche Veröffentlichung stehe dem nicht
entgegen.

Seit dem Start im Januar 2019 wurden mehr als 40.000 VIG-Anfragen über
"Topf Secret" verschickt. Der Großteil der etwa 400 in Deutschland
zuständigen Behörden gewährt den Bürgerinnen und Bürgern die
beantragten Informationen.

Link:


- Online-Plattform "Topf Secret":

www.topf-secret.foodwatch.de

Quellen und weiterführende Informationen:

- Beschluss des VGH Baden-Württemberg: 

www.t1p.de/jr5t

- Argumentationspapier des DEHOGA für seine Mitglieder: 

www.t1p.de/9erh

- Urteil des BVerwG (29.08.2019): 

www.bverwg.de/de/290819U7C29.17.0

- FAQ zu Topf Secret: 

www.foodwatch.org/de/informieren/topf-secret/fragen-antworten/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07151: Der schlaue Affe (SB)


Ins Reich der Fabel gehört jene Geschichte von dem schachspielenden
Affen in Portugal, der es in dieser Kunst zu einigem Geschick gebracht
hatte und schließlich gar vom König des Landes im Königlichen Spiel zu
einer Partie herausgefordert wurde. Es dauerte indes nicht lange, da
geriet der hölzerne König des Monarchen in ein Mattnetz. Der letzte
Zug zum Matt war gerade getan, als der Herrscher der Portugiesen,
schäumend vor Wut, eine Figur ergriff und sie dem Affen auf den Kopf
schlug. Dieser lief daraufhin mit einem wilden Schmerzensschrei auf
und davon und mußte erst lange beruhigt werden, ehe er sich zu einer
zweiten Partie beim König einfand. Doch auch das zweite Spiel auf dem
Brett verlief sehr ungünstig für den König. Diesmal hatte der Affe
jedoch aus seiner Prügelstrafe gelernt, und so zog er das Kissen mit
der einen Hand unter dem Ellbogen seines blaublütigen Kontrahenten
weg, und während dieser auf die Seite fiel, setzte er mit der anderen
Hand Schachmatt. Sofort verkroch sich der Affe mit dem Kissen auf dem
Kopf zum Schutz vor weiteren Hieben in einer Ecke des Raumes und
blickte flehentlich um Gnade. Was will uns diese Geschichte wohl
sagen, Wanderer? Daß es unklug ist, als niederer Untertan seinen König
mattzusetzen? Im heutigen Rätsel der Sphinx, einer Partie unter
Menschen gleichen Ranges, war eine solche Sicherheitsmaßnahme nicht
nötig, dennoch wurde der schwarze König in sechs Zügen mattgesetzt.






[image: SCHACH-SPHINX/07151: Der schlaue Affe (SB)]



Anton - Mathé

Fernpartie 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Schachspiel ist, wie es ist, famos und bedarf keiner neuen
Gestaltung! Es genügt sich selbst und befriedigt alle Anforderungen an
den Geist, und so konnte Weiß mittels 1.La4-d7! die Drohung 1...f3-f2
entkräften, worauf 2.Ld7-f5 mit Verriegelung der f-Linie gefolgt wäre.
Schwarz, der sein Spiel nicht mehr verstärken konnte, fügte sich daher
dem Dauerschach: 1...Sd4-e2+ 2.Kg3-f2 Dh6-h2+ 3.Kf2-e3! Dh2-h6+ und
Remis.



Erstveröffentlichung am 26. Dezember 2006

15. Januar 2020
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1324: Lippstadt - "Bruder Martin & Bruder Johann", Gegenspieler der Reformation, 31.01.20


Stadt Lippstadt

Bruder Martin & Bruder Johann

Ein Theaterstück über Martin Luther und Johann Tetzel, die beiden
wichtigsten Gegenspieler während der Reformation



Lippstadt. Die beiden Schauspieler Oliver Breite und Michael Günther
Bard schlüpfen am 31. Januar nicht nur in die Rollen von Martin Luther
und Johann Tetzel, sie spielen während der Aufführung noch viele
andere Persönlichkeiten der Reformation.

Das Stück erzählt von der Auseinandersetzung der zwei wichtigsten
Gegenspieler der Reformation: Martin Luther und Johann Tetzel. Auf der
einen Seite die radikale moralische Instanz, auf der anderen der
erfolgreiche Verführer, Verkäufer und Moderator.

Die Tragikomödie behandelt die Verführbarkeit des Menschen durch die
Verheißung von Sicherheit und Glück in einer Zeit der großen
Verunsicherungen und Brüche, wie sie gegenwärtig in den westlichen
Gesellschaften ganz ähnlich zu erleben sind. Stellt man Luther und
Tetzel einander aus heutiger Sicht gegenüber, ist davon auszugehen,
dass Tetzel in unserer Mediengesellschaft die wesentlich bessere Figur
machen würde. Der von ihm gebotene Ablass ist auch heute noch ein
Verkaufsschlager, während die "göttliche Brutalität" Luthers (Heine)
vor dem Hintergrund heutiger Realpolitik geradezu weltfremd wirkt.
Würden wir so einen wählen? Einen Mann, der uns durch sein Beispiel
auf uns selbst und unser Gewissen zurückwirft? Oder würden wir Tetzel
wählen, weil er uns Versprechungen macht, von denen wir zwar insgeheim
wissen, dass er sie nicht wird halten können, aber der Verantwortung
übernimmt - und uns unsere eigene Verantwortung abnimmt?

Um 19.15 Uhr gibt es im Zuschauerraum eine Stückeinführung von Linda
Keil.

von Dirk Heidicke

Kammerspiele Magdeburg

Martin Luther und weitere: Oliver Breite

Johann Tetzel und weitere: Michael Günther

Regie: Wolf Bunge

Ausstattung: Meyke Schirmer

Termin: Freitag, 31. Januar 2020, 20 Uhr

Preise: 20,- / 18,- / 16,- / ermäßigt: 10,- / 9,- / 8,-

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und ONLINE über das
VIBUS-Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/485: Wiesbaden - Großer Kostümverkauf des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden, 25.1.2020


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Großer Kostümverkauf des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden



Kurz vor Fastnacht schafft die Kostümabteilung des Hessischen
Staatstheaters Wiesbaden Platz in ihrem Fundus.

Daher findet am Samstag, den 25. Januar 2020 von 11 bis 16 Uhr, der
traditionelle große Kostümverkauf im Malsaal statt. Verkauft werden
Kostüme, Rüstungsteile, Kopfbedeckungen, Schuhe, Wäsche, Theatertiere
und vieles mehr aus allen Stilepochen. Etwa 3.500 Teile werden zum
Verkauf angeboten. Bezahlt werden kann ausschließlich in bar.

Weitere Infos unter:

https://www.staatstheaterwiesbaden.de/programm/spielplan/kostuemverkauf/


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/386: Stunde der Wintervögel - Milder Winter beschert uns weniger Gäste am Futterhaus (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. Januar
2020

NABU: Milder Winter beschert uns weniger Gäste am Futterhaus

Bei der Stunde der Wintervögel wurden rund 38 Vögel pro Garten gezählt
/ hohe Teilnehmerzahl



Berlin - Haussperling, Kohlmeise, Blaumeise, Feldsperling und Amsel -
das sind die fünf häufigsten Vögel in Deutschlands Gärten, wie die
"Stunde der Wintervögel" am vergangenen Wochenende gezeigt hat.

Der NABU und sein bayerischer Partner LBV freuen sich über die weiter
steigende Beteiligung an Deutschlands größter wissenschaftlicher
Mitmachaktion, die am vergangenen Wochenende bei sehr mildem
Winterwetter zum zehnten Mal stattfand. Bis Mittwoch Morgen wurden
bereits die Zählergebnisse von über 112.000 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern aus fast 77.000 Gärten erfasst. Mit über 2,9 Millionen
Vögeln wurden damit pro Garten knapp 38 Vögel gemeldet.

"Das liegt zwar etwas unter dem langjährigen Schnitt von 39,8 Vögeln,
entspricht aber genau unseren Erwartungen", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, "Die Daten aus inzwischen
einem Jahrzehnt Stunde der Wintervögel zeigen deutlich, dass die Zahl
der Vögel in den Gärten umso geringer ist, je milder und schneeärmer
der Winter ist." Denn erst wenn es kalt wird und Schnee liegt, suchen
viele Waldvögel Zuflucht in den Gärten der etwas wärmeren Städte, in
denen sie oft reich bestückte Futterstellen vorfinden. Dazu passt,
dass der ewige Spitzenreiter Haussperling, der sein ganzes Leben in
den Dörfern und Städten verbringt, nur in den beiden kältesten Wintern
des Jahrzehnts, 2011 und 2013 durch die vor allem in Wäldern lebende
Kohlmeise vom Spitzenplatz verdrängt wurde, so Miller.

Die Ornithologen des NABU freuen sich über das Spitzenergebnis des
Haussperlings mit 6,8 Vögeln pro Garten. Noch nie waren es mehr
Haussperlinge seit Beginn der Aktion im Jahr 2011. Offensichtlich
kommt diese Art mit den zuletzt sehr warmen und trockenen Sommern gut
zurecht. Damit bestätigt sich die leichte Bestandserholung nach
Jahrzehnten eines deutlichen Rückgangs.

Die Amsel, die im vergangenen Winter aufgrund einer massiven
Ausbreitung des für Amseln tödlichen Usutu-Virus im Jahr zuvor
deutliche Einbußen zu verzeichnen hatte, verharrt auf diesem niedrigen
Niveau. Die Usutu-Saison 2019 war deutlich schwächer und hat damit
offensichtlich zu keiner weiteren Abnahme geführt.

Größtes Sorgenkind der Naturschützer ist weiterhin der Grünfink. Mit
nur noch 1,17 Vögeln pro Garten setzt diese vor allem in Städten und
Dörfern lebende Art ihre Serie von Minusrekorden fort. Seit 2011 nimmt
diese Art von Jahr zu Jahr um zwölf Prozent ab. Als Ursache vermutet
der NABU unter anderem Trichomoniasis, eine Infektionen mit einem
einzelligen Parasiten, mit dem sich diese Finken häufig an
sommerlichen Vogelfutterstellen infizieren.

Auffällig war, wie erwartet, eine große Zahl von Eichelhähern in
Deutschlands Gärten. In vier von zehn Gärten konnte diese Art
beobachtet werden. Mit 0,82 Vögeln pro Garten waren es 40 Prozent mehr
als im langjährigen Mittel. Zum Rekord hat es trotz des im Herbst
festgestellten massiven Einflugs nord- und osteuropäischer Häher
jedoch nicht gereicht: Im Kältewinter 2011 waren es noch etwas mehr.

NABU Pressedienst, 02/2020

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)


 * 




NABU Rheinland-Pfalz

Milder Winter beschert oft weniger Gäste am Futterhaus

Bei der Stunde der Wintervögel wurden bundesweit rund 38 Vögel pro
Garten gezählt / hohe Teilnehmerzahl



Berlin/ Mainz - Haussperling, Kohlmeise, Blaumeise, Feldsperling und
Amsel - das sind die fünf häufigsten Vögel in Deutschlands Gärten, wie
die "Stunde der Wintervögel" am vergangenen Wochenende gezeigt hat.

Der NABU und sein bayerischer Partner LBV freuen sich über die weiter
steigende Beteiligung an Deutschlands größter wissenschaftlicher
Mitmachaktion, die am vergangenen Wochenende bei sehr mildem
Winterwetter zum zehnten Mal stattfand. Bis Mittwoch Morgen wurden
bereits die Zählergebnisse von über 112.000 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern aus fast 77.000 Gärten erfasst. Mit über 2,9 Millionen
Vögeln wurden damit pro Garten knapp 38 Vögel gemeldet.

"Das liegt zwar etwas unter dem langjährigen Schnitt von 39,8 Vögeln,
entspricht aber genau unseren Erwartungen", so Fiona Brurein,
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit des NABU Rheinland-Pfalz, "Die
Daten aus inzwischen einem Jahrzehnt Stunde der Wintervögel zeigen
deutlich, dass die Zahl der Vögel in den Gärten umso geringer ist, je
milder und schneeärmer der Winter ist." Denn erst wenn es kalt wird
und Schnee liegt, suchen viele Waldvögel Zuflucht in den Gärten der
etwas wärmeren Städte, in denen sie oft reich bestückte Futterstellen
vorfinden. Dazu passt, dass der ewige Spitzenreiter Haussperling, der
sein ganzes Leben in den Dörfern und Städten verbringt, in den beiden
kältesten Wintern des Jahrzehnts, 2011 und 2013 durch die vor allem in
Wäldern lebende Kohlmeise vom Spitzenplatz verdrängt wurde, so
Brurein.

In Rheinland-Pfalz meldeten bisher über 6.400 Menschen aus etwa 4.400
Gärten über 177.000 Vögel. Auf den ersten Rängen finden sich
Haussperling, Kohlmeise und Blaumeise wieder.

Die Ornithologen des NABU freuen sich über das Spitzenergebnis des
Haussperlings mit 6,8 Vögeln pro Garten. Noch nie waren es mehr
Haussperlinge seit Beginn der Aktion im Jahr 2011. Offensichtlich
kommt diese Art mit den zuletzt sehr warmen und trockenen Sommern gut
zurecht. Damit bestätigt sich die leichte Bestandserholung nach
Jahrzehnten eines deutlichen Rückgangs. In Rheinland-Pfalz ist diese
Art mit 7,16 Individuen pro Garten vertreten.

Größtes Sorgenkind der Naturschützer ist weiterhin der Grünfink. Mit
nur noch 1,17 Vögeln pro Garten setzt diese vor allem in Städten und
Dörfern lebende Art ihre Serie von Minusrekorden fort. Seit 2011 nimmt
diese Art von Jahr zu Jahr um zwölf Prozent ab. Als Ursache vermutet
der NABU unter anderem Trichomoniasis, eine Infektion mit einem
einzelligen Parasiten, mit dem sich diese Finken häufig an
sommerlichen Vogelfutterstellen infizieren. Auch in Rheinland-Pfalz
ist eine Abnahme zum Vorjahr zu beobachten.

Auffällig war, wie erwartet, eine große Zahl von Eichelhähern in
Deutschlands Gärten. In vier von zehn Gärten konnte diese Art
beobachtet werden. Mit 0,82 Vögeln pro Garten waren es 40 Prozent mehr
als im langjährigen Mittel. Zum Rekord hat es trotz des im Herbst
festgestellten massiven Einflugs nord- und osteuropäischer Häher
jedoch nicht gereicht: Im Kältewinter 2011 waren es noch etwas mehr.
Für Rheinland-Pfalz stiegen die Eichelhähersichtungen auf 0,98
Individuen pro Garten an, das ist ein Zuwachs von 126 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr.

NABU Rheinland-Pfalz

Ende Pressedienst, 15.01.2020
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NABU Schleswig-Holstein

NABU Stunde der Wintervögel in Schleswig-Holstein: Erneute Invasion
der Eichelhäher

Neumünster, 15. Januar 2020: Auch dieses Jahr freut sich der NABU
wieder über die hohe Zahl von bislang 5.567 Vogelfreuden, die vom
10.-12. Januar 2020 für eine Stunde 148.816 Vögel gezählt haben. Damit
ist wahrscheinlich, dass die Zahl der Teilnehmer*innen im letzten Jahr
erreicht oder gar übertroffen wird.

Deutschlandweit hat dieses Jahr der Eichelhäher aufgrund eines
unerwartet hohen Auftretens schon im Herbst für Aufsehen gesorgt. In
Schleswig-Holstein hat sich gegenüber dem letzten Jahr die Zahl von
0,29 auf 0,57 pro Garten verdoppelt. Schon in den Jahren 2011, 2013
und 2015 traten Häher verstärkt auf. Die Invasionen betrafen sowohl
Schleswig-Holstein als auch das übrige Bundesgebiet.

So wie die Jahre zuvor belegen auch dieses Jahr wieder Haus- und
Feldsperling den ersten und zweiten Rang. Die Zahl der Haussperlinge
scheint in den letzten Jahren in Schleswig- Holstein sogar zu steigen.
Auf den nächsten Plätzen folgen, wie im vergangenen Jahr, Kohlmeise,
Amsel und Blaumeise. Der Trend bei Grünfinken deckt sich mit dem
bundesweiten Ergebnis. So sinkt auch hierzulande die Zahl der
Grünfinken stetig. 2011 wurden 3,15 Vögel pro Garten gezählt, während
es 2020 nur noch 1,12 Grünfinken sind. Grund ist der Einfluss von
Trichomanaden, einer parasitären Krankheit, an der die Finken seit
2009 verstärkt sterben.

Auch Buchfinken traten während der letzten Jahre seltener auf. Die
Abnahme fällt jedoch geringer aus als bei den Grünfinken. Ansonsten
lassen sich in Schleswig-Holstein bei den Standvögeln, die überwiegend
nicht ziehen, keine größeren Abnahmen erkennen, eine gute Nachricht
für viele Vogelfreunde.

Bei den klassischen Wintervögeln, die aus anderen Regionen zu uns
ziehen, sieht es jedoch anders aus. Aufgrund des ungewöhnlich milden
Winters sind in diesem Jahr nicht so viele Wintervögel in den Gärten
zu beobachtet, so bei Erlenzeisigen oder Wacholderdrosseln. Obwohl
mehr Bergfinken dieses Jahr gesichtet worden sind, nimmt die Zahl über
die letzten zehn Jahre betrachtet ab. Das schwächere Auftreten in den
Gärten hängt stark mit der Temperatur zusammen. Je milder der Winter,
desto geringer der Energieverbrauch der überwinternden Vögel: In Folge
dessen kommen weniger Vögel in die Gärten, um das ausgebrachte Futter
aufzunehmen. Auch dies ist eine Auswirkung des Klimawandels, der
langfristig sogar zum Verschwinden klassischer Wintervögel führen
kann. Noch bis zum 20. Januar 2020 können Zählergebnisse unter
www.stundederwintervoegel.de gemeldet werden. Danach steht dann das
endgültige Ergebnis fest.

Mit Spannung erwartet der NABU auch die Ergebnisse der Stunde der
Gartenvögel, die vom 8. bis 10. Mai 2020 stattfindet.

Ende Pressdienst, 15.01.20202

NABU Schleswig-Holstein



Weitere Zählergebnisse können unter www.stundederwintervoegel.de noch
bis zum 20. Januar gemeldet werden.

E-Learning-Tool Vogeltrainer unter: www.vogeltrainer.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 15.01.2020

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Bundesverband

Pressestelle: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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VERPACKUNG/292: Weniger Plastik - mehr Papier? Echte Lösungen statt kurzsichtiger Alternativen (ARA Magazin)


ARA Magazin 25, 2019/20 - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz e.V.

Weniger Plastik - mehr Papier? 

Echte Lösungen statt kurzsichtiger Alternativen



Der Verbrauch von Papierverpackungen in Deutschland steigt rasant
ein Grund dafür ist der boomende Online-Handel. Immer massivere
Auswirkungen haben auch Überlegungen zum grundsätzlich natürlich
richtigen Verzicht auf Plastik etwa zugunsten von Papierverpackungen.
Die Konsequenzen für die Wälder weltweit und das Klima sind bereits
dramatisch.


Papierverpackungen sind der Haupttreiber für den anhaltend hohen
Papierverbrauch in Deutschland und weltweit. Mit 9,9 Millionen Tonnen
machten Kartons für Logistik, Produktpackungen und Papiertüten 2017
bereits knapp die Hälfte des Papierverbrauchs in Deutschland aus. Dies
macht alle Bemühungen zunichte, in anderen Bereichen (z. B. beim
Druckerpapier) Papier einzusparen. Allein bei Papierverpackungen
kommen wir in Deutschland inzwischen jedes Jahr auf über 120 Kilogramm
pro Kopf - das ist etwa so viel wie der gesamte Papierverbrauch in
Frankreich oder der Schweiz.

Online-Shopping boomt und der damit einhergehende Versand von Paketen
ist geradezu explodiert. 2017 haben Dienstleister wie DHL, Hermes, DPD
und GLS über 3 Milliarden Päckchen und Pakete an deutsche Kunden
ausgeliefert. Für 2022 wird eine Zunahme auf über 4 Mrd. vorausgesagt.
Laut Umweltbundesamt hat der Verbrauch von Papierverpackungen im
Versandhandel innerhalb von zehn Jahren um 540 % zugenommen.

Versteckte Verbräuche

Ein großer Teil des Verbrauchs von Verpackungen entsteht auch im
sogenannten "Pre-Consumer-Bereich". Das heißt: Für die Logistik in und
zwischen den Unternehmen werden Kartons und Verpackungen verwendet -
lange bevor ein Produkt am Ende im Supermarkt-Regal steht. Zusätzlich
werden Produkte wie z.B. Kosmetika teils in aufwendige Umverpackungen
gehüllt, damit sie besonders hochwertig erscheinen und größere Flächen
für Produktinformationen und Marketing genutzt werden können.

Papier versus Plastik - Ökobilanz zweifelhaft

Die berechtigte Diskussion um Plastikmüll führt zu politischen
Initiativen wie dem geplanten Verbot von Plastiktüten. Laut Prognosen
könnte dies den Papierverbrauch weiter ansteigen lassen. Statt
Plastiktüten werden an vielen Supermarktkassen inzwischen Papiertüten
angeboten und die vermeintlich umweltfreundliche Alternative wird von
Kundinnen und Kunden zufrieden nach Hause getragen. Mit ihrem
Marketing für Papier statt Plastik versuchen Papierhersteller den
Eindruck zu erwecken, dass Papier ein unbedenkliches Material mit
geringem ökologischen Fußabdruck wäre. Durch entsprechende Slogans
wird genau diese Wahrnehmung gezielt verstärkt.

Dabei hat Papier gravierendere Folgen für die Umwelt als viele denken
- die einfache, ökologisch bessere Alternative zu Plastik ist es
jedenfalls nicht. Im Gegensatz zu vielen Kunststoffen ist Papier zwar
biologisch abbaubar, doch zur Herstellung werden täglich unzählige
Bäume gefällt. Natürliche Wälder werden gerodet und an ihrer Stelle
werden vor allem in Ländern des globalen Südens industrielle
Monokulturen für die Gewinnung von Zellstoff gepflanzt. Dabei kommt es
immer wieder zu sozialen Konflikten, wenn z.B. für die Landwirtschaft
benötigte Flächen verloren gehen.

Dazu kommt der enorme Energie- und Wasserverbrauch: Die deutsche
Papierindustrie ist einer der größten Energieverbraucher der
Bundesrepublik und die damit verbundenen CO2-Emissionen verstärken die
Klimakrise.

Mit Verpackungen auf Basis von Weizenstroh, Gras und anderen Pflanzen
soll nun die Ökobilanz verbessert werden. Doch auch bei den
alternativen Rohstoffen stellt sich die Frage nach den Nebenwirkungen.
Die industrielle Landwirtschaft zum Beispiel, in deren Zuge relevante
Mengen von Reststoffen wie Weizenstroh anfallen, steht wegen ihrer
schädlichen Umweltwirkungen selbst in der Kritik von Umweltverbänden.

Auf der Suche nach Lösungen

Vor diesem Hintergrund veranstalteten denkhausbremen und ARA gemeinsam
mit dem Environmental Paper Network (EPN) Anfang des Jahres die
europäische Fachkonferenz "Papiersparen - Verpackungen im Fokus". Die
Konferenz thematisierte die Hintergründe und Konflikte, die sich aus
unserem nicht nachhaltigen Verbrauch von Papierverpackungen ergeben
und brachte NGOs, Hersteller und Handel an einen Tisch. Gemeinsam
erarbeiten die TeilnehmerInnen Lösungsstrategien für einen
verantwortungsvollen Einsatz von Papierverpackungen.

Die beste Umwelt- und Sozialverträglichkeit verspricht ein einfacher
Gedanke: Verpackungen gar nicht erst zu nutzen. Mit "Mehrweg statt
Einweg" lässt sich der Wegwerf-Mentalität etwas entgegensetzen und
viel Papier einsparen.

Neue "Unverpackt-Läden" machen es vor und bieten ihren KundInnen lose
Ware aus Großgebinden an, die in mitgebrachte Dosen und Gläser
abgefüllt werden kann. Versandunternehmen haben erfolgreich eigene
Mehrweginitiativen mit stabilen Kisten und Beuteln aus recyceltem
Kunststoff gestartet. Auch übergreifende Pfandsysteme wären denkbar.

Die Politik ist gefragt, den geeigneten Rahmen für eine Wende beim
Papierverbrauch zu setzen. Sie kann Standards etablieren, Papier über
finanzielle Instrumente verteuern oder Mehrwegsysteme direkt fördern.

Unternehmen können in Eigeninitiative überlegen, wie sie Verpackungen
vermeiden können - und VerbraucherInnen können mit ihrem
Einkaufsverhalten ein Beispiel geben und die richtigen Trends setzen.

 * 

Quelle:

ARA Magazin 25, 2019/20, Seite 14 - 15

Arbeitsgemeinschaft Regenwald und Artenschutz e.V.

August Bebel Str. 16-18, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 6 59 43, Fax: 0321 / 213 140 96

E-Mail: ara@araonline.de

Internet: www.araonline.de

 

Das ARA Magazin erscheint jährlich.

Mitglieder und Förderer von ARA erhalten es kostenlos.
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BILDUNG/3428: Magdeburg - Nachts im Gewächshaus, 17.01., 14.+29.2.


Landeshauptstadt Magdeburg

"Nachts im Gewächshaus"

Am 17. Januar um 18.00 Uhr



In den Gruson-Gewächshäusern geht es am 17. Januar um 18.00 auf die
Suche nach geheimnisvollen Gewächsen, den Schlafplätzen der
Straußwachteln und nach besonderen Blüten. Taschenlampen können
mitgebracht werden.

Abends und nachts herrscht in den tropischen und subtropischen
Gewächshäusern eine ganz besondere Stimmung. Die Beleuchtung sorgt für
ein Wechselspiel aus hell angestrahlten Pflanzen und Gewächsen im
Halbdunkel. An verschiedenen Orten in den Gruson-Gewächshäusern gibt
es spannende Informationen zu exotischen Pflanzen, zu den tierischen
Bewohnern und zu Besonderheiten der tropischen Glashäuser.

Die Veranstaltung wird für Erwachsene sowie für Kinder und Jugendliche
ab 10 Jahren empfohlen. Tickets gibt es für 4,50 Euro (ermäßigt 3
Euro) an der Abendkasse.

Weitere Taschenlampenführungen stehen für den 14. und 29. Februar auf
dem Programm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.01.20

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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BILDUNG/3427: Kassel, 29.1. - Vortrag "Ab in die 80er, Sonne im Tank!"


documenta-Stadt Kassel

Vortrag im Stadtmuseum am 29. Januar



Ein Vortrag zum Thema "Ab in die 80er: Sonne im Tank!" von Heino
Kirchhof, DGS/ASK Umwelthaus Kassel, findet statt am Mittwoch, 29.
Januar, ab 18 Uhr im Stadtmuseum.

Im Zuge der Umweltbewegung der 1980er Jahre wurden neue Ideen zu
alternativen Energien und elektrischer Mobilität entwickelt. Seit 1985
fanden regelmäßige Weltmeisterschaften für Solarmobile statt, die sog.
Tour de Sol. Auch Kasseler waren mit ihren selbstgebauten Fahrzeugen
dabei. Ein Team aus der Oskar-von-Miller Berufsschule und der
Gesamthochschule Kassel arbeiteten in ihrer Freizeit an ihren Mobilen
und wurden dabei von der Industrie, Ausbildungsbetrieben und der
Energiewirtschaft unterstützt. Der Erfolg und das zunehmende Interesse
für die Umwelt hatten Firmengründungen zur Folge. Wenige Jahre später,
beim Erreichen der Deutschen Einheit, entstand der erste "Solartrabi".

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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BILDUNG/3426: Lectures for future, Bielefeld, 16.1. - "Pestizide. Risiken und Nebenwirkungen", 16.01.20


Stadt Bielefeld

Vortrag "Pestizide - Risiken und Nebenwirkungen" in der VHS



Bielefeld (bi). Volkshochschule und Universität Bielefeld laden am
Donnerstag, 16. Januar, in der Reihe "Lectures for future: der Mensch
in einer begrenzten Umwelt" ein zu Vortrag und Diskussion. Die
Biologin Prof. Dr. Caroline Müller und Historiker Dr. Jürgen
Büschenfeld referieren ab 18 Uhr im Historischen Saal der VHS im
Ravensberger Park über "Pestizide- Risiken und Nebenwirkungen".
Pestizide werden seit Jahrzehnten in der Landwirtschaft eingesetzt um
Pflanzen vor Schädlings- und Pilzbefall sowie vor Konkurrenz durch
andere Pflanzen zu schützen. Ernteausfälle sollen damit vermieden und
Erträge maximiert werden. Gegen diverse Pestizide wurden jedoch
bereits Resistenzen entwickelt und resistente Organismen können sich
umso erfolgreicher ausbreiten. Spuren von Pestiziden reichern sich in
unseren Ökosystemen an und können bei Nicht-Zielorganismen Schäden auf
diversen Ebenen auslösen.

Moderiert wird der Abend von Gerd Kurbjuhn (VHS) und PD Dr.
Anne-Kathrin Warzecha (Universität Bielefeld).

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.01.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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DEMO/284: "Wir haben es satt!", Berlin 18.1. - Der Landwirtschaft eine Perspektive geben (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 15. Januar 2020

Der Landwirtschaft eine Perspektive geben

BUND Niedersachsen ruft zur Teilnahme an "Wir haben es satt!"-Demo auf



In diesen Tagen starten auch in Niedersachsen zahlreiche Bäuerinnen
und Bauern mit ihren Treckern Richtung Berlin. Sie nehmen am 18.
Januar an der Großdemonstration "Wir haben Agrarindustrie satt!" teil.
Ein breites Bündnis aus Landwirtschaft und Gesellschaft fordert dort
gemeinsam, dass sich die Bundesregierung jetzt den wichtigen
Zukunftsaufgaben stellt, statt Bauernhöfe und Umwelt weiter die
politischen Versäumnisse ausbaden zu lassen. Der BUND tritt dabei
entschieden einer gesellschaftlichen Spaltung von Landwirtschaft und
Naturschutz entgegen.

"Eine Landwirtschaft, wie es sie heute gibt, wird es in 15-20 Jahren
hierzulande nicht mehr geben", sagt der BUND-Landesvorsitzende Heiner
Baumgarten. "Niedersächsische Landwirte müssen in den kommenden Jahren
enorme Umbrüche bewältigen. Dies wird ohne weiteres Höfesterben nur
gelingen, wenn wir als Gesellschaft hinter ihnen stehen." Der BUND
Niedersachsen begrüßt, dass Agrarministerin Otte-Kinast für
Niedersachsen einen Gesellschaftsvertrag mit der Landwirtschaft
anstrebt, um Bäuerinnen und Bauern bei diesem gesellschaftlich
gewünschten Umbau zu unterstützen. Dazu gehören faire Preise für
nachhaltig und ökologisch erzeugte Lebensmittel, aber auch eine
Agrarförderung, die Mehrleistungen von Landwirten für den Natur- und
Umweltschutz entsprechend honoriert.

Ein Schritt in die richtige Richtung sind die Ökomodellregionen, die
das niedersächsische Landwirtschaftsministerium kurz vor Weihnachten
in Holzminden, Goslar und Uelzen auf den Weg gebracht hat.
"Regionalität bietet gute Chancen, Lebensmittel nachhaltig und
wirtschaftlich zu erzeugen, zu verarbeiten und zu vermarkten", betont
der BUND-Agrarexperte Tilman Uhlenhaut. "Sie eröffnet Landwirten eine
neue Perspektive und erleichtert ihnen den Umstieg von nachhaltige
Bewirtschaftungsformen."

Die Demonstration in Berlin wird von Tausenden Bäuerinnen und Bauern
getragen. Zusammen mit rund 100 Organisationen aus der
Zivilgesellschaft treten sie für eine Landwirtschaft und
Lebensmittelpolitik ein, in der Bauern fair entlohnt werden und sich
alle Menschen gesund ernähren können. Der BUND Niedersachsen ruft zur
Teilnahme auf. "Fahren Sie nach Berlin und fordern Sie mit uns eine
ökologische und soziale Agrarwende!", appelliert Baumgarten. "Setzen
Sie sich für die nachhaltige Erzeugung von Lebensmitteln und damit den
Erhalt unserer Kulturlandschaft ein!"

Die Demonstration am 18.1. beginnt um 12 Uhr am Brandenburger Tor. Auf
der Bühne sprechen die alternative Nobelpreis-Trägerin Vandana Shiva,
Vertreter*innen von Fridays for Future, Imker*innen, Landwirte,
Naturschützer*innen und viele mehr.

Weitere Informationen: www.wir-haben-es-satt.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.01.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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